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Vorwort 
 
Mit der Privatisierung der Eisenbahnen Europas seit den 1990er Jahren und der Grenzöffnung 
innerhalb Europas entstand auch zunehmend ein grenzüberschreitender Eisenbahnverkehr ohne 
Halt. Etwa im gleichen Zeitraum wurden elektronische und softwarebasierte Systeme in der 
Bahnsicherungstechnik entwickelt, die nicht nur in Europa sondern weltweit Anwendung fin-
den. Diesem Trend stehen aber sehr heterogene, national geprägte Betriebsregeln, sicherungs-
technische Philosophien und technische Lösungen gegenüber, die ihre historischen Ursachen 
haben. Da diese Vielfalt bisher noch nicht überwunden ist, führt das unzweifelhaft zu einer 
enormen Kostenbelastung des Systems Bahn.  
Um diese missliche Situation zu verbessern und vielleicht in der Zukunft gar zu bereinigen, 
stünde an erster Stelle eine Analyse und daraus resultierend eine Systematisierung der Anforde-
rungen, Technologien und technischen Lösungen in der Bahnsicherungstechnik.  
In der über 170-jährigen Geschichte der Eisenbahnsicherungstechnik ist dieses Werk der welt-
weit erste Versuch, eine übergreifende, von den nationalen Besonderheiten abstrahierende Sys-
tematik sicherungstechnischer Funktionen zu schaffen. Entstanden ist eine generische Systema-
tik, in die sich sämtliche Systeme und Verfahren genau einordnen und klassifizieren lassen.  
Der wissenschaftliche Ansatz besteht in der Betrachtung einer Fahrt eines Eisenbahnfahrzeuges 
in einem Gleisabschnitt. Da es bei der gesamten Betriebssteuerung der Eisenbahn nur um das 
Zulassen von Fahrten mit Eisenbahnfahrzeugen und damit um das Verwalten von Nutzungs-
rechten an Gleisabschnitten geht, ist mit diesem Ansatz die Abkehr von bisherigen prozessori-
entierten oder technikorientierten Betrachtungsweisen gelungen. Es werden stattdessen die ei-
senbahnbetrieblichen und sicherungstechnischen Grundfunktionen herausgestellt. Die Wissens-
basis erschließt sich aus dem vom Verfasser mitherausgegebenen internationalen Lehrbuch 
„Railway Signalling & Interlocking – International Compendium“, in das das Fachwissen eines 
internationalen Teams von Experten aus drei Kontinenten eingegangen ist. 
Als Grundlagenwerk für wissenschaftliche Arbeiten oder projektbezogene Lösungsansätze wird 
das hier vorliegende Werk ebenso empfohlen wie für alle in der Bahnsicherungstechnik Lehren-
den. Dem Leser möge es sowohl zur Erweiterung des fachlichen Horizontes als auch als Anre-
gung dienen, die eigenen Überlegungen auf eine sauber begründete, international kompatible 
Systematik aufzubauen.    
 
im Februar 2011 
Prof. Dr.-Ing. Jörn Pachl 
Prof. Dr.-Ing. Jochen Trinckauf 
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Zeichenerklärung für Darstellungen von Signalbildern 
und -bedeutungen 
 
Es wurden folgende Symbole für die Signalbilder und -bedeutungen verwendet: 
 
 Rot bzw. „Halt“ 
 Gelb bzw. „Halt-Ankündigung“ 




Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 13 von 139  
Abschnitt I: Einführung 
1 Zielstellung der Arbeit 
Die Bahnsicherungstechnik ist eines der wenigen technischen Fachgebiete, die bis vor kurzer 
Zeit weitestgehend national betrachtet wurden. Aufbauend auf weitgehend gemeinsamen grund-
legenden Sicherungszielen haben sich im Laufe der Geschichte in vielerlei Hinsicht völlig un-
terschiedliche Prinzipien entwickelt, die in Kooperation zwischen dem jeweiligen nationalen 
Eisenbahnunternehmen und den entsprechenden, meist ebenfalls national agierenden Herstellern 
sicherungstechnischer Anlagen entstanden. Dies ist in Europa besonders ausgeprägt, wo beson-
ders in Westeuropa jeder Nationalstaat seine eigenen sicherungstechnischen Prinzipien entwi-
ckelte. Prägend dafür war insbesondere die „Gründerzeit der Eisenbahn“ von ca. 1870 bis 1900. 
Spätere Neu- und Weiterentwicklungen bauten überwiegend auf den in dieser Zeit entwickelten 
Prinzipien auf, meist ohne dass diese grundlegend verändert oder vereinheitlicht worden wären. 
Im östlichen Teil Europas ist die Vielfalt etwas geringer, historisch bedingt durch die stärkere 
Beeinflussung der Entwicklung durch wenige Länder (insbesondere Deutschland und Russland) 
und durch gewisse Vereinheitlichungsbestrebungen im Rahmen der OSŽD in den 1950er Jah-
ren. Dennoch ist auch hier keinesfalls eine Einheitlichkeit gegeben. 
Nordamerika wiederum folgte eigenen Prinzipien, wobei hier eine technische Sicherung in ge-
ringerem Umfang vorhanden ist als in Europa und viel Sicherheitsverantwortung beim Personal 
liegt. 
Außerhalb Europas und Nordamerikas wurden anfangs dort, wo Eisenbahnen errichtet wurden, 
die Sicherungsprinzipien häufig von der jeweiligen Kolonialmacht übernommen. Später nahmen 
dann häufig die Prinzipien aus dem Heimatland des jeweils beauftragten (meist europäischen 
oder nordamerikanischen) Herstellers eine bestimmende Rolle ein. 
Im Gegensatz zu dieser immer noch weitgehend nationalen Ausrichtung der Sicherungstechnik 
stehen die Anforderungen, die sich hinsichtlich der zunehmenden Globalisierung der Verkehrs-
märkte, der technischen Interoperabilität und des Anbieterwettbewerbes im Bereich der bahn-
technischen Ausrüstung ergeben. 
Das Wissen der Fachleute beruht aus den oben beschriebenen Gründen bis heute weitgehend auf 
den nationalen Ausprägungen der Sicherungstechnik. Es gibt wenig aufgeschriebenes Fachwis-
sen, das dem internationalen Gedanken Rechnung trägt. Dies führt in der Praxis häufig zu Miss-
verständnissen und Unverständnis im internationalen Kontext. 
Zielstellung dieser Arbeit ist es daher, das sicherungstechnische Wissen international zusam-
menzutragen und auf einem hohen Abstraktionsgrad zu verallgemeinern. Dabei sollen sowohl 
gemeinsame Zielstellungen als auch Gemeinsamkeiten und Unterschiede in den Prinzipien der 
Realisierung herausgestellt werden. Im Zuge der Arbeit wurden Fachleute aus verschiedenen 
Ländern befragt und umfangreiche Literaturrecherchen durchgeführt. Die Arbeit resultierte im 
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Buch „Railway Signalling and Interlocking – International Compendium“ (Theeg/Vlasenko 
2009). Die vorliegende Dissertation wertet dieses Buch aus und fasst dessen wesentliche wis-
senschaftliche Ergebnisse zusammen. 
2 Vorgehensweise und Abgrenzung 
Im ersten Schritt der Arbeit stand die Recherche der sicherungstechnischen Prinzipien in ver-
schiedenen Ländern. Dabei lag der Schwerpunkt nicht im Erfassen aller Details zu allen Län-
dern, sondern im Verständnis grundlegender Prinzipien. Quellen waren im Wesentlichen Fach-
veröffentlichungen in Büchern, Zeitschriften und dem Internet sowie Diskussionen mit Exper-
ten, hauptsächlich im Rahmen der Zusammenarbeit an der Erstellung des Buches 
(Theeg/Vlasenko 2009). Eine vollständige Informationsbeschaffung zu allen Ländern war auf-
grund der Verfügbarkeit von Informationen nicht möglich und zur Erreichung der Zielstellung 
der Arbeit auch nicht notwendig. Vielmehr erfolgte in der Recherche eine Schwerpunktsetzung 
auf diejenigen Länder, die für die Entwicklung der Sicherungstechnik während ihrer „Gründer-
zeit“ (ca. 1870 bis 1900) international besonders prägend waren. Nach (Pachl in: 
Theeg/Vlasenko 2009, Kapitel 3.1) sind dies insbesondere Großbritannien, Deutschland und die 
USA. Darüber hinaus wurden, um auch national unterschiedliche Ausprägungen zu erfassen, je 
nach Verfügbarkeit von Informationen weitere Länder in die Recherche einbezogen, die über 
ausgeprägte Besonderheiten und Entwicklungstendenzen verfügen. Dies waren insbesondere 
verschiedene europäische Länder, Russland und Japan. 
Weiterhin lag der Schwerpunkt der Recherche in aktuell angewandten Systemen, wobei jedoch 
mitunter auch historische Entwicklungszusammenhänge in die Recherche einbezogen wurden. 
Aufgrund dieser Recherche konnten recht zuverlässige Erkenntnisse gewonnen werden bezüg-
lich der wesentlichen international vorkommenden Prinzipien. Diese wurden im nächsten 
Schritt verallgemeinert und abstrahiert, um so grundlegende Aussagen über die sicherungstech-
nischen Prinzipien weltweit zu gewinnen. 
Hilfsbedienungen in der Rückfallebene wurden in dieser Arbeit aufgrund der großen Vielfalt 
nicht generell, sondern nur anhand einzelner repräsentativer Beispiele untersucht. 
3 Grundprinzipien der Sicherungstechnik 
Grundsätzliche Aufgabe der Sicherungstechnik ist die sichere Abwicklung des Bahnbetriebs. 
Dies erfolgt unter Maßgabe der Besonderheiten des Bahnbetriebs wie geringe Haftreibung (und 
damit lange Bremswege) und Spurführung (deren Erhaltung notwendig für die Sicherheit ist, die 
aber andererseits auch die Unmöglichkeit von Ausweichmanövern zur Folge hat). Zu den Siche-
rungsaufgaben gehören insbesondere folgende: 
 Sicherheit gegen Kollisionen mit Schienenfahrzeugen oder externen Objekten. Die Si-
cherung gegenüber anderen Schienenfahrzeugen erfolgt durch die drei grundlegenden 
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Sicherungsfunktionen des Gegenfahrschutzes, des Folgefahrschutzes und des Flanken-
schutzes. Die Sicherung gegen externe Objekte kann mit relativ hohem Aufwand durch 
entsprechende Erkennungsmaßnahmen realisiert werden, meist beschränken sich die 
Bahnen jedoch (unter Inkaufnahme eines niedrigeren Sicherheitsniveaus) auf Regeln, 
die die Präsenz externer Objekte im Gleisbereich entweder ständig (Strecke außerhalb 
von Kreuzungsstellen) oder temporär (z.B. Bahnübergänge) verbieten. 
 Sicherheit gegen Entgleisung. Dies gilt sowohl an den stetigen Stellen des Fahrweges 
als auch im Bereich beweglicher Fahrwegelemente. Daraus ergibt sich für die Siche-
rungstechnik einerseits die Aufgabe der korrekten Geschwindigkeitswahl und anderer-
seits die Sicherung an beweglichen Fahrwegelementen, indem eine Fahrt über diese nur 
zugelassen werden kann, wenn sie sich in der entsprechenden Lage befinden, und ein 
Umstellen während des Stattfindens einer Fahrt verhindert werden muss. 
Wie in vielen technischen Regelungsprozessen kann die sichere Steuerung des Bahnbetriebs in 
einem Regelkreis dargestellt werden. Abbildung 1 zeigt den Regelkreis der Bahnsicherungs-
technik nach (Maschek 2009) und (Trinckauf in: Theeg/Vlasenko 2009). Die zu regelnde Größe 
ist die Bewegung von Schienenfahrzeugen im Streckenabschnitt sowie damit im Zusammen-
hang stehend die Lage der beweglichen Fahrwegelemente und der Zustand des Lichtraumpro-
fils. 
Der Regelkreis lässt sich einteilen in zwei Teilregelkreise, die sich gegenseitig beeinflussen. 
Zum einen ist dies der Teilregelkreis der beweglichen Fahrwegelemente und anderer Elemente 
(z.B. Bahnübergänge) mit deren Lageerfassung auf der sensorischen und der Ausgabe von 
Stellbefehlen auf der aktorischen Seite. Zum anderen ist dies der Teilregelkreis der Fahrzeug-
bewegungen mit der Erfassung der Freimeldungen und Lagebestimmungen auf der sensorischen 
und der Ausgabe von Fahrbefehlen und anschließender Fahrtsteuerung auf der aktorischen Sei-
te. Beide Teilregelkreise überschneiden sich in der Informationsauswertung, die nur für beide 
gemeinsam erfolgen kann. So ist eine Voraussetzung für die Fahrtzulassung die richtige Lage 
der beweglichen Fahrwegelemente, und eine Voraussetzung für das Umstellen beweglicher 
Fahrwegelemente ist, dass sich darauf keine Schienenfahrzeuge befinden. 
Innerhalb des Teilregelkreises der Fahrzeugbewegungen befindet sich bei den meisten moder-
nen Systemen ein weiterer kleinerer Regelkreis, der das Ergebnis der Fahr- und Bremssteuerung 
mit den ausgegebenen Sollwerten vergleicht und bei sicherheitskritischen Abweichungen si-
chernd eingreift. Dies erfolgt mittels der Zugbeeinflussungssysteme. 
Weiterhin wurden in den Regelkreis diejenigen Verfahren und Anlagen integriert, die für die 
Prüfung des Fahrzeugzustandes und des Streckenzustandes (einschließlich ggf. Umweltbedin-
gungen) verantwortlich sind. Dies können Beobachtungsverfahren durch den Menschen oder 
technische Gefahrenmeldeanlagen sein. Die fahrzeugbezogenen Werte werden am Zug vor sei-
ner Einfahrt in den zu regelnden Abschnitt geprüft, wenn er sich noch anderswo befindet, die 
streckenbezogenen Werte dagegen vor Einfahrt des Zuges am zu regelnden Streckenabschnitt. 
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Die Betriebsleittechnik nimmt eine übergeordnete Rolle ein und beeinflusst steuernd den siche-






























Abbildung 1: Regelkreis der Bahnsicherungstechnik 
Die folgenden Kapitel der vorliegenden Arbeit betrachten, ausgehend vom Regelkreis, die ein-
zelnen Teilaufgaben der Bahnsicherungstechnik näher und vergleichen die einzelnen Punkte auf 





Der Fokus dieser Arbeit liegt, ausgehend von den Anforderungen, auf den Technologien. Tech-
niken werden nur am Rande betrachtet. 
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Abschnitt II: Auswertung zu den Teilen des 
sicherungstechnischen Regelkreises 
In den folgenden Kapiteln werden, basierend auf dem Regelkreis der Bahnsicherungstechnik 
(Abbildung 1), die einzelnen Teilaspekte der Sicherungstechnik ausgewertet. 
4 Lichtraumprofil 
Das Querprofil des vom Eisenbahnfahrzeug beanspruchten Raumes kann in verschiedene Kate-
gorien unterteilt werden: 
 Die kinematische Grenzlinie umgibt den Raum, der vom sich bewegenden Schienen-
fahrzeug in Anspruch genommen wird. 
 Der Lichtraum ist der Raum längs des Fahrwegs, der frei sein muss, damit sich Schie-
nenfahrzeuge ohne Gefährdung entlang des Fahrwegs bewegen können. Der Lichtraum 
umfasst zusätzlich zum von der kinematischen Grenzlinie umgebenen Raum weitere 
von Einbauten freizuhaltende Räume. 
 Der Gefahrenraum ist der seitliche Raum um die Gleisachse, in dem sich bei Durchfahrt 
von Schienenfahrzeugen keine Personen aufhalten dürfen. Er ist bei der Planung von 
Sicherheitsräumen für im Gleisbereich arbeitende Bahnbedienstete zu berücksichtigen. 
Unterschiede im Querprofil können sich insbesondere nach folgenden Kriterien ergeben: 
 Nach den Regelabmessungen der Schienenfahrzeuge: Diese können sich sowohl länder-
spezifisch als auch innerhalb eines Landes für verschiedene Bahnen unterscheiden. So 
können beispielsweise Stadtschnellbahnen oder Schmalspurbahnen andere Fahrzeug-
abmessungen und damit andere Querprofile aufweisen als regelspurige Fernbahnen in 
demselben Land. Beim übergreifenden Fahrzeugeinsatz auf verschiedenen Bahnen sind 
diese Besonderheiten zu beachten und stellen unter Umständen eine erhebliche Restrik-
tion dar. Die meisten europäischen Bahnen haben jedoch für regelspurige Fernbahnen 
einheitliche Fahrzeugumgrenzungslinien (sog. „Bezugslinien“) festgelegt, um den 
grenzüberschreitenden Fahrzeugeinsatz zu ermöglichen. 
 Nach der zulässigen Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge: Je schneller die Schie-
nenfahrzeuge fahren, desto breiter wird der Gefahrenraum. 
Bedeutung für die Sicherungstechnik gewinnt das Querprofil in zweierlei Hinsicht: 
 Der Standort des Grenzzeichens an Weichen, Kreuzungen und Kreuzungsweichen er-
gibt sich aus den kinematischen Grenzlinien beider zusammenlaufender Gleise. Aus 
dem Standort des Grenzzeichens wiederum ergeben sich vielfach Gleisfreimeldegren-
zen, Durchrutschweglängen und andere Objekte mit räumlichem Bezug. 
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 In Fällen, in denen eine Lichtraumfreiprüfung betrieben wird (Kapitel 7.5.4), ergeben 
sich aus dem Lichtraumprofil die Abmessungen des (theoretisch) freizuprüfenden Rau-
mes. 
5 Fahrt in einem Gleisabschnitt 
5.1 Einteilung von Fahrzeugbewegungen aus betrieblicher 
Sicht 
Aus betrieblicher Sicht teilen viele Bahnen die Fahrzeugbewegungen in meist zwei Kategorien, 
und zwar Zug- und Rangierfahrten, ein. Dabei dienen Zugfahrten den eigentlichen Verkehrsauf-
gaben und Rangierfahrten den vor- und nachbereitenden Prozessen. Die Abgrenzung zwischen 
diesen Kategorien hinsichtlich der Kriterien, die für die Sicherungstechnik relevant sind, ist 
dabei unscharf und in den nationalen Regelwerken unterschiedlich geregelt. Unterschiede in der 
Abgrenzung zwischen Zug- und Rangierfahrten können sich insbesondere an folgenden Stellen 
ergeben: 
 Hinsichtlich der Frage, ob Zugfahrten auch im Regelbetrieb auf Sicht stattfinden kön-
nen, oder ob alle im Regelbetrieb auf Sicht durchgeführten Fahrten generell den Ran-
gierfahrten zugeordnet werden. Daraus ergeben sich beispielsweise unterschiedliche 
Zuordnungsmöglichkeiten für Fahrten, die das Aufrücken des zweiten Zugteils auf den 
ersten beim Flügeln betreffen, oder allgemein für planmäßige Fahrten auf Sicht ins 
teilweise besetzte Gleis. 
 Hinsichtlich der Frage, ob Rangierfahrten auch mit besetzten Personenwagen stattfinden 
dürfen. Dies kann überall dort relevant sein, wo zwecks Minimierung der Umsteige-
notwendigkeit besetzte Personenzüge umgestellt werden, typischerweise beim Flügeln 
von Nahverkehrszügen, beim Umsetzen von Kurswagen oder beim Umstellen von 
Nachtreisezügen. 
 Hinsichtlich der Frage, ob Rangierfahrten auch auf die freie Strecke (nach deutscher 
Definition) übergehen können. Daraus können sich unterschiedliche Zuordnungen erge-
ben beispielsweise für die Fahrten, die in Deutschland als Sperrfahrten bezeichnet wer-
den. 
In den ETCS-Betriebsarten wird ein wesentlicher Unterschied zwischen Zug- und Rangierfahr-
ten deutlich: Bei Zugfahrten bleibt (auch in der Betriebsart On Sight – Fahrt auf Sicht) in der 
ETCS-Definition stets der Zugverband erhalten, während er bei Rangierfahrten als aufgelöst 
anzusehen ist. Rangierfahrten haben unter anderem den Zweck des Umstellens von Zugverbän-
den, wenngleich nicht jede Rangierfahrt zwangsläufig mit einer tatsächlichen physischen Auflö-
sung des Zugverbandes verbunden ist. Bei Zugfahrten dagegen bleibt nach dieser Definition der 
Zugverband stets physisch erhalten. Demnach wären nach dieser Definition Fahrten zum Flü-
geln klar den Rangierfahrten zuzuordnen. 
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5.2 Einteilung von Fahrzeugbewegungen aus 
sicherungstechnischer Sicht 
Als eine Grundlage für die nachfolgende Einteilung können zunächst die folgenden grundlegen-
den Sicherungsfunktionen identifiziert werden: 
 Sicherung beweglicher Fahrwegelemente: Diese besagt Folgendes: 
1. Eine Fahrt ist nur dann zulässig, wenn sich alle beweglichen Fahrwegelemente im 
Fahrweg in der richtigen Lage befinden und gegen Umstellen gesichert sind. Solan-
ge eine Zugfahrt zugelassen ist (also das Signal auf Fahrt steht), müssen die beweg-
lichen Fahrwegelemente verschlossen sein. Diese Bedingung wird, sofern sie stre-
ckenseitig technisch realisiert wird, als Signalabhängigkeit bezeichnet. 
2. Nachdem eine Fahrt auf diese Fahrtzulassung hin in einen Bereich eingefahren ist, 
müssen die Fahrwegelemente so lange in ihrer Lage verschlossen bleiben, bis sie 
wieder frei gefahren wurden. Diese Bedingung wird bei streckenseitiger technischer 
Sicherung als Fahrstraßenfestlegung bezeichnet. 
 Abstandshaltung: Im Laufe der Eisenbahngeschichte haben sich verschiedene Verfah-
ren der Abstandshaltung (Abbildung 2) zwischen Schienenfahrzeugen herausgebildet, 
die dazu dienen, Kollisionen zu vermeiden. Diese Verfahren können unterschieden 
werden in Fahren im Sichtabstand, im Zeitabstand und im Raumabstand. Beim Fahren 
im Zeitabstand wird im Unterschied zum Fahren im Raumabstand davon ausgegangen, 
dass nach Ablauf einer definierten Zeit der Abschnitt soweit geräumt wurde, dass ein 
Folgezug ihn sicher benutzen kann. Sollte diese Annahme im Ausnahmefall nicht mehr 
gelten, so sind seitens eines Zuges, der den Abschnitt nicht rechtzeitig räumen kann, 
entsprechende ersatzweise Sicherungsmaßnahmen zu treffen. Diese Verfahrensweise 
entspricht hinsichtlich des Versagens der ersatzweisen Sicherungsmaßnahmen nicht 
dem Fail-Safe-Prinzip, weshalb das Fahren im Zeitabstand als nicht ausreichend sicher 
einzustufen ist und heute kaum noch angewandt wird.  
Innerhalb des Fahrens im Raumabstand ist die zum überwiegenden Teil angewandte 
Lösung der feste Raumabstand. Das Fahren im absoluten Bremswegabstand hat eine 
gewisse Bedeutung in Pilotanwendungen gewonnen, das Fahren im relativen Brems-
wegabstand ist dagegen bisher im Bahnbetrieb ohne Bedeutung geblieben. 
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Abbildung 2: Abstandshalteverfahren im Bahnbetrieb 
Im Folgenden wird eine Einteilung der zugelassenen Fahrzeugbewegungen hinsichtlich siche-
rungstechnikrelevanter Kriterien entwickelt. Es können dazu folgende Kriterien herausgestellt 
werden: 
 Das anwendbare Abstandshalteverfahren: Hier gibt es zwei Kategorien von Fahrzeug-
bewegungen: 
o Fahrten, die auf Sicht durchgeführt werden können, bei denen also der Trieb-
fahrzeugführer selbst den gesamten vor ihm liegenden Bremsweg prüfen kann. 
Die Prüfung umfasst im Regelfall die Abstandshaltung (visuelles Prüfen des 
Freiseins des Fahrweges), kann aber unter bestimmten Voraussetzungen auch 
die Sicherung beweglicher Fahrwegelemente umfassen, wobei dann jedoch das 
Festhalten der beweglichen Fahrwegelemente, während ein Zug sich darauf be-
findet oder sich ihnen nähert, streckenseitig sichergestellt sein muss. Die Prü-
fung erfolgt visuell durch den Triebfahrzeugführer1, kann aber prinzipiell auch 
durch technische Einrichtungen am Fahrzeug erfolgen („Fahren auf elektroni-
sche Sicht“). Eine weitere aus sicherungstechnischer Sicht wichtige Unter-
scheidung des Fahrens auf  Sicht  ist  die  Frage,  ob dabei  mit  Gegenfahrten von 
gleicher Geschwindigkeit zu rechnen ist („Fahren im halben Bremswegab-
stand“), oder ob dies nicht der Fall ist („Fahren im vollen Bremswegabstand“). 
Daraus ergibt sich die Frage der Zulassung oder Nichtzulassung von Gegen-
fahrten in der Sicherungslogik.  
o Fahrten, die nicht auf Sicht durchgeführt werden können. Hier besteht die Not-
wendigkeit, dem Zug streckenseitig einen gesicherten Fahrweg zu garantieren. 
Hierzu wurden die Methoden des Fahrens im Raumabstand und im Zeitabstand 
entwickelt. In der nichttechnischen Form (Sicherung durch streckenseitiges 
Personal) werden beide Methoden angewandt, wenngleich sie zunehmend 
durch technische Sicherung ersetzt werden. Die technische Sicherung des Fah-
                                            
1 Grammatisch maskuline Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für Personen weiblichen und männlichen 
Geschlechts. 
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rens im (festen) Raumabstand ist die Grundlage nahezu der gesamten Siche-
rungstechnik. Prinzipiell wäre es jedoch auch möglich, das Fahren im Zeitab-
stand sicherungstechnisch zu realisieren, etwa durch Zeitverzögerungen bei der 
wiederholten Signalfreigabe. Sinnvoll ist dies jedoch aufgrund der oben be-
schriebenen fehlenden Fail-Safe-Eigenschaft des Fahrens im Zeitabstand nicht. 
 Die Geschwindigkeit: Mit der Geschwindigkeit der Fahrzeugbewegungen wächst quad-
ratisch deren kinetische Energie. Je höher die kinetische Energie bei einer eventuellen 
Kollision oder Entgleisung, desto höher das zu erwartende Schadensausmaß. Daher sind 
die Sicherheitsanforderungen hinsichtlich der Vermeidung von Kollisionen umso grö-
ßer, je größer zum einen die Geschwindigkeit der einzelnen Fahrzeugeinheit, zum ande-
ren aber auch die Relativgeschwindigkeit zwischen zwei kollidierenden Schienenfahr-
zeugen ist. Die Geschwindigkeit der Fahrzeugeinheit beeinflusst das anwendbare Ab-
standhalteverfahren (siehe oben), ist jedoch nicht der einzige Einflussfaktor. So kann in 
Wüstengebieten unter Umständen durchaus mit einer Geschwindigkeit von 100 km/h 
auf Sicht gefahren werden (= maximal zulässige Geschwindigkeit für Fahrten auf Sicht 
außerhalb von Bahnhöfen in Saudi-Arabien), während andernorts bei ungünstigen 
Sichtverhältnissen bereits eine Geschwindigkeit von 15 km/h zu hoch sein kann. 
 Die fahrzeugbedingte Schutzwürdigkeit: Diese bezieht sich auf das zu erwartende Scha-
densausmaß in Abhängigkeit von Eigenschaften der unfallbeteiligten Fahrzeuge. Hier 
können die Fahrzeuge in zwei Kategorien eingeteilt werden: 
o Fahrzeuge mit besonderer Schutzwürdigkeit: Hierzu zählen insbesondere be-
setzte Personenwagen und mit Gefahrgut beladene Wagen. Bei besetzten Per-
sonenwagen stehen dabei die im Fahrzeug befindlichen Personen selbst im Mit-
telpunkt der Schutzwürdigkeit, während bei Gefahrgut der Schutz der Umge-
bung im Mittelpunkt steht (Tabelle 1). 
o Fahrzeuge mit einfacher Schutzwürdigkeit: Dies betrifft alle übrigen Fahrzeuge. 
 Die umgebungsbedingte Schutzwürdigkeit: Diese bezieht sich auf das zu erwartende 
Schadensausmaß in Abhängigkeit von der Umgebung, in der ein möglicher Unfall statt-
findet. Hieraus können sich unter Umständen lokal unterschiedlich strenge sicherungs-
technische Vorkehrungen ergeben. Ebenso wie die Fahrzeuge kann auch die Umgebung 
eingeteilt werden in: 
o Umgebungen mit besonderer Schutzwürdigkeit: Dies kann sich zum einen aus 
besonderen Gefahren ergeben, die in der Umgebung im Fall einer Kollision o-
der Entgleisung entstehen können (z.B. Trinkwasserschutzgebiet, Tanklager in 
Gleisnähe). Zum anderen betrifft dies auch besondere Gefährdungen, die auf 
die unfallbeteiligten Fahrzeuge wirken und aus Umgebungseigenschaften resul-
tieren (z.B. auf hohen Brücken) (Tabelle 1). 
o Umgebungen mit einfacher Schutzwürdigkeit: Dies betrifft alle übrigen Umge-
bungen. 
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Schutz von  
Fahrzeugen Umgebung 
fahrzeugbedingt Besetzte Personenwagen Gefahrgut 
umgebungsbedingt Besonderes Gefährdungspotenzial 




Tabelle 1: Besondere fahrzeug- und umgebungsbedingte Schutzwürdigkeit 
5.3 Gegenüberstellung betrieblicher und 
sicherungstechnischer Einteilung der Fahrten und der 
Sicherungstechnik 
Die Einteilung der Fahrten aus sicherungstechnischer Sicht bildet die Grundlage für die siche-
rungstechnischen Anforderungen. Diese variieren in verschiedener Hinsicht: 
 Der Umfang des erforderlichen Schutzes: Je höher die Geschwindigkeit sowie die fahr-
zeug- und umgebungsbedingte Schutzwürdigkeit, desto größer ist das Gefährdungspo-
tenzial und desto höhere Sicherheit hinsichtlich der Vermeidung von Unfällen wird 
demzufolge gefordert. Dies wirkt sich in der Praxis insbesondere in Unterschieden bei 
Schutzfunktionen wie Durchrutschwegen, Flankenschutz und Zugbeeinflussung aus. 
 Das Erfordernis sicherungstechnischer Funktionen: Hier liegt ein grundlegender Unter-
schied insbesondere im Kriterium des Abstandshalteverfahrens begründet: Wo auf Sicht 
gefahren wird, wird ein Großteil der Sicherungsfunktionen fahrzeugseitig durch den 
Triebfahrzeugführer realisiert und ist daher nicht Inhalt streckenseitiger Sicherungs-
technik. Dies betrifft insbesondere die Abstandshaltung (weitestgehender Entfall stre-
ckenseitiger Gleisfreiprüfung) sowie teilweise auch die Sicherung beweglicher Fahr-
wegelemente (Prüfung der Lage von Fahrwegelementen durch den Triebfahrzeugführer 
statt durch streckenseitige Sicherungstechnik). 
 Der Aufwand für die Signalisierung: Der erforderliche Aufwand für die Signalisierung 
der Fahrterlaubnis und der Geschwindigkeitsbeschränkungen an den Triebfahrzeugfüh-
rer ist abhängig vom Abstandshalteverfahren und von der maximal zulässigen Ge-
schwindigkeit. So ist beim Fahren auf Sicht eine Vorsignalisierung entbehrlich und 
wächst das Erfordernis einer detaillierten Geschwindigkeitssignalisierung im Allgemei-
nen mit der Geschwindigkeit der Strecke. 
Bei vielen Bahnen erfolgt eine Einteilung der Fahrstraßen in Zug- und Rangierfahrstraßen, wo-
bei für Zugfahrstraßen höhere Anforderungen gelten. Es werden also die betrieblichen Fahrten-
kategorien genutzt, um die sicherungstechnischen Anforderungen zu differenzieren. In Tabelle 2 
werden daher die in den Kapiteln 5.1 und 5.2 getroffenen Einteilungen der Fahrten aus betrieb-
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licher und aus sicherungstechnischer Sicht gegenübergestellt. Auf eine Darstellung des Kriteri-
ums „umgebungsbedingte Schutzwürdigkeit“ wurde verzichtet, da hier nirgends ein Zusam-
menhang mit der betrieblichen Einteilung in Zug- und Rangierfahrten erkennbar war. Die Fahr-
ten im Raumabstand wurden in Tabelle 2 weiterhin vereinfacht eingeteilt in Fahrten mit hoher 
und mit niedriger Geschwindigkeit, ohne hierfür eine klar definierte Grenze zu bestimmen. 
Beim Fahren auf Sicht erschien eine weitere Unterteilung nach der Geschwindigkeit nicht als 
sinnvoll. Folgende Zuordnung der betrieblichen Kategorien „Zugfahrt“ und „Rangierfahrt“ kann 
getroffen werden: 
 Fahrten im Raumabstand sind im Allgemeinen immer Zugfahrten. Ausnahmen wären 
denkbar für Leerfahrten mit niedriger Geschwindigkeit, beispielsweise vom und zum 
Abstellbahnhof. 
 Fahrten auf Sicht ohne besondere fahrzeugbedingte Schutzwürdigkeit sind meist als 
Rangierfahrten eingeordnet, können aber je nach Betriebsordnung des jeweiligen Lan-
des unter Umständen auch den Zugfahrten zugeordnet sein. Beispiele für solche Fälle 
sind die in vielen Ländern (nicht in Deutschland) zulässigen Einfahrten von Zügen im 
Regelbetrieb in teilweise besetzte Gleise, das Permissivfahren oder das Fahren auf Vor-
sichtssignal in der Rückfallebene. Dabei betrifft das Permissivfahren sowohl Fahrzeuge 
mit normaler als auch mit besonderer Schutzwürdigkeit (Personenzüge/Güterzüge). Das 
Einfahren im Regelbetrieb in teilweise besetzte Gleise betrifft dagegen häufiger Perso-
nenzüge, so dass diese Fahrten nur selten hier zuzuordnen sind. 
 Zum Fahren auf Sicht mit besonderer fahrzeugbedingter Schutzwürdigkeit kommt au-
ßerdem noch der Umstand hinzu, dass in einigen Ländern Fahrten mit besetzten Perso-
nenwagen generell als Zugfahrten stattzufinden haben, während sie in anderen Ländern 
als Rangierfahrt stattfinden können. Dies betrifft insbesondere Fahrten zum Umstellen 
von Kurswagen und Nachtreisezügen und Flügelfahrten. 
 























Tabelle 2: Zuordnung betrieblicher und sicherungstechnischer Einteilung der Fahrten 
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Somit sind also die betrieblichen Kategorien „Zugfahrt“ und „Rangierfahrt“ durchaus als Krite-
rium für die näherungsweise Abbildung der sicherungstechnischen Anforderungen geeignet. Als 
weiteres Kriterium kommt jedoch oft das hierbei noch nicht berücksichtigte Kriterium der um-
gebungsbedingten Schutzwürdigkeit hinzu, indem in besonders schutzwürdiger Umgebung hö-
here Sicherheitsanforderungen an Fahrten derselben Kategorie gelten. 
5.4 Fahrzeugbewegung im Gleis – Zusammenfassung 
Zwei wesentliche sicherungstechnische Anforderungen müssen erfüllt werden, um Fahrzeug-
bewegungen zu sichern: die Sicherung beweglicher Fahrwegelemente und die Abstandshaltung. 
Diese Funktionen können prinzipiell streckenseitig oder fahrzeugseitig sowie technisch oder 
nichttechnisch realisiert werden. Für die Abstandshaltung existieren verschiedene Prinzipien: 
Das Fahren auf Sicht, das Fahren im Zeitabstand und das Fahren im Raumabstand, wobei bei 
Letzterem insbesondere das Fahren im festen Raumabstand von Bedeutung ist. 
Die Einteilung der Fahrzeugbewegungen kann zum einen nach betrieblichen Kriterien und zum 
anderen nach sicherungstechnischen Kriterien erfolgen. Betrieblich ist die Einteilung in Zug- 
und Rangierfahrten international weit verbreitet. Für die Einteilung aus sicherungstechnischer 
Sicht, aus der sich der Umfang erforderlicher Schutzfunktionen, das Erfordernis bestimmter 
sicherungstechnischer Funktionalitäten und der Aufwand für die Signalisierung ergeben, können 
folgende Kriterien identifiziert werden: 
 anwendbares Abstandshalteverfahren 
 Geschwindigkeit 
 fahrzeugbedingte Schutzwürdigkeit 
 umgebungsbedingte Schutzwürdigkeit 
Zwischen betrieblicher und sicherungstechnischer Einteilung der Fahrzeugbewegungen ist ein 
Zusammenhang vorhanden, jedoch ist die Zuordnung in verschiedenen Fällen international un-
terschiedlich. Dennoch eignen sich die Kategorien „Zugfahrt“ und „Rangierfahrt“ in gewissen 
Grenzen zur Differenzierung der sicherungstechnischen Anforderungen. 
6 Teilregelkreis der beweglichen Fahrwegelemente 
6.1 Abgrenzung, Begriffsbestimmung 
Da die Steuer- und Überwachungseinrichtungen beweglicher Fahrwegelemente eine Einheit 
bilden, wird in diesem Kapitel, bezogen auf den Regelkreis (Abbildung 1), der Punkt „Bewegli-
che Fahrwegelemente“ gemeinsam mit den Punkten „Einlesung Lagemeldung“ (entspricht der 
unten beschriebenen Funktion der Überwachung) und „Ausgabe von Stellbefehlen“ (entspricht 
der unten beschriebenen Funktion des Umstellens) behandelt. 
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Bewegliche Fahrwegelemente im Sinne der hier verwendeten Definition beinhalten alle Ele-
mente, die entweder den Fahrweg unterbrechen oder in diesen hineinragen. Die wichtigsten 
Arten von beweglichen Fahrwegelementen und der grundsätzliche Aufbau sind in allen Ländern 
ähnlich: 
 einfache Weichen, mit besonderen Formen wie Bogenweichen, Weichen mit bewegli-
chem Herzstück und Hochgeschwindigkeitsweichen 
 Kreuzungen 
 Kreuzungsweichen 
 Doppelweichen (von vielen Bahnen vermieden) 
 Drehscheiben und Schiebebühnen 
 Entgleisungsvorrichtungen (Gleissperre, Entgleisungsweiche) 
 andere Einragungen wie Tore und Wasserkräne 
 fahrbahnunterbrechende Elemente wie bewegliche Brücken 
6.2 Anforderungen 
An beweglichen Fahrwegelementen sind folgende Sicherheitsfunktionen maßgebend: 
 Verhinderung von Zusammenstößen mit anderen Fahrzeugen. Dies wird realisiert durch 
den Verschluss der beweglichen Fahrwegelemente in der Fahrstraße und ist in 9.5 be-
handelt. 
 Verhinderung von Entgleisungen an unterbrochenen Fahrwegteilen sowie von Zusam-
menstößen mit Teilen des beweglichen Fahrwegelementes. Dies stellt die eigentliche 
Sicherung der beweglichen Fahrwegelemente dar und ist Inhalt dieses Kapitels 6.  
 Verhinderung der Entgleisung durch zu hohe Geschwindigkeit. Dies wird realisiert 
durch angepasste Geschwindigkeitssignalisierung und ist in 9.5.2 und 10.3.2 behandelt. 
6.3 Grundfunktionen an beweglichen Fahrwegelementen 
Diejenigen Aufgaben an beweglichen Fahrwegelementen, die die Sicherungstechnik betreffen, 
sind in den Antriebs- und Überwachungseinrichtungen konzentriert. Diese werden kurz als 
Weichenantriebe bezeichnet und bilden den Schwerpunkt der folgenden Ausführungen. Im 
Rahmen dieser Arbeit wurden Weichenantriebe aus verschiedenen Ländern verglichen. Dabei 
soll hier der Begriff „Weichenantriebe“ stellvertretend verwendet werden für die entsprechen-
den Antriebe aller beweglichen Fahrwegelemente, also nicht nur von Weichen. Die Aufgaben 
von Weichenantrieben, wie sie international vorkommen, lassen sich dabei inhaltlich folgen-
dermaßen zusammenfassen: 
 Umstellen des beweglichen Fahrwegelements durch Aufbringen der Umstellkraft ein-
schließlich der dazugehörigen Steuerungsvorgänge. 
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 Verschluss in der Endlage, um ein unbeabsichtigtes Umstellen zur Unzeit zu verhin-
dern. Zu unterscheiden sind dabei zwei Verschlussfunktionen: Zum einen der Ver-
schluss innerhalb der sicherungstechnischen Abhängigkeiten, der in 9.5 behandelt wird, 
und zum anderen der Verschluss des Elementes selbst, um ein unbeabsichtigtes Verlas-
sen der Endlage durch möglicherweise wirkende Kräfte (z.B. Rütteln beim Überfahren 
eines Fahrzeuges) zu verhindern. An dieser Stelle wird Letzterer betrachtet. 
 Überwachung der Endlage 
Dabei betreffen die Funktionen „Umstellen“ und „Verschluss“ die aktorische und die Aufgabe 
„Überwachung“ die sensorische Seite des Regelkreises (Abbildung 1). Die Aufgabe des Umstel-
lens ist zwingend erforderlich, um das bewegliche Fahrwegelement als solches nutzen zu kön-
nen. Die Notwendigkeit des Verschlusses und der Überwachung ist dagegen abhängig von der 
Art des beweglichen Fahrwegelements und den im Anwendungsbereich geltenden Sicherheits-
anforderungen und wird in den meisten Fällen gefordert. 
Zu den Weichenantrieben sind in diesem Sinne auch die Antriebs- und Prüfgestänge sowie 
eventuell vorhandene externe Verschlusseinrichtungen (z.B. Klammerspitzenverschluss) zu 
rechnen. Weiterhin stehen die Weichenantriebe in enger Verbindung zu denjenigen Auswerte-
einrichtungen im Stellwerk, die das Umstellen des beweglichen Fahrwegelements steuern sowie 
die Lagemeldungen unmittelbar auswerten. Daher werden die entsprechenden, unmittelbar auf 
das einzelne bewegliche Fahrwegelement bezogenen Teile der Informationsauswertung eben-
falls hier mitbehandelt. Die weitergehenden sicherungstechnischen Abhängigkeiten, zum Bei-
spiel mit anderen beweglichen Fahrwegelementen und zu Signalen, sind jedoch Gegenstand von 
Kapitel 9. 
6.4 Arten von Weichenantrieben 
Weichenantriebe können nach verschiedenen Kriterien bezüglich der Grundfunktionen Umstel-
len, Verschluss und Überwachung unterschieden werden. Im Folgenden werden die Kriterien 
benannt und wird ein Modell zur Einteilung der Weichenantriebe entwickelt. 
6.4.1 Teilbereiche „Umstellen“ und „Verschluss“ 
Das Umstellen und der Verschluss werden häufig in einer gemeinsamen Aktion realisiert, indem 
am Anfang eines Umstellvorganges das Lösen des Verschlusses und an seinem Ende das Her-
stellen des Verschlusses in der neuen Endlage stehen. Für das Umstellen und das Herstel-
len/Lösen des Verschlusses sind folgende Funktionen erforderlich: 
 Generierung des Umstellanstoßes und dessen Übertragung an den Ort des Weichenan-
triebs. Der Umstellanstoß kann strecken- oder fahrzeugseitig generiert werden. Bei der 
fahrzeugseitigen Generierung sendet der Zug das Umstellkommando. Der weitaus häu-
figere Fall ist jedoch die streckenseitige Generierung. Diese kann entweder vor Ort oder 
zentralisiert erfolgen (Orts- bzw. Fernbedienung). Die technische Umsetzung dieser 
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 27 von 139  
Funktion korreliert in der Regel mit der technischen Lösung für die Informationsverar-
beitung insgesamt: Mechanik, Relaistechnik oder Elektronik. 
 Aufbringen der Stellkraft, also das Erzeugen der zum Umstellen des beweglichen Fahr-
wegelementes erforderlichen mechanischen Kraft. Diese wird bei den meisten Lösun-
gen in unmittelbarer Nähe zum beweglichen Fahrwegelement aufgebracht, um die Rei-
bungsverluste auf dem Weg dorthin gering zu halten. Es sind jedoch auch Lösungen 
verbreitet, bei denen die Kraftaufbringung entfernt erfolgt, insbesondere bei mechani-
schen Stellwerken. Das Aufbringen der Stellkraft kann technisch nach verschiedenen 
Arten unterschieden werden, wobei das Unterscheidungsmerkmal die Energieform ist, 
mit der die Weichenantriebseinrichtungen betrieben werden und die, evtl. über Zwi-
schenstufen, in mechanische Bewegung umgewandelt wird. Bedeutsam sind insbeson-
dere die Kraftaufbringung durch Muskelkraft sowie die Umwandlung elektrischer E-
nergie durch Elektromotoren. 
 Umformung und Transport der Stellkraft zu den beweglichen Teilen am beweglichen 
Fahrwegelement. Hier ist die mechanische Bewegung umzuwandeln (zum Beispiel von 
einer Rotation in eine Translation) und an die zu bewegenden Teile (zum Beispiel die 
Weichenzungen) zu übertragen. Diese Vorgänge können mittels unterschiedlicher tech-
nischer Lösungen erfolgen, beispielsweise mit mechanischen Getrieben und Gestängen, 
aber auch pneumatisch oder hydraulisch. 
Aus den Arten der Aufbringung der Stellkraft und deren Übertragung resultieren meist die übli-
chen Bezeichnungen der Weichenantriebe, zum Beispiel: 
 elektromechanische Weichenantriebe: Umwandlung elektrischer Energie in eine Rotati-
onsbewegung mittels eines Elektromotors, deren anschließende Umwandlung in Trans-
lation mittels eines mechanischen Getriebes und Transport an die Weichenzungen mit-
tels Gestänge. 
 elektropneumatische und elektrohydraulische Weichenantriebe: Antrieb einer Pumpe 
mittels eines Elektromotors, Umwandlung in eine Translationsbewegung der Antriebs-
stange mittels Pneumatik/Hydraulik. 
 mechanische Umstellvorrichtung: Aufbringen der Umstellkraft durch Muskelkraft und 
deren Umwandlung und Transport mittels Gestängen und/oder Drahtzugleitungen. 
Der Verschluss der Weiche kann gemeinsam mit dem Umstellvorgang (an dessen Ende, bzw. 
das Lösen des Verschlusses am Beginn des Umstellvorgangs) und/oder in einer gesonderten 
Aktion erfolgen. Auch für das Herstellen und Lösen des Verschlusses ist eine mechanische Be-
wegung erforderlich, so dass die grundsätzliche Funktion aus Erzeugen des Anstoßes, Aufbrin-
gen der Kraft und deren Umformung und Transport dieselbe ist wie beim Umstellen. Der Ver-
schluss kann kraftschlüssig oder formschlüssig erfolgen, bei kraftschlüssigen Verschlüssen 
meist mittels Reibungskraft, wobei allerdings prinzipiell auch andere Kraftarten (z.B. magneti-
sche Kräfte) denkbar sind. Die Verschlusseinrichtungen werden vielfach eingeteilt in: 
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 auffahrbar oder nicht auffahrbar, bezüglich der Frage, ob bei einer Fahrzeugbewegung 
von der falschen stumpfen Seite her ein beschädigungsfreies Auffahren möglich ist 
 interner oder externer Verschluss, bezüglich der Frage, ob sich die Verschlussmecha-
nismen innerhalb des Gehäuses des Weichenantriebs oder außerhalb befinden 
Dabei sind prinzipiell alle Kombinationen möglich: intern auffahrbar, extern auffahrbar, intern 
nicht auffahrbar und extern nicht auffahrbar. Jedoch sind in der Praxis interne Weichenver-
schlüsse meist nicht auffahrbar und externe meist auffahrbar, was jedoch keine allgemeine Ge-
setzmäßigkeit darstellt. 
6.4.2 Teilbereich „Überwachung“ 
Die Überwachung bzw. Lagemeldung erfasst die tatsächliche Lage eines beweglichen Fahrweg-
elementes und gibt die Informationen darüber an die Informationsverarbeitung im Regelkreis 
zurück (Abbildung 1). 
Für alle Arten von beweglichen Fahrwegelementen können im Sinne der Überwachung folgen-
de Lagen bestimmt werden: 
 Endlagen, in den meisten Fällen zwei an der Zahl. Das Vorhandensein der passenden 
Endlage ist sicherungstechnisch relevant und ist daher sicher zu überwachen. Im Zwei-
fel ist das Vorhandensein der Endlage nicht anzunehmen (Fail-Safe-Prinzip). Bei den 
Endlagen handelt es sich bei den einzelnen Arten von beweglichen Fahrwegelementen 
um folgende Lagen: 
o Weiche: die Rechts- und die Linkslage 
o Kreuzungsweiche: Kreuzungsweichen besitzen insgesamt drei (EKW) bzw. vier 
(DKW) Endlagen, in denen sie befahrbar sind. Allerdings können Kreuzungs-
weichen sicherungstechnisch als zwei einfache Weichen dargestellt werden, im 
Fall von DKW als zwei voneinander unabhängige Weichen und im Fall von 
EKW als zwei Weichen mit Folgeabhängigkeit. Beide dieser fiktiven einfachen 
Weichen haben wiederum genau zwei Endlagen. 
o Gleissperre: die aufgelegte und die abgelegte Lage 
o Tore, Wasserkräne und andere Einragungen in den Lichtraum: Hier liegen auch 
zwei Endlagen vor, jedoch ist nur eine für eine bahnsicherungstechnische Ü-
berwachung relevant, nämlich diejenige, bei der der Gegenstand vollständig aus 
dem Lichtraumprofil entfernt ist. 
o bewegliche Brücken: Hier ist aus Eisenbahnsicht auch nur eine Endlage siche-
rungstechnisch relevant, nämlich diejenige, bei der das Gleis nicht unterbrochen 
ist. Die andere (vollständig geöffnete) Endlage ist aus Eisenbahnsicht mit der 
Zwischenlage identisch. Jedoch kann die vollständig geöffnete Endlage eventu-
ell für andere Verkehrsträger sicherungstechnisch relevant sein, zum Beispiel 
für die Freigabe einer kreuzenden Wasserstraße für Schiffe. 
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o Drehscheiben und Schiebebühnen: Hier ist die Zahl der Endlagen meist größer 
als zwei: Für jedes anschließende Gleis kann eine Endlage definiert werden, 
bzw. je nach Konstruktionsform auch eine gemeinsame Endlage für zwei 
gegenüberliegende Gleise, bzw. im Fall einer Drehscheibe zwei um 180° 
gedrehte Endlagen für ein anschließendes Gleis. 
 Eine Zwischenlage, in der sich das bewegliche Fahrwegelement während des Umstell-
vorgangs befindet. In der Zwischenlage darf das bewegliche Fahrwegelement nicht von 
Bahnfahrzeugen benutzt werden. Die Zwischenlage wird im Allgemeinen nicht geson-
dert überwacht, sondern ist als Abwesenheit einer Endlage definiert. Sie stellt auch die 
Rückfallebene für den Fall dar, dass aufgrund technischer Fehler die Lage nicht zwei-
felsfrei bestimmt werden kann: Im Zweifel wird angenommen, dass sich das Element in 
der Zwischenlage befindet. 
 Optional eine oder mehrere aktiv gemeldete Auffahr- und Störzustände als Sonderfall 
der Zwischenlage: Diese Lagen werden im normalen Betrieb nicht erreicht, sind jedoch 
mitunter definiert, um beispielsweise das Auffahren einer Weiche erfassen und auswer-
ten zu können und so die Auswahl der richtigen betrieblichen und instandhaltungstech-
nischen Maßnahmen in diesen Fällen zu unterstützen. 
Für eine weitere bahnsicherungstechnische Auswertung relevant ist die sichere Information über 
die Endlage. Empfänger dieser Information können entweder Personen sein, denen durch spe-
zielle unmittelbar mit dem beweglichen Fahrwegelement verbundene Signale die Lage ange-
zeigt wird (z.B. Weichensignal), oder es kann eine technische Auswertung dieser Informationen 
erfolgen. Eine technisch auswertbare Information kann beispielsweise im Anziehen eines Ü-
berwachungsrelais oder in der Freigabe eines mechanischen Schlüssels bestehen. Die Überwa-
chung bzw. Lageerfassung kann in folgende Teilvorgänge gegliedert werden: 
 Erfassen der Lage der beweglichen Teile des beweglichen Fahrwegelementes: Die am 
häufigsten angewandte Lösung sind mechanische Prüfstangen an den beweglichen Tei-
len. Denkbar sind aber auch andere Lösungen für die technische Lageerfassung, bei-
spielsweise galvanisch mittels Stromfluss zwischen Teilen, die sich je nach Lage berüh-
ren oder nicht, oder mittels Radar oder Laser. Auch eine Lageerfassung durch Personen 
mittels Hinsehen kann je nach Art des beweglichen Fahrwegelementes (z.B. Tore, Was-
serkräne) infrage kommen, wenn die Endlage deutlich sichtbar und mit der jeweils er-
forderlichen Sicherheit von der Zwischenlage unterscheidbar ist. Für Weichen ist die 
Lageerfassung durch Hinsehen jedoch im Regelfall nicht geeignet. 
 Transport der Lageinformation: Sofern die Lageinformation nicht unmittelbar von der 
Person, die sie durch Hinsehen erfasst hat, weiterverwendet wird (z.B. Triebfahrzeug-
führer sieht, ob das Tor offen ist, und fährt dann hindurch oder hält davor an), ist diese 
Information an die entsprechenden auswertenden Einheiten zu transportieren. Der 
Transport der Information kann auf verschiedene technische oder nichttechnische Weise 
erfolgen. Eine nichttechnisch gesicherte Variante ist die Weitergabe zwischen Personen 
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mittels definierter Meldungen. Bei einer technischen Erfassung der Lageinformation 
können verschiedene Lösungen der technisch gesicherten Informationsübertragung zur 
Anwendung kommen. Dazu gehören beispielsweise das Transportieren von Schlüsseln 
durch den Menschen, die Informationsübertragung mittels mechanischer Gestänge, 
Drahtzügen und Sperrvorrichtungen sowie elektrische und elektronische Verfahren der 
Informationsübertragung. Wichtig ist dabei das Fail-Safe-Prinzip: Im Fall eines techni-
schen Ausfalls der Übertragungstechnik bzw. einer zweifelhaften Lageinformation ist 
die Zwischenlage anzunehmen, nicht die Endlage. 
 Auswertung der Information: Die Auswertung erfolgt gemeinsam mit den anderen si-
cherungstechnischen Abhängigkeitsfunktionen in den informationsverarbeitenden Ein-
heiten. Dabei kann die Auswertung entweder nichttechnisch durch den Menschen erfol-
gen, der die entsprechenden Zustände überschauen und die richtigen Entscheidungen 
treffen muss, oder sie kann technisch in sicherungstechnischen Abhängigkeiten erfol-
gen. Diese Abhängigkeiten sind in Kapitel 9.5 dargestellt. 
6.4.3 Modell zur Klassifizierung der Weichenantriebe 
Im Folgenden ist das Modell zur Klassifizierung der Weichenantriebe zusammengefasst. Dabei 
ist eine Einteilung immer im Zusammenhang aus Bauform und Anwendungsfall zu betrachten. 
So kann oftmals ein typgleicher Weichenantrieb auffahrbar oder nichtauffahrbar sein: 
 Teilbereich „Umstellen“ 
o Generierung des Umstellanstoßes 
o Aufbringung der Stellkraft 
o Umformung und Transport der Stellkraft 
 Teilbereich „Verschluss“ 
o Verschlusstechnik 
o Auffahrbarkeit ja/nein 
o intern/extern 
 Teilbereich „Überwachung“ 
o Erfassung der Endlage 
o Transport der Endlageninformation 
o Auswertung der Endlageninformation 
Nachfolgend sind die beiden international am häufigsten vorkommenden Arten von Weichenan-
trieben, die mechanische Handweiche und der elektrische Weichenantrieb, anhand dieser Klas-
sifikation beschrieben. 
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6.4.4 Einordnung der ortsbedienten Handweiche 
Mechanische Handweichen sind in verschiedenen Bauformen international weit verbreitet. Sie 
zeichnen sich dadurch aus, dass sie vor Ort durch Muskelkraft bedient werden. Mit dieser Defi-
nition sind die Punkte „Generierung Umstellanstoß“ und „Aufbringung der Stellkraft“ festge-
legt. Bei den anderen Merkmalen dagegen kann es Unterschiede zwischen den Bauformen ge-
ben: 
 Teilbereich „Umstellen“ 
o Generierung Umstellanstoß: örtlich mechanisch 
o Aufbringung der Stellkraft: Muskelkraft 
o Umformung und Transport der Stellkraft: Im Allgemeinen mechanisches Ge-
stänge, wobei prinzipiell auch andere Lösungen (z.B. Hydraulik) möglich wä-
ren. 
 Teilbereich „Verschluss“ 
o Technik: Im Allgemeinen mechanisch, wobei prinzipiell auch andere Lösungen 
(z.B. Magnetkräfte) denkbar wären. 
o Auffahrbarkeit: Ja oder nein, je nach Art des Verschlusses und der Anwendung 
von Schlössern (länder- und situationsspezifisch) 
o intern/extern: unterschiedlich, je nach Bauform 
 Teilbereich „Überwachung“ 
o Erfassung der Endlage: Im Allgemeinen mechanische Zungenprüfer, wobei je-
doch auch andere Lösungen denkbar wären. 
o Transport der Endlageninformation: Unterschiedlich. Der Transport der Endla-
geninformation kann personell durch Prüfung der Weichenlage oder von Wei-
chensignalen, mechanisch durch Schlüssel oder auch elektrisch erfolgen. 
o Auswertung der Endlageninformation: Unterschiedlich. Die Auswertung kann 
personell, durch dezentrale/zentrale mechanische Schlüsselabhängigkeiten oder 
auch elektrisch bzw. elektronisch mit Abhängigkeit zu einem Signal erfolgen. 
6.4.5 Einordnung elektrischer Weichenantriebe 
Als elektrische Weichenantriebe werden alle Weichenantriebe bezeichnet, bei denen ein Elekt-
romotor die Stellkraft aufbringt. Elektrische Weichenantriebe können entsprechend den in 6.4.3 
aufgezählten Merkmalen folgendermaßen zugeordnet werden: 
 Teilbereich „Umstellen“ 
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o Generierung Umstellanstoß: elektrisch oder elektronisch vom Stellwerk oder 
durch örtliche Bedieneinheiten. Hierin unterscheiden sich fernbediente von 
elektrisch ortsbedienten Weichen. 
o Aufbringung der Stellkraft: Elektromotor verschiedener Art (z.B. Gleichstrom-
motor, Drehstrommotor) 
o Umformung und Transport der Stellkraft: Unterschiedlich. Am häufigsten me-
chanische Getriebe, aber auch Hydraulik- und Pneumatiksysteme. 
 Teilbereich „Verschluss“ 
o Technik: Im Allgemeinen mechanisch, wobei prinzipiell auch andere Lösungen 
(z.B. Magnetkräfte) denkbar wären. 
o Auffahrbarkeit: Ja oder nein, je nach Art und Einstellung des Verschlusses 
(länder- und anwendungsfallspezifisch) 
o intern/extern: unterschiedlich, je nach Bauform 
 Teilbereich „Überwachung“ 
o Erfassung der Endlage: Im Allgemeinen mechanische Zungenprüfer, wobei je-
doch auch andere Lösungen denkbar wären. 
o Transport der Endlageninformation: mechanisch zum Weichenantrieb, von dort 
elektrisch zur informationsverarbeitenden Einheit 
o Auswertung der Endlageninformation: elektrisch bzw. elektronisch 
6.5 Schnittstellen in Weichenantriebs- und 
-überwachungssystemen 
Weichenantriebe befinden sich im System zwischen den informationsverarbeitenden Einheiten 
und den beweglichen Fahrwegelementen. Sie sind somit durch zwei Schnittstellen abgrenzbar 
(Abbildung 3): 
 Die Schnittstelle zwischen Weichenantrieb und beweglichem Fahrwegelement ist im 
Allgemeinen eine mechanische. Sie dient der Kraftübertragung zum Umstellen des be-
weglichen Fahrwegelements und der Rückübertragung der tatsächlichen Lage des be-
weglichen Fahrwegelements an den Weichenantrieb und transportiert darüber hinaus 
eventuell den Verschluss (bei internem Verschluss). 
 Die Schnittstelle zwischen Weichenantrieb und informationsverarbeitender Einheit ist 
bei den in Europa überwiegend verwendeten elektrischen (d.h. elektromechanischen 
oder elektrohydraulischen) Weichenantrieben eine elektrische. Bei anderen Weichenan-
trieben (insbesondere in Nordamerika) kann diese Schnittstelle auch eine elektrische 
und pneumatische, bzw. bei mechanischen Stellwerken eine mechanische sein. Diese 
Schnittstelle dient zum einen dem Transport des Umstellanstoßes und zum anderen der 
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Lageüberwachung auf Grundlage der über die mechanische Schnittstelle erhaltenen La-
geinformationen. Am Verschluss wirkt diese Schnittstelle im Allgemeinen nicht mit, so-
fern nicht zusätzliche vom Stellwerk angesteuerte Verschlussfunktionen (z.B. Weichen-














Abbildung 3: Position des elektrischen Weichenantriebs im System mit Schnittstellen 
Im Folgenden werden diese Schnittstellen beispielhaft am elektrischen Weichenantrieb einzeln 
charakterisiert: 
6.5.1 Mechanische Schnittstelle zwischen Weichenantrieb und 
beweglichem Fahrwegelement 
Die mechanische Schnittstelle zwischen Weichenantrieb und beweglichem Fahrwegelement 
besteht in einem Gestänge, das eine Bewegung zum Umstellen des beweglichen Fahrwegele-
ments ausführt, und einem weiteren Gestänge zur Überprüfung der Lage. Unter Umständen 
können auch beide Funktionen in demselben Gestänge vereint sein. Die Form dieses Gestänges 
hängt zunächst von der Art des beweglichen Fahrwegelements ab. Bei Weichen handelt es sich 
meist um eine Stange zum Umstellen der Weiche und je eine weitere Stange zur Lageprüfung 
jeder Weichenzunge, also insgesamt 3 Stangen als Verbindung zwischen dem Weichenantrieb 
und der Weiche, wobei dies jedoch auch abweichen kann. Diese Stangen übernehmen bei inter-
nen Verschlüssen meist auch die Funktion des Verschlusstransports mit, es können dafür aber 
auch zusätzliche Stangen vorgesehen sein. In den Parametern kann sich die mechanische 
Schnittstelle unterscheiden: 
 Im Stellweg, der bei einem vollständigen Umstellvorgang einschließlich der Ver-
schlussfunktionen von der Stellstange zurückzulegen ist. 
 In der Stellkraft. Für das Biegen der Weichenzungen und die Überwindung von Rei-
bungskräften ist eine gewisse Mindestkraft erforderlich. Andererseits ist aber auch eine 
obere Begrenzung der Stellkraft notwendig (und wird im Weichenantrieb z.B. durch ei-
ne Reibkupplung realisiert), um im Fall mechanischer Blockierungen Zerstörungen zu 
verhindern. 
 In der Weglänge, die die einzelne Weichenzunge und damit die Prüfstange beim Um-
stellvorgang zurücklegt. Diese Weglänge kann mit dem Stellweg identisch sein, muss es 
aber nicht. Abweichungen können sich aus der Art eines externen Weichenverschlusses 
(z.B. Klammerspitzenverschluss) oder aus unterschiedlichen Angriffspunkten der Stell- 
und der Prüfstange ergeben. 
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 In der Anzahl, räumlichen Anordnung und dem Querschnitt der Stangen und den Pas-
sungen an der Verbindungsstelle. 
Die Schnittstelle ist in ihren Parametern länder- und/oder herstellerspezifisch unterschiedlich. In 
vielen, aber nicht in allen Ländern sind diese Parameter für die überwiegend vorkommenden 
Weichen innerhalb des Landes genormt, um eine Austauschbarkeit des Weichenantriebs zu 
ermöglichen. Mitunter kann es auch möglich sein, andere bewegliche Fahrwegelemente wie 
beispielsweise Gleissperren an diese genormte Schnittstelle anzupassen. Andere bewegliche 
Fahrwegelemente (z.B. bewegliche Brücken, Tore, Drehscheiben) benötigen dagegen eigene 
Schnittstellenlösungen. Außerdem treten oftmals Sonderfälle auf, die sich nicht mit dieser stan-
dardisierten Schnittstelle realisieren lassen. Ein Beispiel sind Hochgeschwindigkeitsweichen mit 
mehreren Angriffs- und Prüfpunkten. 
6.5.2 Elektrische Schnittstelle zwischen Weichenantrieb und 
informationsverarbeitender Einheit 
Die Schnittstelle zwischen dem Weichenantrieb und den informationsverarbeitenden Einheiten 
besteht im elektrischen Fall aus einer bestimmten Anzahl von Kabeladern und einer Definition 
der in den entsprechenden Zuständen fließenden Ströme. In Präzisierung der in 6.4.2 beschrie-
benen Überwachungszustände, unter Einbeziehung der Antriebsströme für das Umstellen und 
unter Annahme des Auffahrens als definierten Störzustand können dabei im elektrischen Fall im 
Einzelnen folgende Zustände unterschieden werden (nach Kunze 2009): 
1. Umstellen nach Endlage 1: Die Weiche befindet sich im Umstellvorgang zur Endlage 1. 
2. keine Überwachung 1: Die Weiche soll sich in der Endlage 1 befinden, es fließt aber 
kein Überwachungsstrom. Somit liegt eine Störung vor. Dieser Fall kann auftreten 
durch einen Verlust der Überwachung aus der Endlage heraus oder durch Nichterrei-
chen der Endlage nach der definierten Abschaltzeit. 
3. Endlage 1: Die Weiche ist in Endlage 1 überwacht. 
4. aufgefahren 1: Die Weiche wurde aus Endlage 1 heraus aufgefahren. 
5. Umstellen nach Endlage 2: Die Weiche befindet sich im Umstellvorgang zur Endlage 2. 
6. keine Überwachung 2: Die Weiche soll sich in der Endlage 2 befinden, es fließt aber 
kein Überwachungsstrom. Somit liegt eine Störung vor. Dieser Fall kann auftreten 
durch einen Verlust der Überwachung aus der Endlage heraus oder durch Nichterrei-
chen der Endlage nach der definierten Abschaltzeit. 
7. Endlage 2: Die Weiche ist in Endlage 1 überwacht. 
8. aufgefahren 2: Die Weiche wurde aus Endlage 2 heraus aufgefahren. 
Daraus abgeleitet lassen sich für bewegliche Fahrwegelemente die über die betrachtete Schnitt-
stelle zu übertragenden Zustände allgemein folgendermaßen darstellen. Diese Einteilung gilt 
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prinzipiell für alle technischen Realisierungen (elektrisch, hydraulisch, pneumatisch, mecha-
nisch etc.): 
 Endlagen, meist zwei, unter Umständen auch eine abweichende Anzahl, siehe Kapitel 
6.4.2 
 Zwischenlage, mit den Untermengen: 
o Zwischenlage während des Umstellvorgangs 
o Zwischenlage ohne laufenden Umstellvorgang (dient auch als Rückfallebene im 
Störungsfall) 
o optional: spezifische Störzustände (insbesondere Auffahrzustand, zur Unter-
stützung der Fehlerdiagnose) 
Standardisierte Schnittstellen kommen dabei häufig innerhalb eines Landes zur Anwendung, 
international gibt es hier jedoch keine Einheitlichkeit. Die Schnittstellen können sich insbeson-
dere unterscheiden hinsichtlich folgender Kriterien: 
 Anzahl der Kabeladern 
 Festlegung der elektrischen Parameter für die einzelnen Ströme (Spannung, Gleich-
/Wechsel-/Drehstrom, Frequenz). Im Allgemeinen werden zwei Ströme verwendet: Ein 
Stellstrom und ein Überwachungsstrom. 
 Belegung der einzelnen Kabeladern in den oben aufgelisteten Fällen 
In Anhang A werden die oben beschriebenen Zustände nach (Kunze 2009) beispielhaft anhand 
dreier Beispiele von elektrischen Weichenschaltungen nachgewiesen. Diese Beispiele sind: Die 
deutsche Vierdrahtweichenschaltung, die russische Fünfdrahtweichenschaltung und die italieni-
sche Weichenschaltung S. De 6/2 (Quellen: Theeg/Vlasenko 2009; Kunze 2009). 
Zusammenfassend können folgende Aussagen über die elektrische Schnittstelle zwischen in-
formationsverarbeitender Einheit und Weichenantrieb getroffen werden: 
 Häufig gibt es in den einzelnen Ländern einen landesweit gültigen Standard für die 
Schnittstelle. 
 Es sind zwei verschiedenen Ströme erforderlich: ein Stellstrom (Leistungsenergie) und 
ein Überwachungsstrom (Information). 
 Die Anzahl der benötigten Kabeladern unterscheidet sich in Abhängigkeit von der 
Schaltung. 
 Einige Schaltungen (z.B. deutsche Vierdrahtweichenschaltung) nutzen dieselben Kabel-
adern für das Umstellen und das Überwachen, andere (z.B. russische Fünfdrahtwei-
chenschaltung) teilweise dieselben und wiederum andere (z.B. italienische Weichen-
schaltung S. De 6/2) komplett unterschiedliche Kabeladern. Dies spiegelt sich auch in 
der Anzahl der insgesamt benötigten Kabeladern wider. 
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 Die Zahl der für die Endlagenüberwachung erforderlichen Kabeladern unterscheidet 
sich je nach System. Grundprinzip der Überwachung ist ein Soll-Ist-Vergleich der End-
lage mittels Schaltern, die von den Prüfeinrichtungen der Weichenzungen gesteuert 
werden und ein Fließen des Überwachungsstromes nur dann zulassen, wenn sich die 
Weiche in der Soll-Endlage befindet. 
 Im Zustand „keine Endlage“ (keine Endlage erreicht bzw. Endlage verlassen) wird an 
der Schnittstelle im Allgemeinen nicht zwischen der einen und der anderen Soll-
Endlage unterschieden. Dieser Zustand ist dadurch charakterisiert, dass kein Strom über 
die Kabeladern fließt, was dem Fail-Safe-Prinzip entspricht. 
 Der aufgefahrene Zustand wird nicht immer als separater Zustand unterschieden, viel-
mehr entspricht er häufig dem Zustand „keine Endlage“. Wo er zur Unterstützung der 
Instandhaltung und Fehlersuche als separater Zustand unterschieden wird, stellt er sich 
als Abwandlung des überwachten Zustandes dar, der durch spontane Umschaltung der 
Schalter im Weichenantrieb eintritt. 
 Der Stellstrom beim Umstellen in eine Richtung fließt bei Gleichstrom über zwei und 
bei Drehstrom über drei oder vier Kabeladern. Die Drehrichtung des Motors wird dabei 
durch Vertauschen der Kabelader-Phasen-Zuordnung oder durch Verwendung teilweise 
unterschiedlicher Kabeladern gewählt. 
6.6 Bewegliche Fahrwegelemente – Zusammenfassung 
Die möglichen Lagen beweglicher Fahrwegelemente können über alle Arten von beweglichen 
Fahrwegelementen und alle Länder hinweg zusammengefasst werden in: 
 Endlagen (meist zwei) 
 Zwischenlage, mit den Untermengen 
o Umstellvorgang 
o Nicht definierte Zwischenlage (Störzustand) 
o Spezifische Auffahr- und Störzustände 
International und über alle Systeme weitgehend einheitlich sind die grundsätzlichen sicherungs-
technischen Funktionen an beweglichen Fahrwegelementen: 
 Umstellen 
 Verschließen (in bestimmten Situationen verzichtbar) 
 Überwachen (in bestimmten Situationen verzichtbar) 
Daraus wurde das in 6.4.3 zusammenfassend dargestellte Modell zur Klassifizierung der Wei-
chenantriebe in ihrem Anwendungsumfeld entwickelt. 
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Weichenantriebe haben im Allgemeinen zwei Schnittstellen nach außen: Eine mechanische zum 
beweglichen Fahrwegelement und eine weitere zur informationsverarbeitenden Einheit. Letztere 
kann in verschiedenen Techniken realisiert sein, beispielsweise elektrisch, hydraulisch, pneuma-
tisch, mechanisch oder auch kombiniert. Beide Schnittstellen ähneln sich weltweit in den an 
ihnen übertragenen Informationen, sind jedoch in ihren Parametern länder- und/oder hersteller-
spezifisch unterschiedlich. Oft sind die Schnittstellen im Sinne der Austauschbarkeit von Kom-
ponenten innerhalb eines Landes genormt. Die Zustände an der Schnittstelle zwischen informa-
tionsverarbeitenden Einheiten und Weichenantrieb können entsprechend den oben genannten 
möglichen Lagen folgendermaßen zusammengefasst werden: 
 Weiche befindet sich in einer bestimmten Endlage (je 1 Zustand je Endlage) 
 Weiche befindet sich im Umstellvorgang in eine bestimmte Endlage (meist je 1 Zustand 
je Ziel-Endlage) 
 Weiche ist nicht überwacht – allgemeiner Störzustand 
 Weiche wurde aufgefahren (optional; spezieller Störzustand) 
Eine mit diesen Zuständen spezifizierte Schnittstelle ist im Allgemeinen ausreichend, um alle 
erforderlichen Zustände zwischen Weichenantrieb und Stellwerk zu übertragen. 
7 Positions- und Freimeldungen (Ortung) 
7.1 Abgrenzung, Begriffsbestimmung 
Die Ortung von Objekten verschiedener Art stellt die sensorische Seite des sicherungstechni-
schen Teilregelkreises der Fahrzeugbewegungen (Abbildung 1) dar. Sie ist insbesondere erfor-
derlich vor einer Fahrt in den betreffenden Abschnitt sowie vor der Umstellung eines bewegli-
chen Fahrwegelements. 
7.2 Ortungszwecke 
Die folgenden Objekte sind für die Ortung im Gleisbereich prinzipiell relevant (Quelle: TU 
Dresden): 
 Schienenfahrzeuge 
 Verkehrsteilnehmer anderer Verkehrssysteme an Kreuzungsstellen (insbesondere auf 
Bahnübergängen) 
 Hindernisse 
Verkehrsteilnehmer anderer Verkehrssysteme und Hindernisse können auch unter dem Begriff 
"externe Objekte" zusammengefasst werden. 
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Hinsichtlich des örtlichen Bezugs der Erkennung können die Ortungsaufgaben an Schienenfahr-
zeugen unterschieden werden in (Quelle: TU Dresden): 
 Erkennen des Erreichens eines Streckenpunktes 
 Erkennen des Freifahrens eines Streckenpunktes (d.h. Befahren und anschließendes 
Räumen). Dies garantiert jedoch nicht unbedingt das Freisein eines rückliegenden Ab-
schnittes – Problem der Zugschlussbeobachtung. 
 Erkennen der Präsenz in einem Abschnitt bzw. des Freiseins dieses Abschnittes 
7.3 Anforderungen 
Je nach Verwendung der Ortungsinformation ergeben sich unterschiedliche Sicherheitsanforde-
rungen an die Ortungsaufgaben. Hinsichtlich der Sicherheitsrelevanz können die Ortungsaufga-
ben grob unterschieden werden in: 
 nicht sicherheitsrelevante Ortungsaufgaben (z.B. für Zwecke der Disposition, Fahrtziel-
anzeigen und andere) 
 sicherheitsrelevante Ortungsaufgaben, mit der weiteren Unterscheidung: 
o Nichtansprechen potenziell gefährlich (z.B. Einschalten eines Bahnübergangs 
bei Annäherung des Zuges) 
o Ansprechen zur Unzeit potenziell gefährlich (z.B. Auflösung einer Fahrstraße) 
o sowohl Nichtansprechen als auch Ansprechen zur Unzeit potenziell gefährlich 
7.4 Einteilung der Ortungstechnologien 
Die Ortung, insbesondere für Freiprüfzwecke, kann von ihrer prinzipiellen Technologie her 
nach (TU Dresden) eingeteilt werden in: 
 Direkte Ortung: Hier wird das Objekt unmittelbar in einem räumlich abgegrenzten Be-
reich erkannt. 
 Indirekte Ortung: Hier wird das Objekt mittelbar durch Hineinbewegen in und Heraus-
bewegen aus dem Bereich erkannt. 
Diese beiden Prinzipien können sowohl für die Gleisfreimeldung in Bezug auf Schienenfahr-
zeuge als auch auf die Erkennung von externen Objekten und sowohl für visuelle als auch für 
technische Erkennung angewandt werden. In den folgenden Unterkapiteln wird im Einzelnen 
darauf eingegangen. 
Die technischen Erkennungsmittel für Schienenfahrzeuge können zunächst eingeteilt werden 
nach dem Teil des Schienenfahrzeugs, den sie erkennen. Dies sind: 
 Achsen/Räder 
 Wagenmasse des Fahrzeuges 
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 Sonstige passive Teile (z.B. Stromabnehmer) 
 Aktive Kommunikationseinrichtungen am Fahrzeug. Diese können weiterhin eingeteilt 
werden hinsichtlich der Frage, ob das Fahrzeug individuell (durch eine ID) erfasst wird 
oder ob nur erkannt wird, dass sich irgendein Fahrzeug am Erkennungsort befindet. 
Weiterhin können die Systeme eingeteilt werden in solche, in denen der Zug nur an be-
stimmten Streckenpunkten erkannt wird, und solche, in denen der Zug sich kontinuier-
lich selbst ortet und seine Position meldet. Letztere Systeme bilden die Grundlage für 
das Fahren im relativen Bremswegabstand. 
Bei externen Objekten ist eine solche Unterscheidung nicht anwendbar. Vielmehr kann hier 
wegen fehlender Spurführung und der großen Vielfalt möglicher Objekte nur der Körper des 
Objektes aufgrund seiner Masse, seines Volumens oder elektromagnetischer Eigenschaften er-
kannt werden. 






Abbildung 4 fasst die entwickelte Klassifizierung der technischen Ortungssysteme zusammen. 









































Abbildung 4: Einteilung der Ortungssysteme 
7.5 Realisierung der Ortungszwecke 
Im Folgenden werden die verschiedenen im internationalen Kontext vorkommenden Methoden 
zur Realisierung der Ortungszwecke nach Kapitel 7.2 untersucht, wobei die Unterteilung in 
direkt/indirekt und strecken-/fahrzeugbasiert (Kapitel 7.4) zur Anwendung kommt. 
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7.5.1 Schienenfahrzeuge – Gleisfreiprüfung 
Die Gleisfreiprüfung kann technisch, nichttechnisch oder teilweise technisch erfolgen. 
In der nichttechnischen Gleisfreiprüfung übernehmen Personen die Freiprüfung der Gleise. Es 
können ein direktes streckenbasiertes, ein indirektes streckenbasiertes, ein direktes fahrzeugba-
siertes und ein indirektes fahrzeugbasiertes Verfahren unterschieden werden: 
 Beim direkten streckenbasierten Verfahren prüft das streckenseitige Personal unmittel-
bar vor Fahrtzulassung bzw. vor dem Umstellen eines beweglichen Fahrwegelements 
den Belegungszustand der entsprechenden Abschnitte visuell durch Hinsehen. Es kön-
nen auch mehrere Personen mit räumlich klar abgegrenzten Zuständigkeitsbereichen be-
teiligt sein, die die Freimeldungen untereinander entsprechend austauschen. Eine zwin-
gende Notwendigkeit ist dabei die Einsehbarkeit des gesamten freizuprüfenden Be-
reichs, was bei räumlich ausgedehnten Bereichen einen sehr hohen Personalbedarf zur 
Folge hat. Typisches Beispiel ist die Freiprüfung der Bahnhofsbereiche beim deutschen 
mechanischen Stellwerk. 
 Beim indirekten streckenbasierten Verfahren erfasst das streckenseitige Personal die 
Ein- und Ausfahrten in/aus einem Abschnitt und schlussfolgert mittels festgelegter Re-
geln auf den freien oder besetzten Zustand. Voraussetzung für eine Fahrtzulassung in 
den Abschnitt hinein bzw. das Umstellen eines beweglichen Fahrwegelementes im Ab-
schnitt ist das Freisein des Abschnittes. Im Gegensatz zum direkten streckenbasierten 
Verfahren ist es nicht erforderlich, dass der gesamte Bereich einsehbar ist. Hinsichtlich 
der Bezugsgröße für die Erfassung bestehen theoretisch unterschiedliche Möglichkei-
ten: 
o Ganze Züge als Bezugsgröße: Dies erfordert die Sicherstellung der Integrität 
des Zuges, weshalb sich das Verfahren nur für Bereiche eignet, in denen keine 
Rangierfahrten mit Umstellen der Fahrzeuge stattfinden. Daraus resultiert bei-
spielsweise das Rangierverbot außerhalb von Bahnhöfen in den betrieblichen 
Regelwerken verschiedener Länder. Typischer Anwendungsfall ist der Telefon-
block mit Zugschlussbeobachtung. 
o Einzelne Wagen oder sogar Achsen als Bezugsgröße: Dieses Verfahren wäre 
prinzipiell auch für Bereiche geeignet, in denen Rangierfahrten stattfinden, er-
scheint jedoch aufgrund des hohen Aufwandes und der hohen Fehleranfälligkeit 
für die nichttechnische Gleisfreiprüfung nur in Sonderfällen als geeignet. 
 Beim direkten fahrzeugbasierten Verfahren handelt es sich um das Fahren auf Sicht: 
Das Zugpersonal prüft beim Befahren kontinuierlich den Belegungszustand des vor dem 
Fahrzeug liegenden Abschnittes. Eine Freiprüfung als Voraussetzung für das Umstellen 
beweglicher Fahrwegelemente ist dann möglich, wenn das Umstellen unmittelbar vor 
dem Befahren erfolgt und vom Fahrzeug bzw. vom Fahrzeugpersonal ausgelöst wird, 
wie dies bei ortsbedienten oder fahrzeugbedienten Weichen der Fall ist. Das direkte 
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fahrzeugbasierte Verfahren ist im Rangierbetrieb weit verbreitet. Bei Zugfahrten eignet 
es sich wegen der Geschwindigkeitsbeschränkung nur in Sonderfällen, zum Beispiel bei 
Einfahrten ins teilweise besetzte Gleis über eine kurze Strecke oder in der Rückfallebe-
ne bei technischen Störungen. 
 Beim indirekten fahrzeugbasierten Verfahren tauscht sich das Zugpersonal verschiede-
ner Züge, zum Beispiel über Funk, über das Be- und Freifahren der Abschnitte aus. 
Damit verbunden ist eine fahrzeugseitige Zugintegritätsprüfung, die durch das Zugper-
sonal erfolgen kann. Praktikabel ist dieses rein zugbasierte Verfahren nur bei sehr über-
sichtlichen Verhältnissen mit wenigen Zügen. Andernfalls ist ein zentraler Dispatcher 
erforderlich, der aus den Ein- und Ausfahrmeldungen die Informationen „besetzt“ bzw. 
„frei“ generiert, womit das Verfahren kein rein fahrzeugbasiertes, sondern ein gemischt 
fahrzeug- und streckenbasiertes ist. Diese Verfahren mit zentralem Dispatcher sind ins-
besondere im nordamerikanisch geprägten Eisenbahnbetrieb weit verbreitet. 
Als teilweise technische Gleisfreiprüfung können diejenigen Verfahren bezeichnet werden, bei 
denen die Frei- oder Besetztinformation im Zusammenspiel aus Personen und Technik erstellt 
wird. Meist handelt es sich dabei um Verfahren, die aus dem Einführen einer teilweisen techni-
schen Unterstützung in ursprünglich nichttechnische Verfahren entstanden: 
 Bei der direkten streckenbasierten Gleisfreiprüfung bestehen folgende praktisch bedeut-
samen Möglichkeiten einer teilweisen technischen Unterstützung: 
o Punktuell in nicht einsehbaren Bereichen oder überlagernd zur visuellen Prü-
fung an sicherheitlich besonders kritischen Punkten wird technische Gleisfrei-
prüfung vorgesehen. 
o Bei Mitwirkung mehrerer Personen wird die Freimeldung visuell erfasst, aber 
dann technisch zwischen den beteiligten Personen übertragen. Ein Beispiel hier-
für sind die Befehls- und Zustimmungsabhängigkeiten im mechanischen Stell-
werk Bauform „Einheit“. 
 Bei der indirekten streckenbasierten Gleisfreiprüfung gibt es eine Vielzahl von Mög-
lichkeiten der technischen Unterstützung. Beispiele sind: 
o Anbringung eines kurzen technischen Gleisfreimeldeabschnittes rückliegend 
vom Signal, um den häufigsten Fall eines fehlerhaften Rückblockens durch den 
Menschen auszuschließen, nämlich dann, wenn der Zug noch am Signal steht. 
Anwendungsbeispiele sind der britische „berth track circuit“ oder lineare me-
chanische Detektoren. Diese sind in (Theeg/Vlasenko 2009) in Kapitel 4.4.6 
bzw. 5.2.3.1 beschrieben. 
o Die in Mitteleuropa ehemals weit verbreitete „isolierte Schiene“, die ebenfalls 
den Zweck verfolgt, ein unzeitiges Rückblocken zu verhindern, nämlich dann, 
wenn der Zug den Blockabschnitt noch nicht verlassen hat. Auch hier verbleibt 
ein Teil der Freiprüfung beim Menschen, insbesondere in Form der Zugintegri-
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tätsprüfung mittels Zugschlussbeobachtung, jedoch ist der wahrscheinlichste 
Fehlerfall, nämlich das Rückblocken ohne erfolgte Fahrt, technisch ausge-
schlossen. 
o Auswertung der Gleisfreimeldeinformation in der Betriebsstelle am Ende des 
Blockabschnittes in der Form, dass die Information erfasst wird, dass tatsäch-
lich ein Zug eingefahren ist. Wie bei der „isolierten Schiene“ verbleibt auch 
hier die Verantwortung für die Zugintegritätsprüfung beim Personal. 
o Technische Zugschlussmelder, die strecken- oder fahrzeugseitig die Zugintegri-
tät feststellen. Bei Feststellung einer Zugtrennung gibt es verschiedene Ein-
griffsmöglichkeiten: Warnung des Personals, wirksame streckenseitige Verhin-
derung der Freigabe des Abschnittes oder das Anhalten des von der Zugtren-
nung betroffenen Zuges (was letztendlich auch die Freigabe des Abschnittes 
verhindert). Werden Zugschlussmelder in Kombination mit einer der beiden 
oben genannten Methoden verwendet, so kann unter Umständen eine vollstän-
dig technische Gleisfreiprüfung (siehe unten) entstehen. 
 Bei der direkten fahrzeugbasierten Gleisfreiprüfung besteht eine denkbare technische 
Unterstützung darin, dass ein technisches System an bestimmten schlecht einsehbaren 
Punkten, in bestimmten Situationen oder generell den Raum vor dem Fahrzeug mit ü-
berwacht. Die Bedeutung derartiger technischer Unterstützungen ist jedoch im Bahn-
verkehr gering. Im Straßenverkehr haben sie eine gewisse Bedeutung, beispielsweise in 
Form von Einparkhilfen. 
 Bei der indirekten fahrzeugbasierten Gleisfreiprüfung gibt es eine Vielzahl von Mög-
lichkeit der technischen Unterstützung. Beispiele sind: 
o Fahrzeugseitige Zugintegritätsprüfung. Bei Feststellung einer Zugtrennung wird 
der Abschnitt nicht freigegeben. 
o Technische Kommunikation, indem die Nachrichten nicht mehr per Sprechfunk 
ausgetauscht, sondern informationstechnisch codiert werden. 
o Kommunikationssysteme zwischen Fahrzeugen, die im Fall einer fehlerhaften 
Annäherung die Triebfahrzeugführer warnen oder die Züge automatisch anhal-
ten. 
o Technische Verwaltung des Belegungsstatus der Streckenabschnitte. 
Die Methoden der technischen Gleisfreiprüfung können ebenfalls hinsichtlich der Kriterien 
direkt und indirekt sowie streckenbasiert und fahrzeugbasiert eingeteilt werden: 
 Die bedeutsamste direkte streckenbasierte Technik ist der Gleisstromkreis. 
 Im Bereich der indirekten streckenbasierten Techniken gibt es verschiedene Möglich-
keiten. Die häufigsten sind: 
o Der Achszähler ist die heute bedeutsamste indirekte streckenbasierte Technik. 
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 43 von 139  
o Eine indirekte streckenbasierte technische Gleisfreiprüfung für Abschnitte der 
freien Strecke liegt ebenfalls vor, wenn die „isolierte Schiene“ oder eine ver-
gleichbare Technik gemeinsam mit einem technischen Zugschlussmelder ver-
wendet wird, so dass die visuelle Zugschlussbeobachtung entfällt. 
 Eine direkte fahrzeugbasierte Lösung wäre ein Verfahren, bei dem der Zug selbst, bei-
spielsweise über die Schienen, eine bestimmte Abschnittslänge vor sich auf Freisein 
prüft. Anwendungsfälle für ein solches Verfahren sind nicht bekannt. 
 Indirekte fahrzeugbasierte Techniken umfassen alle Verfahren, in denen die Züge au-
tomatisch ohne Mitwirkung des Triebfahrzeugführers die Belegungs- und Räumungsin-
formationen erfassen und weiterleiten. Derartige Verfahren kommen beispielsweise in 
ETCS Level 3 und im Radio Electronic Token Block vor. 
Die drei bedeutsamsten Lösungen zur technischen Gleisfreiprüfung sind demnach die direkte 
streckenseitige mittels Gleisstromkreisen, die indirekte streckenseitige mittels Achszählern und 
die indirekte fahrzeugseitige mittels Belegungs- und Räumungsmeldungen von den Zügen. Vor-
aussetzung für die indirekte fahrzeugseitige Methode ist, dass alle im betreffenden Streckennetz 
verkehrenden Fahrzeuge entsprechend ausgerüstet sind. Daher eignet sich diese Methode insbe-
sondere für Inselbetriebe. Die wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit gegenüber den streckenseitigen 
Methoden ergibt sich dabei insbesondere aus der Anzahl der auszurüstenden Fahrzeuge einer-
seits und dem Umfang der einzusparenden streckenseitigen Gleisfreimeldeanlagen andererseits. 
Dieses Verhältnis ist im Regionalbahnbereich mit relativ langen Strecken und geringer Zugdich-
te besonders günstig. 
Die beiden häufigsten streckenseitigen Methoden, der Gleisstromkreis und der Achszähler, un-
terscheiden sich hinsichtlich der Erkennungsmöglichkeiten nur in Sonderfällen, so in der Nicht-
erkennung vollständig entgleister Fahrzeuge beim Gleisstromkreis und in der Nichterkennung 
neu eingegleister Fahrzeuge beim Achszähler. Weiterhin können Gleisstromkreise auch über die 
Gleisfreiprüfung hinaus noch weitere Funktionen erfüllen, so die Erkennung von Schienenbrü-
chen (Gefahrenmeldung, siehe Kapitel 8.4) sowie die Übertragung von Blockinformationen 
zwischen Zugfolgestellen und auf den Zug für Zwecke der Führerstandssignalisierung und Zug-
beeinflussung. Dem gegenüber stehen Einschränkungen in der Verwendbarkeit der Gleisstrom-
kreise (z.B. Längenbegrenzung, Bettungsisolierung sowie die Nichtanwendbarkeit bei Stahl-
schwellen). 
Zumindest eine der beiden bedeutsamsten streckenseitigen Varianten, Gleisstromkreise oder 
Achszähler, kommt bei nahezu allen Bahnen in hoch entwickelten Ländern vor, wobei die Prä-
ferenzen für die eine oder die andere technische Lösung unterschiedlich sind und auch abhängig 
davon, ob die oben genannten zusätzlichen Verwendungszwecke von Gleisstromkreisen im 
betreffenden Land genutzt werden sollen oder nicht. Achszähler haben ihren Verwendungs-
schwerpunkt in Mitteleuropa, Gleisstromkreise in Nordamerika, Westeuropa, Südeuropa, Russ-
land und Japan. 
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7.5.2 Schienenfahrzeuge – Erreichen eines Streckenpunktes 
Das Erreichen eines Streckenpunktes kann streckenseitig oder fahrzeugseitig detektiert werden. 
Streckenseitig dient dazu eine Vielzahl verschiedener punktförmiger Radsensoren. Diese kön-
nen nach mechanischen, hydraulischen, pneumatischen, magnetischen oder induktiven Wirk-
prinzipien arbeiten. Moderne Radsensoren arbeiten meist nach induktiven Wirkprinzipien, wo-
bei aber insbesondere bei temporären Installationen auch mechanische Radsensoren aufgrund 
ihrer Einfachheit eine gewisse Rolle spielen. 
Darüber hinaus besteht auch die Möglichkeit, mittels Infrarot-, Laser- oder Radarsensoren den 
Wagenkasten zu erkennen, was jedoch für diesen Zweck selten angewandt wird. 
Auch Gleisfreimeldeanlagen können die Aufgabe der Erkennung des Erreichens eines Strecken-
punktes mit erfüllen, indem das Befahren des Gleisfreimeldeabschnittes als Erreichen dessen 
Anfangspunktes ausgewertet wird. Wichtig ist dafür eine Unterscheidung nach der Fahrtrich-
tung. Bei Achszählern ist die Richtungserkennung im Achszählsystem enthalten, wobei die 
Information eines einzelnen Achszählpunktes (d.h. eines meist induktiven Radsensors) genügt, 
um das Erreichen dieses Punktes zu erkennen. Bei Gleisstromkreisen dagegen kann die Rich-
tungsinformation aus dem größeren Zusammenhang der Sicherungslogik geschlussfolgert wer-
den, indem entsprechende Informationen aus der Aktivierung von Fahrstraßen bzw. der Bele-
gung von Streckenblockabschnitten ausgewertet werden. Somit sind in Bereichen mit kontinu-
ierlichen streckenseitigen Gleisfreimeldeanlagen im Prinzip keine gesonderten Detektoren für 
das Erreichen eines Streckenpunktes erforderlich. Eine Notwendigkeit kann sich dann ergeben, 
wenn das Erreichen eines Streckenpunktes detektiert werden soll, der sich nicht mit einer Gleis-
freimeldegrenze zusammenlegen lässt. 
Als fahrzeugseitige Methode kommt die aktive Sendung von Positionsmeldungen durch den 
Zug in Betracht. Ebenso wie bei der fahrzeugseitigen Gleisfreiprüfung ist auch hier die entspre-
chende Ausrüstung aller relevanten Züge Voraussetzung. 
7.5.3 Schienenfahrzeuge – Freifahren eines Streckenpunktes 
Die Aussage „Freifahren eines Streckenpunktes“ besagt, dass ein Zug oder eine Rangiergruppe 
diesen Streckenpunkt geräumt hat. Sie lässt sich zerlegen in zwei Teilaussagen: 
1. Der betreffende Streckenpunkt wurde befahren (Aussage von Kapitel 7.5.2). 
2. Derselbe Streckenpunkt wurde anschließend wieder freigefahren. 
Ebenso wie die in 7.5.1 und 7.5.2 beschriebenen Aussagen kann diese Aussage strecken- oder 
fahrzeugseitig gewonnen werden. Ein wesentlicher Aspekt ist dabei stets der Umgang mit der 
Möglichkeit von Zugtrennungen. Die Schlussfolgerung aus der Information „Freifahren eines 
Streckenpunktes“ auf das Freisein des rückliegenden Streckenabschnittes ist nur dann zulässig, 
wenn eine unbemerkte Zugtrennung ausgeschlossen ist. 
Streckenseitig kann die Erfassung der Aussage „Freifahren eines Streckenpunktes“ auf ver-
schiedene Arten erfolgen. Praktisch bedeutsame Varianten sind: 
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 Auswertung der Gleisfreimeldeinformationen von den Gleisfreimeldeeinrichtungen 
(Gleisstromkreise und Achszähler). Bei Gleisstromkreisen ist dabei wegen der fehlen-
den sicheren Erkennung des besetzten Zustandes die Auswertung des Be- und Freifah-
rens mehrerer aufeinander folgender Gleisfreimeldeabschnitte in der richtigen Reihen-
folge wichtig. 
 Die „Isolierte Schiene“, bestehend aus einem Schienenkontakt (der das Befahren sicher 
erkennt) und einem kurzen Gleisstromkreis (der das Freifahren sicher erkennt). Ein 
Schlussfolgern auf die vollständige Räumung des rückliegenden Abschnittes ist allein 
daraus nicht möglich wegen der Nichterkennung einer eventuellen Zugtrennung im 
rückliegenden Abschnitt. Daher ist im Fall der Verwendung für die Rückblockentsper-
rung vor dem Rückblocken stets noch die Zugschlussbeobachtung erforderlich. Für den 
Verwendungszweck der Fahrstraßenauflösung dagegen ist die Zugschlussbeobachtung 
nicht erforderlich, da der nach einer Zugtrennung noch im Abschnitt verbleibende Zug-
teil ohnehin das Neueinstellen einer anderen Fahrstraße oder das Umstellen eines be-
weglichen Fahrwegelements verhindert. 
Als fahrzeugseitige Methode kommt die aktive Sendung von Positionsmeldungen durch den 
Zug in Betracht. Aus der Zugspitzenposition, der Zuglänge und der Zugintegritätsprüfung kann 
der Zug die Position des Zugschlusses berechnen. Voraussetzung ist die entsprechende Ausrüs-
tung aller relevanten Züge. 
7.5.4 Externe Objekte 
Prinzipiell kommen folgende Varianten des Umgangs mit externen Objekten in Betracht: 
 Regeln, die den Aufenthalt externer Objekte entweder generell (im Fall von Hindernis-
sen) oder zu bestimmten Zeiten (z.B. Sperrung des Bahnübergangs für den Straßenver-
kehr bei Annäherung eines Zuges) verbieten. Hierdurch entsteht ein gewisser Sicher-
heitsverlust durch Unkenntnis und Nichtbefolgung der Regeln sowie durch vom Men-
schen unbeeinflussbare Naturereignisse. Dennoch ist dies wegen des geringen Aufwan-
des die überwiegend angewandte Methode. 
 Erkennung, entweder visuell oder technisch. Wegen nicht vorhandener Spurführung ist 
die technische Erkennung externer Objekte wesentlich aufwendiger als die technische 
Erkennung von Schienenfahrzeugen. Die visuelle Erkennung dagegen erfordert einen 
hohen Personalbedarf. Ist eine Erkennung externer Objekte vorgesehen, so wird vor 
Fahrtzulassung das Freisein auch von externen Objekten geprüft und führt das nachträg-
liche Erkennen eines externen Objektes zum Widerrufen der Fahrterlaubnis (Signalhalt-
fall). 
 Ausschluss des Eindringens externer Objekte durch geeignete Barrieren, zum Beispiel 
Einzäunung oder Tunnellage der Gleise. Wegen des hohen technischen Aufwandes eig-
net sich diese Methode nur für relativ kurze Strecken mit hoher Zugdichte, also insbe-
sondere Stadtschnellbahnen. 
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Aufgrund des hohen technischen Aufwandes der Erkennung oder des Ausschlusses externer 
Objekte wird in den meisten Fällen auf den Ausschluss mittels Regeln zurückgegriffen und das 
dadurch verringerte Sicherheitsniveau in Kauf genommen. In bestimmten Situationen wird die-
ses reduzierte Sicherheitsniveau jedoch als nicht ausreichend erachtet und es wird auch das 
Freisein von externen Objekten technisch oder visuell überwacht oder deren Vorhandensein 
durch Barrieren ausgeschlossen. Die Situationen, in denen dies sinnvoll ist, können folgender-
maßen zusammengefasst werden: 
 Hohe Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins externer Objekte. Beispiele hierfür sind 
Bahnsteigbereiche mit hoher Reisendenfrequenz (und damit relativ hoher Wahrschein-
lichkeit eines Herunterfallens von Reisenden auf die Gleise) oder Regionen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Lawinen (Erkennung von Lawinen als Hinder-
nis). 
 Hohes zu erwartendes Schadensausmaß bei Auftreten eines externen Objekts: Daher 
werden beispielsweise Hochgeschwindigkeitsstrecken öfter entsprechend ausgerüstet 
als Strecken für konventionellen Verkehr. 
 Geringe Möglichkeiten der Abwendung einer Gefährdung durch Personen: So besteht in 
vollautomatischen Stadtschnellbahnen fast immer die Anforderung, jegliche Hindernis-
se zu erkennen, oder ihr Auftreten durch Barrieren sicher auszuschließen. Denn hier hat 
kein Triebfahrzeugführer die Möglichkeit, Gefährdungen abzuwenden (wenngleich er 
diese im Betrieb mit Fahrer auch nur begrenzt hat). 
Die Erkennungsmethoden können, ebenso wie die Methoden der Gleisfreiprüfung, eingeteilt 
werden in direkte und indirekte Methoden: 
 Direkte technische Methoden erkennen unmittelbar die Präsenz eines Objektes im 
Lichtraum. Beispiele dafür sind Methoden mit Radarerkennung auf einer Fläche knapp 
oberhalb der Schienenoberkante, Kontaktmatten zur mechanischen Erkennung aufgrund 
des Gewichtes sowie Methoden der automatischen Bildauswertung. 
 Indirekte technische Methoden erkennen entweder nur das Eindringen von Objekten in 
den Lichtraum oder sie erkennen darüber hinaus auch das Austreten derselben Objekte 
aus dem Lichtraum und schlussfolgern daraus auf das Vorhandensein dieser Objekte im 
Lichtraum. Während das Erkennen und Vergleichen von ein- und ausgetretenen Objek-
ten praktisch kaum sicher zu realisieren ist, ist die Erkennung nur des Eindringens mit 
anschließendem Alarmzustand nur sinnvoll bei sehr selten eintretenden Ereignissen. Ein 
Beispiel sind Reißdrähte entlang der Lichtraumgrenzen, wie sie mitunter zur Lawinen-
erkennung eingesetzt werden. Eine andere Möglichkeit sind Verfahren zur Überwa-
chung von Tunnelportalen, wo das Hineinbewegen von Objekten in den Tunnel erkannt 
wird. 
 Die direkte visuelle Erkennung umfasst sowohl die visuelle Beobachtung vor Ort durch 
Hinsehen als auch die fernvisuelle Beobachtung mittels Kamera und Monitor. Beide 
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Methoden folgen denselben Grundprinzipien, wobei der Vorteil der fernvisuellen Me-
thode in der Vergrößerung des möglichen Beobachtungsbereiches einer Person liegt. 
 Eine indirekte visuelle Erkennung kann in Situationen sinnvoll sein, in denen über einen 
längeren Abschnitt das Eindringen von Objekten in den Gleisbereich nur an einzelnen 
Stellen möglich ist, die einfach überwacht werden können. Eine Anwendungsmöglich-
keit könnte die Beobachtung von Tunnelportalen sein. 
7.6 Ortung – Zusammenfassung 
Die prinzipiellen relevanten Ortungsaufgaben sind vom System Bahn bestimmt und unterschei-
den sich nicht zwischen den Ländern: 
 Erkennung von Schienenfahrzeugen – Erreichen eines Streckenpunktes 
 Erkennung von Schienenfahrzeugen – Freifahren eines Streckenpunktes 
 Erkennung von Schienenfahrzeugen – Gleisfreiprüfung 
 Erkennung von Verkehrsteilnehmern anderer Verkehrssysteme an Kreuzungsstellen 
 Erkennung von Hindernissen 
Bei den beiden letztgenannten Punkten behelfen sich die Bahnen statt einer Erkennung meist 
damit, die Präsenz dieser Objekte durch betriebliche Regeln zu verbieten. Eine technische Er-
kennung wird meist nur in besonderen Fällen mit hohen Anforderungen vorgenommen. Solche 
hohen Anforderungen können in folgenden Situationen vorliegen: 
 Hohe Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins externer Objekte 
 Hohes zu erwartendes Schadensausmaß bei Auftreten eines externen Objekts 
 Geringe Möglichkeiten der Abwendung einer Gefährdung durch Personen 
Technische Erkennung von Schienenfahrzeugen (Erreichen, Freifahren und Gleisfreiprüfung) 
wird in den meisten modernen Systemen angewandt, in älteren Systemen ist häufig noch die 
visuelle Erkennung zu finden. Durchgehende Gleisfreiprüfeinrichtungen können häufig die 
anderen beiden auf Schienenfahrzeuge bezogenen Funktionen (Erreichen und Freifahren) mit 
übernehmen. 
Generell können die Ortungsverfahren und -techniken nach folgenden Kriterien unterschieden 
werden: 
 technisch/nichttechnisch; bzw. auch gemischt technisch und nichttechnisch 
 fahrzeug-/streckenbasiert 
 direkt/indirekt (nur bei Ortungsverfahren, die eine Freiprüfung beinhalten, also die letz-
ten drei in der obigen Aufzählung) 
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Tabelle 3: Einteilung der Ortungsaufgaben und -technologien und Beispiele 
Aufbauend auf den oben zusammengefassten Einteilungen gibt Tabelle 3 Beispiele für Techni-
ken und nichttechnische Verfahren. Die beiden dominierenden streckenseitigen Techniken der 
Gleisfreiprüfung, der Gleisstromkreis (direkt) und der Achszähler (indirekt), werden alternativ 
länderspezifisch eingesetzt, wobei bei der Entscheidung für die eine oder die andere Lösung 
einerseits die Einsetzbarkeit des Gleisstromkreises auch für andere Aufgaben und andererseits 
die einfachere Handhabbarkeit und höhere Verfügbarkeit der Achszähler eine Rolle spielen. 
Darüber hinaus hat als dritte Gleisfreimeldetechnik die fahrzeugbasierte Besetzt- und Freimel-
dung durch die Züge selbst eine gewisse Bedeutung, vor allem in Inselbetrieben unter der Be-
dingung einer vollständigen Ausrüstung des Fahrzeugparks. 
8 Erfassung des Zustandes der Betriebsmittel 
8.1 Abgrenzung, Begriffsbestimmung 
Die Erfassung des Zustandes der Betriebsmittel umfasst alle Diagnosevorgänge an den Fahr-
zeugen, den Gleisen und den bahntechnischen Anlagen, die einen Einfluss auf die Fähigkeit der 
Anlage zum sicheren Betrieb haben. Im Regelkreis (Abbildung 1) können die entsprechenden 
Verfahren und Anlagen unterschieden werden in: 
 solche, die sich auf den Fahrzeugzustand beziehen 
 solche, die sich auf den Strecken- und Umweltzustand beziehen 
 interne Diagnose der sicherungstechnischen Anlagen 
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8.2 Anforderungen 
Um einen sicheren Betrieb zu gewährleisten, muss ständig garantiert sein, dass sich die Be-
triebsmittel im sicheren Zustand befinden. Sicherheitsrelevante technische Einrichtungen wer-
den so konstruiert, dass die Wahrscheinlichkeit gefährlicher Fehler auf ein gesellschaftlich ak-
zeptiertes Minimum beschränkt wird. Somit sind Bauteile, deren Ausfall zu gefährlichen Be-
triebssituationen führen kann, so zu dimensionieren, dass die Wahrscheinlichkeit eines Ausfalls 
entsprechend gering wird. Da sich Ausfälle aber nicht in jedem Fall vollständig verhindern las-
sen und auch um gefährliche Mehrfachausfälle zu verhindern, ist ihre Erkennung innerhalb ei-
ner definierten Fehleroffenbarungszeit erforderlich. Die erforderliche Fehleroffenbarungszeit 
korreliert mit der Eintrittswahrscheinlichkeit des zugehörigen Fehlers und dem möglichen Scha-
densausmaß. 
Bei Erkennen eines Fehlers ist zunächst dessen Dringlichkeit zu ermitteln. Daraus ergibt sich, 
ob das fehlerhafte Betriebsmittel sofort außer Betrieb zu nehmen ist, oder ob es noch für eine 
gewisse Zeit ohne unvertretbar hohe Gefährdung weiterbetrieben werden kann, um Betriebsbe-
hinderungen zu minimieren und Instandhaltungszyklen zu optimieren. Schließlich ist jedoch in 
jedem Fall eine Behebung des Fehlers durch Reparatur oder Austausch des Betriebsmittels er-
forderlich. 
8.3 Erfassung Fahrzeugzustand 
Gefährliche Fehler an Fahrzeugen können sowohl durch die Technik der Fahrzeuge selbst als 
auch durch fehlerhafte Benutzung (z.B. Überladung von Güterwagen) hervorgerufen werden. 
Zu deren Erkennung können unterschiedliche Strategien angewandt werden: 
 Ausschluss von Fehlerereignissen. Dies kann durch entsprechende Dimensionierung der 
Fahrzeugteile, kurze Erneuerungszyklen und Schutzmaßnahmen vor äußeren Ereignis-
sen erfolgen. Ein vollständiger Ausschluss ist nicht möglich, so dass als Ziel eine Redu-
zierung der Gefährdungsrate auf ein tolerierbares geringes Maß anzustreben ist. 
 Inspektionen außerhalb des laufenden Eisenbahnbetriebes, beispielsweise in Werkstät-
ten. Diese haben im sicherungstechnischen Regelkreis keine Bedeutung und sollen da-
her nicht weiter betrachtet werden. 
 Inspektionen im laufenden Betrieb. Diese können erfolgen: 
o streckenseitig oder fahrzeugseitig 
o technisch oder nichttechnisch 
Zu den fahrzeugseitigen Inspektionen gehören Überwachungen durch Personal oder durch tech-
nische Diagnoseeinrichtungen im Fahrzeug selbst. Damit kann eine kontinuierliche oder quasi-
kontinuierliche Überwachung des Fahrzeugzustandes erfolgen. Im Fall eines erkannten Fehlers 
kann die Reaktion je nach Dringlichkeit im Anhalten des Fahrzeuges bestehen. 
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Zu den streckenseitigen Inspektionen gehören zwei Gruppen, eine technische und eine nicht-
technische: 
 Zugbeobachtungen durch Personal. Hierbei übernehmen streckenseitige Bahnmitarbei-
ter, die zum Großteil auch andere Aufgaben haben (beispielsweise Fahrdienstleiter, 
Bahnübergangswärter) auch die Aufgabe der Zugbeobachtung auf Auffälligkeiten hin. 
Die Anordnung der Posten ist dabei im Idealfall so, dass die Züge alternierend von bei-
den Seiten beobachtet werden. Bei Auffälligkeiten (zum Beispiel Rauch, entgleiste 
Achsen, überhängende Ladung) wird über entsprechende Kommunikationsmittel das 
Anhalten des Zuges an einem geeigneten voraus liegenden Streckenpunkt veranlasst, 
meist an einem Signal. 
 Technische Gefahrenmeldeanlagen. Diese sind eine moderne Form für Anwendungen, 
in denen streckenseitiges Personal nicht mehr in ausreichendem Maße vorhanden ist. 
Ein Vorteil ist, dass diese technischen Gefahrenmeldeanlagen abweichende Zustände 
oftmals bereits erkennen können, wenn sie für das menschliche Auge noch unsichtbar 
sind. Ein Nachteil ist, dass sie im Gegensatz zum Menschen, der eine umfassende Kon-
trolle vornehmen kann, nur für bestimmte Messgrößen vorgesehen sind und auch nur 
diese erkennen können. Technische Gefahrenmeldeanlagen gibt es für verschiedene Ar-
ten von Gefahren, wobei die Auswahl sich nach der Häufigkeit des Eintretens eines 
Fehlers, nach dem möglichen Schadensausmaß und nach den technischen Möglichkei-
ten der Erkennung richtet. Beispiele für solche konkreten Fehler sind (Schöbel in: 
Theeg/Vlasenko 2009): 
o entgleiste Fahrzeuge/Achsen 
o gebrochene Achsen/Radfedern 
o heißgelaufene Achslager 
o blockierte Bremsen 
o Flachstellen an Rädern 
o Überladung bzw. verschobene Ladung 
o Ladung nicht erlaubter Güter 
o hinausragende Fahrzeugteile/Ladung 
o Feuer 
o offene Türen 
In moderneren Konzepten werden Detektoren für mehrere dieser Gefährdungen in so 
genannten Checkpoints konzentriert (Schöbel in: Theeg/Vlasenko 2009). Die Lage der 
Kontrollpunkte im Netz wird gewählt nach Überlegungen zur Fehleroffenbarungszeit. 
Erkannte Fehler können nach der Dringlichkeit unterschieden werden in solche, die ein 
sofortiges Anhalten des betroffenen Fahrzeuges erfordern (unter Inkaufnahme erhebli-
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cher Betriebsbehinderungen) und solche, für die ein Anhalten am nächsten eisenbahn-
betrieblich günstigen Ort ausreicht. Das Anhalten erfolgt meist durch ein Halt zeigen-
des Signal, wobei in der Auswertung ein Verfolgen des Zuglaufes erforderlich ist. 
8.4 Erfassung Strecken- und Umweltzustand 
Gefährliche Zustände an den streckenseitigen Einrichtungen können durch systematische Fehler 
oder spontane Ausfälle dieser Einrichtungen wie auch durch äußere Einflüsse wie Naturereig-
nisse hervorgerufen werden. Zu ihrer Erkennung sind folgende Strategien möglich: 
 Ausschluss von Fehlerereignissen. Dies kann durch entsprechende Dimensionierung der 
Anlagenteile, kurze Erneuerungszyklen und Schutzmaßnahmen vor äußeren Ereignissen 
erfolgen. Ein vollständiger Ausschluss ist nicht möglich, so dass als Ziel eine Reduzie-
rung der Gefährdungsrate auf ein tolerierbares geringes Maß anzustreben ist. 
 Inspektion außerhalb des laufenden Betriebs. Dazu gehören Kontrollfahrten und Kon-
trollgänge, bei denen bestimmte Abnutzungszustände der streckenseitigen Anlagen er-
fasst werden und rechtzeitig bevor sich diese gefährlich auswirken können entsprechen-
de korrigierende Maßnahmen ergriffen werden. Diese Strategie eignet sich für allmäh-
lich entstehende Abnutzungserscheinungen, jedoch nur bedingt für Spontanereignisse. 
Da diese Maßnahmen außerhalb des sicherungstechnischen Regelkreises stattfinden, 
werden sie an dieser Stelle nicht weiter betrachtet. 
 Inspektion im laufenden Betrieb. Diese kann unterschieden werden zum einen in fahr-
zeug- und streckenseitig und zum anderen in technisch und nichttechnisch. Die fahr-
zeugseitige Inspektion bei jeder Fahrt ist aufgrund der hohen Fahrzeuggeschwindigkei-
ten und daraus resultierender Nichteinsehbarkeit des vor einem Zug liegenden Brems-
weges im Allgemeinen nicht ausreichend. Nichttechnische streckenseitige Inspektion 
erfordert die Einsehbarkeit der entsprechenden Bereiche und ist daher mit einem hohen 
Personalaufwand verbunden. Eine technische streckenseitige Inspektion ist auf konkrete 
Gefährdungsmöglichkeiten gerichtet. Beispiele sind: 
o Schienenbrucherkennung bei Gleisstromkreisen 
o Gefahrenmeldeanlagen für Naturereignisse wie Wind, Erdbeben und Über-
schwemmungen 
Eine Einordnung der erkannten Gefährdungen nach Dringlichkeit der Handlung kann 
erfolgen. Erforderlichenfalls ist der Bahnverkehr auf den betroffenen Abschnitten anzu-
halten, was über den Regelkreis der Sicherungstechnik geschieht, beispielsweise durch 
Haltstellung von Signalen. 
8.5 Diagnose der sicherungstechnischen Anlagen 
Das sichere Funktionieren der sicherungstechnischen Anlagen selbst ist erforderlich für einen 
sicheren Bahnbetrieb. Um dies zu erreichen, kommen folgende Strategien in Betracht: 
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 Ausschluss von Fehlerereignissen durch Gestaltung der sicherungstechnischen Anlagen 
in einer Art und Weise, die sicherheitskritische Fehler ausschließt oder auf ein vertret-
bares Minimum reduziert. 
 Inspektion außerhalb des normalen Bahnbetriebs in regelmäßigen Intervallen. 
 Kontinuierliche oder quasi-kontinuierliche Diagnose im laufenden Betrieb. Die Diagno-
seinformationen können zum einen dafür verwendet werden, entsprechende Instandhal-
tungsmaßnahmen einzuleiten. Zum anderen können sie, sollte die Betriebssicherheit 
nicht mehr gewährleistet sein, zu einem sichernden Eingriff im Regelkreis der Bahnsi-
cherungstechnik führen, indem Fahrten nicht zugelassen werden. 
Diese Funktionen sind interner Bestandteil der jeweiligen Techniken und lassen diese im er-
kannten Fehlerfall in einen sicheren Zustand gehen. 
8.6 Erfassung des Zustandes der Betriebsmittel – 
Zusammenfassung 
Die Gewährleistung des sicheren Zustandes der Betriebsmittel (Fahrzeuge, Gleise, sicherungs-
technische Anlagen) ist notwendig für einen sicheren Bahnbetrieb. Grundsätzlich können drei 
Strategien unterschieden werden: 
 Gestaltung sicherheitsrelevanter Betriebsmittel in einer Art und Weise, die sicherheits-
kritische Fehler ausschließt. 
 Inspektion außerhalb des laufenden Betriebes durch Instandhaltungsmaßnahmen. 
 Diagnose im laufenden Betrieb. 
Da in vielen Fällen keine dieser Strategien allein eine volle Sicherheit gewährleisten kann, ist 
häufig eine Kombination aus mehreren Strategien sinnvoll. Auch durch Kombination kann kei-
ne absolute Sicherheit erreicht werden, vielmehr besteht das Ziel im Erreichen einer minimalen, 
akzeptablen Gefährdungsrate. Die Gewichtungen der drei Strategien können dabei unterschied-
lich sein: Je sicherer beispielsweise die betreffenden Anlagenteile in Bezug auf einen bestimm-
ten Ausfalltyp gestaltet sind, desto länger dürfen die Inspektionszyklen werden. 
Relevant für den sicherungstechnischen Regelkreis ist dabei die Diagnose im laufenden Betrieb, 
die technisch oder nichttechnisch erfolgen kann. In beiden Fällen liegt die sichernde Reaktion in 
einer Verweigerung oder im Widerrufen von Fahrtzulassungen. Zu den technischen Lösungen 
gehören insbesondere Gefahrenmeldeanlagen für fahrzeug- und streckenseitige Gefährdungen 
und interne Diagnoseeinrichtungen der sicherungstechnischen Anlagen. 
Die Anwendung technischer oder nichttechnischer Diagnose unterscheidet sich zwischen den 
Bahnen und in der historischen Entwicklung. Stand in der Vergangenheit die nichttechnische, 
visuelle Beobachtung der Züge und Strecken im Mittelpunkt, so wird diese heute insbesondere 
in hoch entwickelten Ländern und bei räumlich sehr ausgedehnten Bahnnetzen in dünn besiedel-
tem Gebiet zunehmend durch technische Gefahrenmeldeanlagen ersetzt. Diese sind jeweils auf 
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 53 von 139  
einzelne oder mehrere konkrete Gefahren ausgerichtet, können diese aber oftmals schon in ei-
nem wesentlich früheren Stadium erkennen als das menschliche Auge dies kann. Wichtig für die 
Wirksamkeit ist eine geeignete Wahl der Beobachtungs- bzw. Messstandorte. 
9 Informationsauswertung 
9.1 Abgrenzung, Begriffsbestimmung 
In der Informationsauswertung laufen beide Teilregelkreise, der Teilregelkreis der beweglichen 
Fahrwegelemente und der Teilregelkreis der Fahrzeugbewegungen, zusammen. Die Informati-
onsauswertung erfolgt grundsätzlich gemeinsam für beide Teilregelkreise: Für die Zulassung 
einer Fahrzeugbewegung ergeben sich sowohl aus den Ortungsinformationen anderer Schienen-
fahrzeuge und externer Objekte als auch aus den Lagen beweglicher Fahrwegelemente wichtige 
Voraussetzungen. Weiterhin sind für das Umstellen eines beweglichen Fahrwegelements so-
wohl dessen eigene Lage und unter Umständen die Lagen anderer beweglicher Fahrwegelemen-
te, als auch die Ortungsinformationen von Schienenfahrzeugen (insbesondere Freiprüfung des 
umzustellenden Elements) wichtige Eingangsinformationen. 
Die Informationsauswertung umfasst somit alle diejenigen Funktionen, die die Informationen 
von der sensorischen Seite des Regelkreises auswerten und zueinander in Abhängigkeit bringen 
und daraus und aus Kommandos von der Leitebene Ausgabekommandos generieren, sowohl in 
Bezug auf die Fahrzeugbewegungen als auch in Bezug auf das Umstellen von Fahrwegelemen-
ten. Diese Funktionen können vom Menschen oder von der Technik realisiert werden, sowie 
zentral (z.B. Stellwerk) oder dezentral (z.B. Blocktechniken, Schlüsselabhängigkeiten zwischen 
Weichen). 
9.2 Anforderungen 
Die Grundanforderungen lassen sich zusammenfassen durch die in 5.2 beschriebenen Prinzipien 
der Sicherung beweglicher Fahrwegelemente und der Abstandshaltung. Dabei konzentrieren 
sich die folgenden Betrachtungen auf das Abstandshalteverfahren „Fahren im festen Raumab-
stand“, da dieses das in der modernen Sicherungstechnik bedeutsame Verfahren darstellt. Das 
ebenfalls im Eisenbahnbetrieb verbreitete, weniger komplexe Prinzip „Fahren auf Sicht“ ist ein 
nichttechnisches Verfahren und wird am Rande mit betrachtet. 
Die Mehrzahl der Schaltvorgänge in der Informationsauswertung ist sicherheitsrelevant und 
bedarf daher sicherer Schaltelemente bzw. Verfahren. Ein kleinerer Teil der Schaltvorgänge 
(zum Großteil Automatisierungsprozesse) ist nicht sicherheitsrelevant, es genügen also nichtsi-
chere Schaltelemente/Vorgänge. 
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9.3 Grundprinzipien der Fahrwegsicherung 
Die Fahrwegsicherung kann technisch oder nichttechnisch erfolgen. 
Bei der nichttechnischen Sicherung obliegt es dem Personal, alle Voraussetzungen für die Zu-
lassung einer Fahrt bzw. für das Umstellen eines beweglichen Fahrwegelements zu prüfen, be-
vor die entsprechende Handlung ausgeführt wird. Nichttechnische Verfahren sind die historisch 
älteren und werden heute noch angewandt, insbesondere im Rangierbetrieb, bei einfachen Ver-
hältnissen und in der Rückfallebene. Das Sicherheitsniveau ist im Allgemeinen geringer als bei 
technischen Verfahren. Die nichttechnischen Verfahren können eingeteilt werden in solche, bei 
denen die Prüfung der Voraussetzungen beim Streckenpersonal liegt, und solche, bei denen sie 
beim Fahrzeugpersonal liegt: 
 Verfahren mit Verantwortung beim streckenseitigen Personal: Hierunter fallen alle Ver-
fahren, bei denen das streckenseitige Personal vor Erteilung einer Fahrtzulassung die 
Bedingungen zu prüfen hat. Bei heute angewandten Systemen gehören dazu insbeson-
dere das Fahren auf schriftlichen Befehl bzw. auf Ersatzsignal sowie der Telefonblock. 
Weitere Verfahren aus dieser Gruppe sind die nordamerikanischen Verfahren Track 
Warrant Control (TWC) und Direct Traffic Control (DTC), die in (Theeg/Vlasenko 
2009) näher erläutert sind. 
 Verfahren mit Verantwortung beim Fahrzeugpersonal: Hierzu gehört insbesondere das 
Fahren auf Sicht, bei dem der Triebfahrzeugführer vor Befahren eines Abschnittes des-
sen Zustand visuell zu prüfen hat. Das Prüfen durch den Triebfahrzeugführer erstreckt 
sich meist auf dessen Freisein von anderen Fahrzeugen (Abstandshaltung), kann aber 
unter bestimmten Voraussetzungen auch die Lagen beweglicher Fahrwegelemente und 
anderer Elemente umfassen. Angewandt wird dieses Verfahren beispielsweise im Ran-
gierbetrieb, in Deutschland beim Fahren auf Vorsichtssignal, in vielen anderen Ländern 
auch für reguläre Zugeinfahrten in teilweise besetzte Gleise. 
Bei den technischen Verfahren zur Fahrwegsicherung konnten im Rahmen der Arbeit folgende 
logische Grundprinzipien identifiziert werden, die in den folgenden Abschnitten näher betrach-
tet werden: 
1. Elementabhängigkeiten: Dieses Prinzip erfüllt die Anforderung der Signalabhängigkeit, 
nicht jedoch die Abstandshaltung. Einzelne Elemente (Weichen, Signale) werden so in 
Abhängigkeit gebracht, dass sie sich nur in einer bestimmten, sicherungstechnisch er-
forderlichen Reihenfolge bedienen lassen. 
2. Prinzip „Fahrstraße“: Dieses Prinzip erfüllt die Anforderung der Signalabhängigkeit 
und der Abstandshaltung im festen Raumabstand. Es ist universell anwendbar sowohl in 
Bereichen mit beweglichen Fahrwegelementen (zum Beispiel Bahnhöfe, Abzweigstel-
len) als auch auf der freien Strecke. 
3. Prinzip „Blockinformation“: Dieses Prinzip erfüllt nur die Abstandshaltung, nicht die 
Signalabhängigkeit. Es ist daher vom Grundsatz her nur auf der freien Strecke ohne be-
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wegliche Fahrwegelemente anwendbar, sofern nicht parallel zusätzliche Einrichtungen 
zur Sicherung der beweglichen Fahrwegelemente vorgesehen werden. 
Diese drei Prinzipien können in Beziehung zueinander stehen. So können mehrere Elementab-
hängigkeiten in Kombination die Grundlage für eine Fahrstraßenlogik bilden, wenn sie noch um 
Gleisfreimeldeeinrichtungen ergänzt werden oder die Gleisfreiprüfung nichttechnisch stattfindet 
(durch Fahren auf Sicht). Außerdem können Streckenblocksysteme mit Elementabhängigkeiten 
kombiniert werden, um damit sowohl die Abstandshaltung als auch die Sicherung beweglicher 
Fahrwegelemente realisieren zu können. 
Die Unterscheidung zwischen Fahrstraßen- und Blocksystemen entstand in einigen Ländern 
(z.B. Deutschland) aus der Unmöglichkeit der direkten Gleisfreiprüfung für die freie Strecke, 
wobei heute dank durchgehender technischer Gleisfreimeldeanlagen diese Unterscheidung hin-
fällig ist und es prinzipiell möglich ist, das Prinzip „Fahrstraße“ universell einzusetzen. In ande-
ren Ländern, vornehmlich in Westeuropa und teilweise Nordamerika, bestehen Streckenblock-
systeme zur Realisierung der Abstandshaltung einerseits und Fahrstraßenlogiken bzw. Element-
abhängigkeiten zur Realisierung der Signalabhängigkeit andererseits überlagernd in denselben 
räumlichen Bereichen (siehe 9.6.5). 
9.4 Elementabhängigkeiten 
Elementabhängigkeiten stellen Abhängigkeiten zwischen zwei oder mehreren Elementen (be-
weglichen Fahrwegelementen und Signalen) her. Mehrere Elementabhängigkeiten in Kombina-
tion können die Grundlage für Systeme zur Fahrstraßensicherung bilden. Folgende Einteilung 
der Elementabhängigkeiten zwischen zwei oder mehreren Elementen wurde entwickelt 
(Abbildung 5): 
1. Koppelung von Elementen: Hier können die Elemente nur gemeinsam und gleichzeitig 
umgestellt werden. Dieses Prinzip kommt in vielen westeuropäischen Ländern und in 
der ehemaligen Sowjetunion vor. 
2. Einseitige Abhängigkeit: Hier gibt es ein abhängiges und ein unabhängiges Element. 
Das unabhängige Element kann immer umgestellt werden, während das abhängige 
Element sich in einer der beiden Endlagen (genannt die „freie Endlage“) immer 
befinden kann, während es sich in der anderen Endlage (genannt die „bedingte 
Endlage“) nur dann befinden kann, wenn auch das unabhängige Element in einer 
bestimmten Lage (genannt „Bedingungsendlage“) ist. Daraus folgt, dass, sollte das 
unabhängige Element die Bedingungsendlage verlassen, das abhängige Element sofort 
auch sicher die freie Endlage aufsuchen muss (entweder gleichzeitig oder sicher 
unmittelbar danach). Ein Beispiel ist die Abhängigkeit zwischen Hauptsignal und 
zugehörigem Vorsignal: Das Hauptsignal ist das unabhängige Element mit der 
Bedingungsendlage „Fahrt“. Das Vorsignal ist das abhängige Element mit der freien 
Lage „Halt erwarten“ und der bedingten Endlage „Fahrt erwarten“. Das Vorsignal kann 
also immer „Halt erwarten“ zeigen, aber „Fahrt erwarten“ nur dann, wenn auch das 
zugehörige Hauptsignal „Fahrt“ zeigt. Ein weiteres Beispiel ist die Abhängigkeit 
zwischen Weiche und Signal, wie sie häufig in Nordamerika zu finden ist: Die Weiche 
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zur Einfahrt von einem Hauptgleis in einen Rangierbereich lässt sich immer vom 
Rangierpersonal umstellen. Dabei sind in den betrieblichen Regeln Wartezeiten 
vorgeschrieben, die das Umstellen verhindern sollen, wenn ein sich nähernder Zug nicht 
mehr aufgehalten werden kann. Wenn die Weiche aus der Endlage entriegelt wird, geht 
das deckende Signal automatisch sicher in die Haltstellung. 
3. Zweiseitige Abhängigkeit: Bei dieser Form von Elementabhängigkeit sind alle beteilig-
ten Elemente in der Form voneinander abhängig, dass eine bestimmte Kombination von 
Lagen nicht möglich ist und das Stellen eines Elementes immer dann verhindert wird, 
wenn dadurch diese Kombination entstehen würde. Zweiseitige Abhängigkeiten können 
unterschieden werden in solche zwischen zwei und solche zwischen mehreren Elemen-
ten. Ein Beispiel sind die in Deutschland angewandten Abhängigkeiten zwischen zwei 
sich gegenseitig Flankenschutz gewährenden Weichen, ein weiteres Beispiel die in 
Großbritannien angewandten Abhängigkeiten zwischen Weichen und Signalen zur Rea-
lisierung von Kaskadenverschlüssen. 
 
Abbildung 5: Arten von Elementabhängigkeiten 
9.5 Prinzip „Fahrstraße“ 
9.5.1 Grundlagen und Teile einer Fahrstraße 
Fahrstraßen stellen einen technisch gesicherten Fahrweg als Voraussetzung für die Zulassung 
von Fahrten dar. Die Fahrstraße wird begrenzt durch Start- und Zielpunkt, welche die Anfangs- 
und Endpunkte der zugehörigen Fahrterlaubnis bilden (Signalstandorte bei ortsfester Signalisie-
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 57 von 139  
rung). Folgende für die Sicherung einer Fahrstraße relevanten Bestandteile konnten identifiziert 
werden (Abbildung 6): 
 Der befahrene Teil. Es handelt sich dabei um den Teil, begrenzt durch Start- und Ziel-
punkt, der regulär befahren wird. 
 Die Flankenräume, deren Aufgabe darin besteht, Flankenschutz zu bieten, und die daher 
entsprechend zu sichern sind (9.5.4). 
 Der Durchrutschweg, der einen Schutz gegen Durchrutschen bietet und daher ebenfalls 
zu sichern ist (9.5.5). 
 Der Spitzenpunkt, der für den Schutz vor Gegenfahrten verantwortlich ist und im engen 
Zusammenhang mit dem Durchrutschweg steht (9.5.5). 
 Die Anfangszone vor dem Startpunkt, die vom startenden Zug belegt sein oder in An-
spruch genommen werden kann und die daher, insbesondere im Fall des Vorhanden-
seins beweglicher Fahrwegelemente („Mittelweichen“), ebenfalls einzubeziehen ist. In 
diesem Fall sind die betreffenden Fahrwegteile in derselben Weise zu berücksichtigen 
wie Elemente im befahrenen Teil der Fahrstraße, einschließlich ggf. Flankenschutz. Der 
Einfluss auf die Geschwindigkeitswahl wird in 9.5.2 diskutiert. 
Die Betrachtung dieser verschiedenen Fahrstraßenteile wird international und situationsabhän-
gig unterschiedlich gehandhabt. Die Sicherung des befahrenen Teils ist stets erforderlich. Flan-
kenräume, Durchrutschweg und Spitzenpunkt dienen der zusätzlichen Sicherheit in Fehlerfällen 
und werden nicht immer angewandt, wobei die Unterschiede zum einen länderspezifisch sind 
und zum anderen zwischen verschiedenen Arten und Charakteristika der Fahrten (siehe Kapitel 
5) liegen. Wo Zug- und Rangierfahrstraßen unterschieden werden, wird bei Rangierfahrstraßen 
im Allgemeinen auf Durchrutschwege verzichtet. Außerdem sind die Notwendigkeit und die 
notwendige Länge von Durchrutschwegen eng mit dem Zugbeeinflussungssystem verbunden, 
wie in 9.5.5 näher erläutert. Die Notwendigkeit einer besonderen Berücksichtigung der An-
fangszone dagegen ergibt sich aus der Lageplansituation. 
 
Abbildung 6: Bestandteile einer Fahrstraße 
9.5.2 Räumliche Gültigkeit von Geschwindigkeitsbeschränkungen in 
Bereichen mit beweglichen Fahrwegelementen 
Bedingt durch die Eigenschaften der ortsfesten Signalisierung nach dem Geschwindigkeitsprin-
zip (10.3.2) ist hier der Abschnitt, für den eine fahrstraßenabhängige Geschwindigkeitsbe-
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schränkung gilt, von Sonderfällen abgesehen, an die Fahrstraße gebunden. Ein und dieselbe 
Geschwindigkeit gilt also durch die gesamte Fahrstraße. Bei ortsfester Signalisierung nach dem 
Richtungsprinzip oder bei Führerstandssignalisierung gilt diese Bindung nicht generell, kann 
aber je nach den Eigenschaften des konkreten Systems auch hier gelten. Im Folgenden sind die 
möglichen Fälle bei ortsfester Signalisierung nach dem Geschwindigkeitsprinzip beschrieben. 
Bei einem typischen Bahnhof mit Ein- und Ausfahrsignal und evtl. Zwischensignalen gibt es 
zwei Grundprinzipien der räumlichen Gültigkeit der signalisierten Geschwindigkeit (Abbildung 
7): 
1. Eine Geschwindigkeit, welche am Einfahrsignal angezeigt wird, gilt für die gesamte 
Bahnhofsdurchfahrt. 
2. Für jede Fahrstraße innerhalb des Bahnhofs im Verlauf des Fahrweges eines Zuges (al-
so für jede Ein-, evtl. Zwischen- und Ausfahrstraße) gilt eine gesonderte Geschwindig-
keit. Für die genaue Festlegung des Anfangs und des Endes der jeweiligen Geschwin-
digkeitsbeschränkung sind verschiedene Lösungen denkbar, von denen die praktisch 
bedeutsamsten die Folgenden sind (vgl. Abbildung 7; beschrieben für den Fall einer 
Ein- und anschließender Ausfahrstraße, also ohne Zwischenfahrstraßen): 
 2a: Für jeden Weichenbereich im Bahnhofskopf gilt eine eigene zulässige Ge-
schwindigkeit, und zwar bis der Zug diesen Weichenbereich mit dem Zugschluss 
geräumt hat. Auf den Bahnhofsgleisen zwischen den Weichenbereichen kann theo-
retisch mit Streckenhöchstgeschwindigkeit gefahren werden. Beispiel: Tschechien. 
 2b: Ähnlich 2a, jedoch ist die Grenze, ab der die Geschwindigkeitsbeschränkung 
aufgehoben ist, durch das Signal der Gegenrichtung markiert. In diesem Zusam-
menhang sind die Bahnhöfe2 nicht als solche definiert, sondern jeder Bahnhofskopf 
gilt als eigene Betriebsstelle. Beispiel: Nordamerika. 
 2c: Die Geschwindigkeit der Einfahrt gilt bis zum vorgesehenen Halteplatz, ab dort 
gilt die Geschwindigkeit der Ausfahrt. Dieses Prinzip ist nur anwendbar für Züge, 
die im Bahnhof planmäßig halten. Beispiel: Deutschland. 
 2d und 2e: Die Geschwindigkeit des Einfahrsignals gilt bis der Zug das folgende 
Signal mit dem Zugschluss (Fall 2d) bzw. der Zugspitze (Fall 2e) passiert hat. 
                                            
2 Hier und im Folgenden wird der Begriff Bahnhof verwendet, wie er in Deutschland vorkommt. Er beschreibt auch die 
vergleichbaren Anlagen in anderen Ländern, in denen dieser Begriff so nicht vorkommt. 
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Abbildung 7: Räumliche Gültigkeit von Geschwindigkeitsbeschränkungen in Bahnhöfen 
Die Varianten haben jeweils spezifische Vor- und Nachteile bezogen auf die Flexibilität der 
Geschwindigkeitsanpassung, die Klarheit und Verständlichkeit der Geschwindigkeitsregeln und 
Fälle von beweglichen Fahrwegelementen im Startgleis der Ausfahrstraße (Mittelweichenfälle): 
1. Im Fall 1 ist die Flexibilität in der Geschwindigkeitswahl eingeschränkt, indem die ge-
samte Bahnhofsdurchfahrt mit derselben Geschwindigkeit befahren werden muss. Vor-
teil ist die Klarheit und Einfachheit der Regeln unter der Voraussetzung, dass einem im 
Bahnhof startenden Zug die Geschwindigkeit des jeweiligen Gleises bekannt ist. Mit-
telweichenfälle brauchen in der Geschwindigkeitswahl nicht besonders betrachtet zu 
werden, da die entsprechenden Weichen wie alle anderen Weichen in den Bahnhofsköp-
fen in die Geschwindigkeitswahl einfließen. 
2. Die Fälle 2 zeichnen sich durch höhere Flexibilität in der Geschwindigkeitswahl aus, 
jedoch sind die Regeln meist komplizierter und Mittelweichenfälle bedürfen besonderer 
Vorkehrungen in der Ausfahrstraße: 
 Im Fall 2a sind die Regeln relativ klar. Im Bahnhofsgleis kann theoretisch mit Stre-
ckengeschwindigkeit gefahren werden, praktisch meist mit der höheren der beiden 
Ein- und Ausfahrgeschwindigkeiten. Die Mittelweiche, sofern vorhanden, ist in die 
Geschwindigkeitswahl der Einfahrt einzubeziehen und diese Geschwindigkeit ist 
bis zum Räumen der Mittelweiche beizubehalten. Schwierigkeiten entstehen bei im 
Gleis startenden Zügen, die eine Mittelweiche im abzweigenden Strang nutzen, da 
der Zug keine Einfahrstraße befahren hat. Ebenso können im Mittelweichenfall 
Schwierigkeiten entstehen durch Vergessen der evtl. noch gültigen Einfahrge-
schwindigkeit bei haltenden Zügen. 
 Im Fall 2b sind die Geschwindigkeitsregeln ebenfalls relativ klar. Nachteil ist, dass 
alle Gleise in beiden Richtungen mit Signalen auszustatten sind, unabhängig von 
der vorgesehenen Fahrtrichtung, was einen erhöhten technischen Aufwand bedeu-
tet. Eventuell können einige Signale durch Attrappen ersetzt werden. Ein weiterer 
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Nachteil ist, dass die geringere Geschwindigkeit über eine längere Strecke als ei-
gentlich nötig beibehalten werden muss, nämlich bis zum Signal der Gegenrich-
tung, nicht bis zur letzten Weiche. Die Mittelweichenproblematik tritt im Fall 2b 
per Definition nicht auf, woraus sich Restriktionen in der Lageplangestaltung erge-
ben können. 
 Fall 2c ist der günstigste hinsichtlich der Verständlichkeit der Regeln aus Sicht des 
Triebfahrzeugführers. Jedoch entstehen zusätzliche Schwierigkeiten dadurch, dass 
der planmäßige Halteplatz Sicherheitsverantwortung bekommt. Dies ist insbesonde-
re dann schwierig zu handhaben, wenn unterschiedliche Züge an verschiedenen 
Halteplätzen halten sollen, oder wenn einige Züge halten und andere durchfahren. 
Die daraus resultierenden unklaren Anfangs- und Endpunkte der Fahrstraßenge-
schwindigkeiten können Schwierigkeiten in der Fahrstraßenprojektierung und in 
den Zugbeeinflussungssystemen hervorrufen. Dies gilt auch für Mittelweichenfälle, 
wobei hier die Mittelweichen sowohl in der Ein- als auch in der Ausfahrstraße bei 
der Geschwindigkeitswahl zu berücksichtigen sind. 
 Fall 2d ist für durchfahrende Züge klar verständlich, kann jedoch bei haltenden Zü-
gen zum Vergessen der Einfahrgeschwindigkeit führen. Bei im Bahnhof startenden 
Zügen ist dieser Fall insbesondere in Mittelweichenfällen schwierig zu behandeln, 
da keine Einfahrstraße vorhanden ist, in deren Geschwindigkeit die Mittelweiche 
theoretisch einzubeziehen wäre. 
 Fall 2e ist für durchfahrende Züge der am klarsten verständliche. Mittelweichen 
sind auch hier schwierig zu behandeln und erfordern besondere Vorkehrungen in 
der Ausfahrstraße. 
Für einfache Lageplanfälle mit gleichen Ein- und Ausfahrgeschwindigkeiten in jedem Bahn-
hofsgleis eignen sich Lösungen 1 und 2 gleichermaßen. Dabei ist Fall 1 durch einfachere Regeln 
und Logiken gekennzeichnet, während Fall 2 flexiblere Lösungen ermöglicht. Insbesondere 
Mittelweichenfälle erfordern, wo sie nötig sind, in Fall 2 besondere Maßnahmen. 
9.5.3 Grundlegende Verschlussfunktionen von Fahrstraßen 
Die Verschlussfunktionen von Fahrstraßen sind die folgenden: 
1. Sicherung beweglicher Fahrwegelemente 
2. Sicherung gegen feindliche Fahrstraßen: Hier können einfache und besondere Fahrstra-
ßenausschlüsse unterschieden werden, je nachdem, ob zwei feindliche Fahrstraßen sich 
bereits durch die Lage eines beweglichen Fahrwegelementes ausschließen (einfacher 
Ausschluss) oder ob gesonderte Verschlüsse vorgesehen werden müssen (besonderer 
Ausschluss). 
3. Gleisfreiprüfung 
4. Prüfung auf einen definierten Endpunkt der Fahrterlaubnis 
5. Sicherung anderer Elemente (z.B. Bahnübergänge) entlang der Fahrstraße 
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6. Andere Verschlussfunktionen, die mitunter angewandt werden. Dazu gehören die Si-
cherung gegen zu frühe Auflösung infolge Gleisfreimeldefehler, die Verhinderung des 
Einfahrens elektrischer Triebfahrzeuge in nicht entsprechend elektrifizierte Streckenab-
schnitte, Methoden zur Verhinderung von Deadlock-Situationen sowie besondere Auto-
risierung zum Beispiel durch Zollbeamte. 
Nicht alle diese Verschlussfunktionen werden in allen Fällen angewandt: 
1. Die Sicherung beweglicher Fahrwegelemente ist stets erforderlich. 
2. Die Sicherung gegen feindliche Fahrstraßen ist ebenfalls stets erforderlich, wobei es 
länder- und technikspezifische Unterschiede gibt in der Frage, ob einfache Fahrstraßen-
ausschlüsse akzeptiert werden oder ob immer ein besonderer Fahrstraßenausschluss an-
gewandt wird. Aus Sicht der Sicherheit sind einfache und besondere Fahrstraßenaus-
schlüsse als gleichwertig anzusehen. Außerdem kann es Unterschiede geben hinsicht-
lich der Frage, welche Fahrstraßen als feindlich gelten und welche nicht. Beim Rangie-
ren kann unter Umständen ein gleichzeitiges Einfahren aus beiden Richtungen in das-
selbe Gleis betrieblich erwünscht sein, was jedoch das Fahren im halben statt im vollen 
Sichtabstand nach sich zieht. Wenn das Fahren im halben Bremswegabstand vermieden 
werden soll, kann das gleichzeitige Einfahren auch davon abhängig gemacht werden, 
dass  das  Gleis  vorher  bereits  (von  einem  stehenden  Fahrzeug)  besetzt  ist,  wie  bei-
spielsweise in Großbritannien angewandt. 
3. Die Gleisfreiprüfung ist nicht immer Teil der Fahrstraßenabhängigkeit. Beim Fahren 
auf Sicht für Zwecke, die das Einfahren in besetzte Gleise erfordern (Rangierfahrstra-
ßen sowie in einigen Ländern auch bestimmte Zugfahrstraßen), ist die Gleisfreiprüfung 
entweder gar nicht oder nur abschnittsweise (z.B. nur für die Zwischenabschnitte, nicht 
jedoch für das Zielgleis) in die Fahrstraßensicherung einbezogen. Länderspezifisch kön-
nen auch räumlich überlagernd zu den Systemen der Fahrstraßensicherung Blocksyste-
me angewandt werden (9.6.5), wobei diese die Gleisfreiprüfung gleichwertig sicherstel-
len, was dann nicht Aufgabe der Fahrstraße ist. 
4. Die Prüfung auf einen definierten Endpunkt ist wichtig für den Ausschluss von Folge-
fahrten, wenn auf die Fahrstraße eine weitere Fahrstraße (und nicht etwa ein Strecken-
blocksystem) folgt und wenn kein sicherer Haltfall vorgesehen ist. Diese Prüfung erfor-
dert, wenn Folgefahrstraßen nicht ausgeschlossen werden sollen, komplexe Abhängig-
keiten zwischen mehreren Fahrstraßen. Wird überlagernd ein Streckenblocksystem ein-
gesetzt, so liegt diese Aufgabe im Allgemeinen bei diesem und nicht beim Fahrstraßen-
sicherungssystem. 
5. Die Einbeziehung von Bahnübergängen in die Fahrstraßensicherung kann dort erfolgen, 
wo sich räumlich im Bereich beweglicher Fahrwegelemente auch Bahnübergänge be-
finden. Es ist jedoch auch möglich, die Bahnübergänge separat zu sichern, so dass in ei-
nigen Ländern (insbesondere in Nordamerika) die Einbeziehung von Bahnübergängen 
in die Fahrstraßensicherung gänzlich unbekannt ist. 
6. Andere Verschlussfunktionen werden länder- und situationsspezifisch sehr unterschied-
lich angewandt. Ihre Notwendigkeit ergibt sich aus den jeweiligen länder- und ortsspe-
zifischen Gegebenheiten. 
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9.5.4 Flankenschutz 
Schutz gegen gefährdende Bewegungen von der Flanke in eine Fahrstraße hinein wird von den 
meisten Bahnen zumindest bei Zugfahrstraßen für den befahrenen Teil der Fahrstraße als not-
wendig erachtet. Die Notwendigkeit eines Flankenschutzes für den Durchrutschweg ist strittig: 
Da zwei Fehler in kurzem Zeitabstand eintreten müssten, um eine Gefährdung durch Flanken-
fahrt im Durchrutschweg hervorzurufen, nämlich die Flankenfahrt selbst und das Durchrutschen 
des Zuges, ist dieser Fall entsprechend unwahrscheinlich, so dass viele Bahnen auf Flanken-
schutz für den Durchrutschweg verzichten oder ihn auf einem niedrigeren Niveau realisieren. 
Wo zwischen Zug- und Rangierfahrstraßen unterschieden wird, wird bei Rangierfahrstraßen der 
Flankenschutz unterschiedlich gehandhabt: Aufgrund des Fahrens auf Sicht und der geringen 
Geschwindigkeiten von Rangierfahrten ist das Gefährdungspotenzial geringer und es wird daher 
oft auf Flankenschutz verzichtet. Dabei sind jedoch auch Ausnahmen an Stellen, an denen re-
gelmäßig mit besetzten Personenwagen oder mit Gefahrgut rangiert wird und somit eine höhere 
Schutzwürdigkeit gilt (5.2, 5.3), sinnvoll und werden auch angewandt. 
Flankenschutz kann realisiert werden durch abweisende bewegliche Fahrwegelemente, Signale 
in Haltstellung, Freisein von Gleisabschnitten und spezielle betriebliche Regeln (zum Beispiel 
Rangierverbote). Abbildung 8 vergleicht diese Methoden hinsichtlich der Schutzfunktionen und 
der hervorgerufenen betrieblichen Einschränkungen. Um die Wirksamkeit des Flankenschutzes 
zu gewährleisten, müssen die Flankenräume zwischen dem Flankenschutz bietenden Element 
und dem zu schützenden Fahrstraßenteil freigeprüft werden. 
Die Sicherheit der einzelnen Flankenschutzarten kann folgendermaßen bewertet werden: 
 Weichen, Gleissperren und Entgleisungsweichen bieten den höchsten Schutz. Sie 
schützen maximal sowohl gegen unerlaubte Rangierfahrten als auch gegen Wegrol-
len abgestellter Fahrzeuge. Dabei sind Weichen, ggf. in Verbindung mit einem 
Stumpfgleis, in der Sicherheit insgesamt höher zu bewerten, da sie das Entgleisen 
der Fahrzeuge vermeiden. Demgegenüber ist die Weiche mit Stumpfgleis die tech-
nisch aufwendigste Form des Flankenschutzes. 
 Signale, Rangier- und Abstellverbote bieten eine geringere Sicherheit, da sie das 
Befolgen von Regeln durch den Menschen erfordern. Auch können sie nicht in je-
dem Fall gegen alle Arten von unerlaubten Flankenbewegungen schützen: Signale 
schützen nicht vor wegrollenden abgestellten Fahrzeugen und Abstellverbote nicht 
vor Flankenfahrten durch besetzte Rangierbewegungen. Daher kann auch die Kom-
bination dieser beiden Flankenschutzarten sinnvoll sein, um vor beiden Arten von 
unerlaubten Fahrzeugbewegungen zu schützen, wenn auch mit geringerer Sicherheit 
als bei Weichen, Gleissperren und Entgleisungsweichen. 
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Abbildung 8: Vergleich der Methoden des Flankenschutzes 
Im Regelfall gibt dasjenige Element Flankenschutz, welches von der zu schützenden Fahrstraße 
das nächste ist. Kann dieses im Einzelfall keinen Flankenschutz geben, so muss ein weiter ent-
fernt liegendes Element diese Aufgabe erfüllen. Dies kann bis dahin reichen, dass im Fall des 
Ausfalls eines Signals der rückliegende Gleisabschnitt die Flankenschutzfunktion übernimmt, 
indem dort keine Fahrzeuge abgestellt werden dürfen. 
9.5.5 Durchrutschwege und Spitzenschutz 
Durchrutschwege bieten einen Schutz gegen Fehler des Triebfahrzeugführers in der Zielbrem-
sung, in wenigen Fällen sogar gegen komplett unterlassene Bremsung. Die Länge des Durch-
rutschweges ist international sehr unterschiedlich festgelegt. Bei der Wahl einer sinnvollen Län-
ge sind folgende Faktoren relevant: 
1. Art des Gefahrpunktes: Daraus ergibt sich das Gefährdungspotenzial im Fall eines 
Durchrutschens. Unterschieden werden kann nach dem zu schützenden Element (z.B. 
spitz berutschte Weiche, stumpf berutschte Weiche, Gleissperre, stehendes Schienen-
fahrzeug) oder auch nach der Art und den Merkmalen der Fahrt (vgl. Kapitel 5), mit der 
ein Konflikt auftreten kann. 
2. Geschwindigkeit, mit der auf das Zielsignal zugefahren wird. Daraus ergibt sich die 
Bremsweglänge hinter dem Bremszielpunkt in dem Fall, dass der Zug den Zielpunkt 
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ungebremst überfährt. Aus Gründen der Geschwindigkeit wird bei Rangierfahrstraßen 
weitgehend auf Durchrutschwege verzichtet. 
3. Vorhandensein eines Zugbeeinflussungssystems und Art des Systems. Je nach Art der 
Bremsüberwachung in der Zufahrt auf ein Halt zeigendes Signal ergeben sich unter-
schiedliche Möglichkeiten, einen Fehler des Triebfahrzeugführers frühzeitig auszuglei-
chen. Im Extremfall kann ganz auf einen Durchrutschweg verzichtet werden, wenn das 
Zugbeeinflussungssystem auf jeden Fall ein Anhalten am Bremszielpunkt sicherstellt. 
Jedoch ist häufig auch in diesen Fällen ein gewisser Durchrutschweg betrieblich sinn-
voll, um einen sehr frühen Bremsbeginn zu vermeiden. So kann beispielsweise bei 
ETCS die Notbremskurve auf das Durchrutschweg-Ende berechnet werden, was einen 
späteren Bremseinsatzzeitpunkt ermöglicht. 
Beim Spitzenschutz handelt es sich um eine Schutzfunktion am Spitzenpunkt vor Gegenfahrten, 
die in das Ende des Durchrutschweges bzw. auch in den befahrenen Teil der Fahrstraße eindrin-
gen können. Spitzenschutz wird nicht in jedem Fall vorgesehen und ist, wenn er vorgesehen 
wird, eng mit dem Durchrutschweg verbunden. Er kann realisiert werden durch die Lage stumpf 
berutschter Weichen oder von Weichen nach dem Ende des Durchrutschweges in abweisender 
Richtung. Eine schwächere Variante des Spitzenschutzes vor Gegenfahrten in den befahrenen 
Teil der Fahrstraße hinein ist das Prinzip in deutschen mechanischen Stellwerken, wonach 
stumpf berutschte Weichen im Durchrutschweg zwar in die richtige Lage gebracht, aber nicht 
verschlossen werden, um dem Stellwerkspersonal im Fall des Erkennens einer Gefährdung 
durch Gegenfahrt die Möglichkeit zu geben, diese Gefährdung abzuwenden. 
Die „falsche“ Lage spitz berutschter Weichen innerhalb des Durchrutschweges als Spitzen-
schutz für den befahrenen Teil der Fahrstraße erscheint nur bei auffahrbaren Weichen sinnvoll, 
um Beschädigungen an Weichen und Entgleisungen im Fall des Durchrutschens zu vermeiden. 
Der Verschluss einer Weiche an der Spitze des Durchrutschweges in abweisender Stellung ist 
auch bei nicht auffahrbaren Weichen sinnvoll und wird beispielsweise in Großbritannien ange-
wandt. 
Weitere Unterschiede zwischen den Bahnen bestehen hinsichtlich der Änderbarkeit des Durch-
rutschweges (siehe unten), solange die Fahrstraße eingestellt ist, und hinsichtlich der Möglich-
keiten, Teile des Durchrutschweges von mehreren Fahrstraßen gemeinsam zu nutzen. Das ge-
meinsame Nutzen von Durchrutschwegteilen durch mehr als eine Fahrstraße, wie von einigen 
Bahnen praktiziert, bringt den Vorteil der Vermeidung von Fahrstraßenausschlüssen und ist aus 
Sicht  der  Sicherheit  vertretbar,  da  eine  Gefährdung  nur  in  dem Fall  eintreten  kann,  dass  zwei  
Züge gleichzeitig durchrutschen, und zwar in so kurzem Zeitabstand, dass der Signalhaltfall 
nach dem Durchrutschen des ersten Zuges für den zweiten Zug nicht mehr wirksam wird. 
Wahldurchrutschwege mit unterschiedlicher Länge und Richtung können aus Gründen der be-
trieblichen Flexibilität sinnvoll sein. Hinsichtlich der Änderbarkeit des Durchrutschweges wäh-
rend des Bestehens einer Fahrstraße können folgende Fälle unterschieden werden (Abbildung 
9): 
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1. Der Durchrutschweg ist nach einmaligem Einstellen der Fahrstraße nicht mehr änder-
bar. 
2. Der Durchrutschweg kann in gleicher Richtung verlängert werden, wenn ein längerer 
Durchrutschweg, der anfangs noch nicht verfügbar war, frei wird. Dies kann unter Um-
ständen die Geschwindigkeit der Fahrstraße nachträglich erhöhen. Dennoch kann die 
Fahrstraße schon relativ frühzeitig eingestellt werden, was der Leistungsfähigkeit der 
Anlage zugute kommt. Die Verkürzung eines einmal eingestellten Durchrutschweges ist 
dagegen aus Sicht der Sicherheit problematisch und kommt dem Auflösen einer noch 
nicht benutzten Fahrstraße gleich, so dass dieser Fall keine Bedeutung hat. 
3. Der Durchrutschweg kann seine Richtung ändern. Dieses Verfahren ist in Großbritan-
nien unter dem Namen „Swinging Overlaps“ bekannt. Dies weist Vorteile in der be-
trieblichen Flexibilität auf und ermöglicht dem Fahrdienstleiter das Einstellen von Fahr-
straßen in der „natürlichen“ Reihenfolge ohne umständliche Durchrutschwegauswahl-
prozeduren. Voraussetzung ist jedoch, dass sichergestellt ist, dass die Entscheidungs-
weiche sicher ihre neue Endlage erreicht oder in die ursprüngliche Endlage zurückkehrt, 
bevor der durchrutschende Zug sie erreichen kann. Dafür sind zwei Bedingungen erfor-
derlich: 
- Es ist sicherzustellen, dass der Zug noch weit genug von der umzustellenden Wei-
che entfernt ist, um der Weiche ein Umstellen zu ermöglichen, bevor der Zug sie er-
reicht. 
- Der Umstellvorgang muss so erfolgen, dass die Weiche mit hinreichend hoher Si-
cherheit die neue Endlage erreicht oder im Fehlerfall in die alte Endlage zurück-
kehrt. Eine Gefährdung durch Nichterreichen der Endlage kann dabei jedoch nur 
dann entstehen, wenn zwei Fehlerereignisse gleichzeitig eintreten, nämlich das 
Nichterreichen der Endlage und das Durchrutschen des Zuges. 
 
Abbildung 9: Änderbarkeit von Durchrutschwegen 
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9.5.6 Ablauf der Fahrstraßeneinstellung und -auflösung 
Der grundsätzliche Ablauf in der Einstellung und Auflösung einer Fahrstraße ist – mit einigen 
Variationen – der folgende: 
1. Anforderung und Auswahl der Fahrstraße. 
2. Prüfung der Verfügbarkeit der Fahrstraße: Dieser Schritt ist optional und dient der Ver-
meidung des Umstellens beweglicher Fahrwegelemente, wenn die Fahrstraße dann doch 
nicht eingestellt werden kann. 
3. Einstellen des Fahrwegs: Die beweglichen Fahrwegelemente werden in die der gewähl-
ten Fahrstraße entsprechende Lage gebracht. 
4. Sicherung der Fahrstraße: Die beweglichen Fahrwegelemente werden in ihrer Lage ver-
schlossen, um ihr Umstellen bei Fahrt zeigendem Signal zu verhindern. Dies kann teil-
weise durch gesonderte Verschlussfunktionen realisiert werden, teilweise aber auch 
durch Elementabhängigkeiten, die bei Signalfahrtstellung wirksam werden. Dieser 
Punkt ist weiter unten näher beschrieben. 
5. Gleisfreiprüfung (sofern sie Aufgabe der Fahrstraße ist): Spätestens zu diesem Zeit-
punkt (zum Zweck des Umstellens beweglicher Fahrwegelemente abschnittsweise auch 
schon früher) muss geprüft werden, ob die zur Fahrstraße gehörigen Gleise einschließ-
lich ggf. Durchrutschweg und Flankenschutzräumen frei sind. 
6. Signalauswahl und -fahrtstellung: Der Signalbegriff (insbesondere der Geschwindig-
keitsbegriff) wird entsprechend der gewählten Fahrstraße ausgewählt und das Signal auf 
Fahrt gestellt. 
7. Überwachung der Fahrstraße vor und während des Befahrens: Ab Signalfahrtstellung 
und bis zum Freifahren des betreffenden Abschnittes ist eine kontinuierliche Lageüber-
wachung der beweglichen Fahrwegelemente und Gleisfreiprüfung erforderlich. 
8. Signalhaltstellung: Frühestens nach Vorbeifahrt der Zugspitze am Signal kann dieses 
auf Halt gestellt werden. Unter Umständen ist es auch wichtig, dass die Haltstellung 
nicht zu spät erfolgt, um ein gefährliches Nachfahren eines weiteren Zuges zu verhin-
dern. 
9. Fahrstraßenauflösung: Die Fahrstraße kann entweder als Ganzes auflösen, oder in Teil-
fahrstraßen jeweils nach Freifahren des betreffenden Fahrstraßenteils durch den Zug. Je 
nach örtlicher Situation kann es auch sinnvoll sein, die Fahrstraße nicht voll auszufah-
ren, sondern eine Restfahrstraße unbefahren aufzulösen. Dies wird beispielsweise bei 
Rangierwendefahrten (Abbildung 10) angewandt, um unnötige Rangierwege bzw. 
Hilfsauflösungen zu vermeiden. 
 
Abbildung 10: Rangierwendefahrten 
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Der Schritt „Sicherung der Fahrstraße“ besteht, aufbauend auf der historischen Entstehung, im 
Allgemeinen aus zwei Teilschritten, die im Folgenden zur leichteren Verständlichkeit mit den in 
Deutschland üblichen Begriffen bezeichnet werden: 
1. Fahrstraßenverschluss: Dieser stellt die Signalabhängigkeit her, die jedoch nur solange 
wirksam ist, wie das Signal auf Fahrt steht. 
2. Fahrstraßenfestlegung: Diese stellt sicher, dass auch nach Haltstellung des Signals die 
Fahrstraße noch solange gesichert bleibt, bis der Zug sie (oder die jeweilige Teilfahr-
straße) freigefahren hat. 
Die Fahrstraßenfestlegung und die Signalfahrtstellung können in unterschiedlicher Reihenfolge 
stattfinden, was ein wesentliches Kriterium zur Unterscheidung zwischen deutsch geprägter 
Sicherungslogik einerseits und britisch oder nordamerikanisch geprägter Sicherungslogik ande-
rerseits darstellt: 
 In der deutschen Sicherungslogik ist die Fahrstraßenfestlegung eine Voraussetzung für 
die Signalfahrtstellung. 
 In der britischen und nordamerikanischen Sicherungslogik erfolgt die Fahrstraßenfest-
legung nach Signalfahrtstellung bei Annäherung des Zuges. Dies setzt das Vorhanden-
sein entsprechender sicherer Schaltelemente (zum Beispiel in der Relaistechnik Typ-N-
Relais) voraus. 
9.6 Prinzip „Blockinformation“ 
Im Gegensatz zum Prinzip „Fahrstraße“ kann das Prinzip „Blockinformation“ nur Folge- und 
Gegenfahrschutz realisieren. Seine alleinige Anwendung ist daher Bereichen ohne bewegliche 
Fahrwegelemente vorbehalten. Liegen in Bereichen, die von einem Blocksystem gesteuert wer-
den, dennoch bewegliche Fahrwegelemente, so sind Sonderlösungen oder überlagernd zum 
Streckenblocksystem zusätzliche Sicherungssysteme, beispielsweise eine Fahrstraßensicherung, 
erforderlich. 
9.6.1 Freimeldegrenzen an Blockabschnitten 
Ohne Durchrutschweg reicht der Blockabschnitt von einer Blockgrenze (bei ortsfester Signali-
sierung Blocksignal) bis zur nächsten. Zusätzlich kann jedoch ein Durchrutschweg vorgesehen 
werden, um eine gewisse Sicherheit gegen Fehler des Triebfahrzeugführers in der Zielbremsung 
zu gewährleisten. Dieser Blockdurchrutschweg ist dann zusätzlich zum eigentlichen Blockab-
schnitt freizuprüfen, um eine Zugfahrt in diesen Blockabschnitt zuzulassen. Darüber hinaus ist 
es zu Einsparungszwecken dann möglich, die Freimeldegrenze direkt am Blocksignal entfallen 
zu lassen und somit den Bereich unmittelbar hinter dem Anfangssignal des Blockabschnittes 
nicht freizuprüfen. Eine weitere Variante besteht darin, einen kompletten weiteren Blockab-
schnitt als Durchrutschweg zu verwenden (Schutzblock). Diese Varianten sind in Abbildung 11 
dargestellt (Quelle: TU Dresden). 
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Abbildung 11: Freimeldegrenzen an Blockabschnitten 
Diese Varianten können folgendermaßen bewertet werden: 
1. Der Verzicht auf den Blockdurchrutschweg reduziert die Sicherheit etwas. Jedoch ist 
dabei zu berücksichtigen, dass es ohnehin unwahrscheinlich ist, dass im Bereich unmit-
telbar hinter dem Blocksignal A ein vorausfahrender Zug zum Stehen gekommen ist, 
wahrscheinlicher ist ein Standort am nächsten Blocksignal B. Eine Ausnahme stellt der 
seltene Fall dar, dass ein Zug annähernd dieselbe Länge hat wie der Blockabschnitt AB. 
Aus diesen Gründen sind Blockdurchrutschwege weniger dringend erforderlich als 
Durchrutschwege für Fahrstraßen. 
2. Separate Blockdurchrutschwege stellen maximale Sicherheit für den Fall des Durchrut-
schens her, sind jedoch die aufwendigste Lösung. 
3. Der Verzicht auf die Freiprüfung des kurzen Abschnittes unmittelbar hinter dem Signal 
stellt bei Fahren im Raumabstand (nicht Permissivfahren) keinen nennenswerten Si-
cherheitsverlust dar: Zwar wird der kurze Abschnitt hinter Signal B vor dessen Fahrt-
stellung nicht freigeprüft, jedoch kann nur dann ein Zug nachfahren, wenn vorher Sig-
nal A auf Fahrt gestanden hat. Dies ist jedoch nur möglich, wenn zum Zeitpunkt der 
Fahrtstellung von Signal A der Durchrutschweg hinter Signal B bereits freigeprüft wur-
de. Somit kann es nur in zu vernachlässigenden Fällen des Rückwärtsfahrens oder des 
Eingleisens von Fahrzeugen zu Zusammenstößen kommen. Somit ist diese Lösung si-
cher und kostengünstig. Allerdings ist der Fall des Permissivfahrens in den betriebli-
chen Regeln gesondert zu berücksichtigen, um im Fall eines permissiven Vorbeifahrens 
am Halt zeigenden Signal und anschließender Fahrtstellung des Signals B ein Nachfah-
ren auf einen im Durchrutschweg hinter Signal B stehenden Zug zu verhindern. 
4. Die Variante „Schutzblock“ eignet sich aus Gründen der Streckenleistungsfähigkeit 
insbesondere dann, wenn die Blockabschnitte im Verhältnis zur Geschwindigkeit relativ 
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 69 von 139  
kurz sind. Dies ist insbesondere bei Stadtschnellbahnen und auf reinen Hochgeschwin-
digkeitsstrecken (z.B. TVM 300) der Fall. 
9.6.2 Einteilung der Blocksysteme 
Zunächst können die Sicherungsverfahren zur Abstandshaltung auf der Strecke unterschieden 
werden in technische und nichttechnische Systeme. Zu den nichttechnischen Verfahren gehören 
dezentrale Verfahren (z.B. Telefonblock als Vorläufer des unten beschriebenen tokenlosen 
Block) genauso wie zentrale Verfahren (z.B. TWC, DTC, ZLB). 
Die technischen Blocksysteme, die das Fahren im festen Raumabstand zur Grundlage haben, 
können nach der Blocklogik in folgende Gruppen eingeteilt werden: 
 Tokenblock: Bei Tokenblocksystemen ist die Erlaubnis zur Einfahrt in einen Abschnitt 
an das Vorhandensein eines Tokens („Faustpfand“) auf dem Zug gebunden. Die Fahrt-
erlaubnis fährt also sozusagen auf dem Zug mit. Damit wird die Ausschließlichkeit der 
Fahrterlaubnis in einem Abschnitt technisch sichergestellt, indem nur ein Token für 
denselben Abschnitt gleichzeitig in Umlauf sein kann. Zu den Tokenblocksystemen ge-
hören insbesondere folgende Blocksysteme, die in ihrer Wirkungsweise in 
(Theeg/Vlasenko 2009) beschrieben sind: 
o One-Train-Staff-System 
o Train-Staff-and-Ticket-System in Verbindung mit einem System für den Folge-
fahrschutz (z.B. Fahren auf Sicht, im Zeitabstand oder Telefonblock) 
o Elektrischer Tokenblock 
o Radio Electronic Token Block (RETB) 
 Tokenloser Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen: Hierzu gehö-
ren all diejenigen tokenlosen Blocksysteme, bei denen die Fahrterlaubnis für einen Ab-
schnitt ohne physischen Token durch Austausch von Informationen zwischen Anfang 
und Ende des Zugfolgeabschnittes ermittelt und dann von der Zugfolgestelle am Anfang 
des Zugfolgeabschnittes an den Zug übertragen wird. 
 Tokenloser Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung. Hierzu gehören all 
diejenigen Blocksysteme, bei denen kein Informationsaustausch zwischen den Block-
stellen, insbesondere keine Vorblockung, stattfindet, sondern die Entscheidung über die 
Einlassung eines Zuges von der absendenden Zugfolgestelle unmittelbar aufgrund der 
Gleisfreimeldeinformation für den betreffenden Zugfolgeabschnitt getroffen wird. Hier-
bei handelt es sich um Systeme des automatischen Streckenblockes mit Gleisstromkrei-
sen, die fast ausschließlich auf zweigleisigen Strecken vorkommen und wo häufig (aber 
nicht immer) jedes Gleis einer Fahrtrichtung regulär zugeordnet ist. 
Zu beachten ist dabei, dass die Einteilung der tokenlosen Blocksysteme in solche mit Austausch 
von Vor- und Rückblockinformationen und solche mit direkter Steuerung über die Gleisbele-
gung nicht identisch ist mit der in (Theeg/Vlasenko 2009) beschriebenen Einteilung in Systeme 
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mit einmaliger und kontinuierlicher Rückblockung (Abbildung 12): Häufig wurden, insbesonde-
re in Ländern, in denen traditionell Systeme mit Austausch von Vor- und Rückblockinformatio-
nen verwendet wurden, Systeme mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung dahingehend 
weiterentwickelt, dass zusätzlich zur Abfrage der Gleisbelegung Vor- und Rückblockinformati-
onen ausgetauscht werden. Somit sind diese Systeme dann den Blocksystemen mit Austausch 
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Abbildung 12: Einteilung und Eigenschaften der Streckenblocksysteme 
Sowohl in Tokenblocksystemen als auch in tokenlosen Blocksystemen ist die Ausschließlich-
keit der Fahrterlaubnis für einen bestimmten Abschnitt technisch sichergestellt (durch Vorhan-
densein des Tokens bzw. Fahrtstellung eines Signals bei Erfüllen der Blockbedingungen), wobei 
die Verantwortung für die Einhaltung der Fahrterlaubnis bei niedrigerem Sicherheitsniveau 
primär beim Menschen liegt, sofern nicht ergänzende Zugbeeinflussungssysteme angewandt 
werden. Bei tokenlosen Blocksystemen sind Zugbeeinflussungsanlagen weit verbreitet (siehe 
Kapitel 12). Bei Tokenblocksystemen mit physischem Token kommen theoretisch Vorrichtun-
gen infrage, die erfordern, dass der Token auf dem Zug eingeschlossen werden muss, andern-
falls das Befahren des Abschnittes technisch verhindert wird. Derartige Systeme haben jedoch 
kaum praktische Bedeutung. 
Aus eisenbahnbetrieblicher Sicht weisen insbesondere die Tokenblocksysteme wesentliche Ein-
schränkungen auf: Die Notwendigkeit zu alternierenden Fahrten in beiden Richtungen (One-
Train-Staff-System), die fehlende Flexibilität bei spontanen Änderungen in der Reihenfolge der 
Züge (One-Train-Staff- und Train-Staff-and-Ticket-System), Instandhaltungsprobleme bei un-
paarigen Fahrten (elektrischer Tokenblock) bzw. die Notwendigkeit einer speziellen Ausrüstung 
für alle Züge und damit Beschränkung des Netzzugangs (RETB). 
Eine weitere Unterteilungsmöglichkeit der Blocksysteme, anwendbar sowohl auf Tokenblock-
systeme als auch auf tokenlose Blocksysteme, besteht in der Regelung des Gegenfahrschutzes 
zwischen benachbarten Zugmeldestellen: 
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 Bei Blocksystemen mit neutraler Erlaubnis haben in Grundstellung beide benachbarte 
Zugmeldestellen gleichberechtigt die Möglichkeit, einen Zug abzusenden (nach ent-
sprechender Zustimmung der anderen Zugmeldestelle). Dazu gehören beispielsweise 
der elektrische Tokenblock und eine Vielzahl tokenloser Blocksysteme. 
 Bei Blocksystemen mit platzierter Erlaubnis hat in Grundstellung immer eine Zugmel-
destelle die Möglichkeit, Züge abzuschicken, die andere hat sie nicht. Demnach gibt es 
hier zwei Grundstellungen, unterschieden nach der Platzierung der Erlaubnis an der ei-
nen oder der anderen Zugmeldestelle. Dazu gehören der Tokenblock nach den Verfah-
ren „One-Train-Staff“ oder „Train-Staff-and-Ticket“ und eine Vielzahl tokenloser 
Blocksysteme. 
9.6.3 Beziehung zwischen Zugfolge- und Zugmeldeabschnitten 
Für die Regelung der Sicherheit sind grundsätzlich die Zugfolgeabschnitte maßgebend: Niemals 
(solange das Fahren im Raumabstand beibehalten wird, also mit Ausnahme von Fällen des Fah-
rens auf Sicht) darf in einen Abschnitt ein Zug eingelassen werden, der schon von einem ande-
ren Zug besetzt ist oder in den bereits eine andere Fahrt zugelassen ist. Dies gilt sowohl für den 
Folge- als auch für den Gegenfahrschutz. Zur Vermeidung von Deadlock-Situationen, die zu 
betrieblichen Behinderungen führen und das Fahren in der Rückfallebene auf niedrigerem Si-
cherheitsniveau erzwingen würden, ist es jedoch sinnvoll und wird allgemein praktiziert, Zug-
meldestellen zu definieren und den Gegenfahrschutz zwischen ihnen zu regeln. Nicht in allen 
Blocksystemen ist es aber möglich und sinnvoll, einen Zugmeldeabschnitt in mehrere Zugfolge-
abschnitte zu unterteilen, so dass mitunter die Zugmeldestellen mit den Zugfolgestellen iden-
tisch sind: 
 In Tokenblocksystemen nach dem Prinzip One-Train-Staff ist diese Unterteilung nicht 
möglich. 
 Bei Tokenblocksystemen nach dem Prinzip Train-Staff-and-Ticket hängt dies ab von 
der Art der Sicherung des Folgefahrschutzes: Wird er durch ein überlagerndes Telefon-
block- oder technisches Streckenblocksystem für den Folgefahrschutz realisiert, so ist 
diese Einteilung möglich und häufig betrieblich sinnvoll. 
 Beim elektrischen Tokenblock und beim RETB ist eine solche Unterteilung prinzipiell 
denkbar, erfordert jedoch zusätzliche Maßnahmen, ist daher nur eingeschränkt sinnvoll 
und wird meist nicht angewandt. Denkbar wäre in diesem Sinne eine Aufstellung von 
Tokenapparaten an den Zugfolgestellen im elektrischen Tokenblock bzw. das Definie-
ren zusätzlicher Abschnittsgrenzen im RETB, womit jedoch die Vermeidung von Dead-
lock-Situationen ohne weitere Maßnahmen noch nicht gewährleistet wäre. 
 Bei tokenlosen Blocksystemen mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
ist eine solche Unterteilung prinzipiell möglich und wird je nach Anwendungsfall vor-
gesehen oder nicht. 
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 Bei tokenlosen Blocksystemen mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung ist eine 
solche Unterteilung möglich und wird nahezu immer vorgesehen. 
9.6.4 Blockbedingungen 
Ausgehend von den grundlegenden Schutzfunktionen der Streckenblocksysteme, dem Folge- 
und dem Gegenfahrschutz, können die nachfolgend aufgezählten logischen Bedingungen in 
Blocksystemen identifiziert werden. Dabei werden die einzelnen Abhängigkeiten jeweils für die 
drei Arten von Blocksystemen nachgewiesen und auf dieselben logischen Bedingungen zurück-
geführt: 
 Tokenblock in den verschiedenen, in 9.6.2 beschriebenen Variationen 
 Tokenloser Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
 Tokenloser Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung 
Zur Gewährleistung des Folgefahrschutzes sind folgende Blockbedingungen erforderlich: 
 Ein Zug darf nur dann in einen Zugfolgeabschnitt eingelassen werden, wenn dieser 
nicht geblockt ist. 
o Beim Tokenblock wird diese Bedingung in unterschiedlicher Weise realisiert: 
Beim One-Train-Staff-System sind generell keine Folgefahrten möglich und ist 
somit diese Bedingung durch den Ausschluss von Folgefahrten realisiert. Beim 
elektrischen Tokenblock und beim RETB wird diese Bedingung realisiert durch 
die Unmöglichkeit, einen zweiten Token für denselben Zugfolgeabschnitt aus-
zugeben, während bereits ein Token für diesen Abschnitt im Umlauf ist. Train-
Staff-and-Ticket-Systeme dagegen können diese Bedingung selbst nicht reali-
sieren, so dass überlagernd weitere Sicherungsverfahren notwendig sind (z.B. 
Fahren im Zeitabstand oder ein überlagerndes tokenloses Blocksystem nur für 
den Folgefahrschutz). 
o Beim tokenlosen Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
wird diese Bedingung realisiert durch Verschluss der Signale, die auf den Zug-
folgeabschnitt zeigen, in Haltstellung, wenn der Abschnitt geblockt (also von 
einem anderen Zug beansprucht) ist. 
o Beim tokenlosen Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung wird die-
se Bedingung realisiert, indem bei technisch erkannter Gleisbelegung im nach-
folgenden Zugfolgeabschnitt die Fahrtstellung des Signals verhindert wird.  
 Das Entblocken eines Zugfolgeabschnittes darf nur dann möglich sein, wenn der Zug 
den Abschnitt geräumt hat. Diese Bedingung besteht systembedingt häufig aus zwei 
Teilen: Zum einen muss der Zug ausgefahren sein und zum zweiten muss er beim Aus-
fahren vollständig sein. Die Bedingung des Ausfahrens wird folgendermaßen geprüft: 
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o Beim Tokenblock (außer Train-Staff-and-Ticket-System) ist diese Bedingung 
sichergestellt durch die Tatsache, dass die Rückgabe eines Tokens erst dann 
möglich ist, wenn die nächste Zugfolgestelle (meist identisch mit Zugmeldestel-
le) erreicht wurde. Das Train-Staff-and-Ticket-System benötigt für den Folge-
fahrschutz zusätzliche überlagernde Systeme, zum Beispiel Regeln zum Fahren 
im Zeitabstand oder Telefonblock. 
o Beim tokenlosen Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
wird diese Bedingung geprüft durch die Notwendigkeit des Erkennens des aus 
dem Zugfolgeabschnitt ausgefahrenen Zuges. Diese Erkennung kann in unter-
schiedlicher Weise erfolgen (z.B. visuelle Beobachtung, durchgehende techni-
sche Gleisfreimeldung auf der Strecke, isolierte Schiene, konsekutive Belegung 
und Räumung zweier Gleisfreimeldeabschnitte in der Zugfolgestelle). Die Prü-
fung dieser Bedingung kann einmalig beim Räumen erfolgen oder kontinuier-
lich solange der Zugfolgeabschnitt frei ist. 
o Beim tokenlosen Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung wird die-
se Bedingung realisiert, indem der freie Zustand des Gleisfreimeldeabschnittes 
(entspricht dem Zugfolgeabschnitt) selbst unmittelbar als Entblockung gilt. Die 
Bedingung wird hier kontinuierlich geprüft. 
Die Prüfung des vollständigen Ausfahrens (Zugvollständigkeitsprüfung) kann bei den 
einzelnen Blocksystemen folgendermaßen realisiert werden: 
o Beim Tokenblock ist diese Bedingung zusätzlich zum eigentlichen Blocksystem 
zu prüfen. Infrage kommen dabei sowohl die Zugschlussbeobachtung durch 
streckenseitiges Personal als auch die fahrzeugseitige Erkennung von Zugtren-
nungen, etwa durch Zugschlussmeldeanlagen oder bei kurzen Zugeinheiten 
durch den Triebfahrzeugführer. 
o Beim tokenlosen Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
ist diese Bedingung zusätzlich zum eigentlichen Blocksystem zu prüfen, etwa 
durch Zugschlussbeobachtung (personelle Sicherung durch Regeln, die das 
Rückblocken nur nach erkanntem Zugschluss zulassen), durch kontinuierliche 
technische Gleisfreiprüfung oder durch (meist streckenseitige) Zugschlussmel-
deanlagen, die die Möglichkeit des Rückblockens vom Erkennen des Zug-
schlusses abhängig machen. 
o Beim tokenlosen Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung ist die 
Aussage der Vollständigkeit des Räumens bereits in der Gleisfreimeldeinforma-
tion enthalten und braucht daher nicht gesondert geprüft zu werden. 
 Es muss sichergestellt werden, dass eine Blockung des Zugfolgeabschnittes erfolgt, 
wenn ein Zug eingefahren ist. Solange die Blockung noch nicht geschehen ist, ist das 
Nachfahren eines weiteren Zuges wirksam zu verhindern. 
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o Beim Tokenblock ist diese Bedingung gewährleistet durch die Tatsache, dass 
erst eingefahren werden darf, wenn der Token bzw. das Ticket an den Zug ü-
bergeben wurde, und somit die Blockung stets vor Einfahrt erfolgen muss. 
o Beim tokenlosen Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
sind verschiedene Fälle zu unterscheiden: 
a) Die Blockung erfolgt vor Signalfahrtstellung und somit vor Einfahrt 
des Zuges in den Zugfolgeabschnitt, womit die Bedingung erfüllt ist. 
b) Die Blockung erfolgt sicher mit der Signalfahrtstellung oder der Ein-
fahrt des Zuges in den Zugfolgeabschnitt, womit die Bedingung erfüllt 
ist. 
c) Die Blockung erfolgt nach Einfahrt des Zuges in den Zugfolgeab-
schnitt. In diesen Fällen sind spezielle weitere logische Blockbedin-
gungen notwendig, die darauf abzielen, dass jeder Zug durch ein Halt 
zeigendes Signal gedeckt sein muss, um so ein Nachfahren eines zwei-
ten Zuges vor der Blockbedienung zu verhindern. Zu diesen Bedingun-
gen gehört die Verhinderung des Rückblockens, solange das Signal hin-
ter dem Zug noch nicht auf Halt gestellt wurde, ebenso wie die Signal-
wiederholungssperre, die eine wiederholte Ausfahrt von Zügen aus dem 
Bahnhof auf dasselbe Streckengleis verhindert. 
o Beim tokenlosen Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung erfolgt 
die Blockung unmittelbar mit der Gleisbelegung und somit sicher bei Einfahrt 
des Zuges in den Zugfolgeabschnitt. 
 Als weitere optionale Bedingung: Das Entblocken eines Zugfolgeabschnittes darf nur 
dann möglich sein, wenn dieser vorher geblockt wurde. Dies ist keine unmittelbare Si-
cherheitsfunktion, kann jedoch abhängig vom Blocksystem notwendig sein, um die 
richtige Reihenfolge der Blockvorgänge sicherzustellen und somit Blockstörungen zu 
verhindern, die zu betrieblichen Behinderungen und zum Betrieb in der Rückfallebene 
auf geringerem Sicherheitsniveau führen würden. 
o Beim Tokenblock ist diese Bedingung gewährleistet dadurch, dass ein Token 
nur dann zurückgegeben werden kann, wenn er sich auf dem Zug befindet, er 
also vorher an den Zug übergeben wurde. 
o Beim tokenlosen Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
wird diese Bedingung realisiert durch die Blocklogik, die immer nur abwech-
selndes Blocken und Entblocken (Vor- und Rückblocken) vorsieht. Diese Be-
dingung schafft betriebliche Einschränkungen in der Form, dass das Umstellen 
oder das Wenden von Zügen im Blockabschnitt unmöglich ist oder besonderer 
Vorkehrungen bedarf. Daher begünstigt ein solches Blocksystem die klare 
Trennung zwischen Bahnhöfen (in denen Rangierfahrten und Fahrtrichtungs-
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wechsel erlaubt sind) und freier Strecke (wo Rangierfahrten und Fahrtrich-
tungswechsel nicht erlaubt sind). 
o Beim tokenlosen Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung ist diese 
Bedingung nicht erforderlich, was einen Verzicht auf die klare Abgrenzung 
zwischen Bahnhöfen und freier Strecke bis hin zum Hindurchführen des Block-
systems durch Bahnhöfe hindurch (9.6.5) möglich macht. 
Für den Gegenfahrschutz ist die Einhaltung folgender Blockbedingungen erforderlich: 
 Das Einlassen eines Zuges in den Zugmeldeabschnitt darf nur dann möglich sein, wenn 
die Richtungserlaubnis vorhanden ist (platzierte Erlaubnis) bzw. der Zug angenommen 
wurde (neutrale Erlaubnis). 
o Beim Tokenblock wird diese Bedingung realisiert dadurch, dass das Vorhan-
densein des Tokens am betreffenden Ende des Zugmeldeabschnittes für das Er-
teilen einer Fahrterlaubnis erforderlich ist (One-Train-Staff- und Train-Staff-
and-Ticket-Systeme, platzierte Erlaubnis), bzw. durch die mittels Verschluss-
funktionen realisierte Unmöglichkeit, gleichzeitig Token an beiden benachbar-
ten Zugmeldestellen für denselben Abschnitt freizugeben (Elektrischer To-
kenblock und RETB, neutrale Erlaubnis). 
o Beim tokenlosen Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen 
wird diese Bedingung durch Verschluss der Signale durch das Blocksystem rea-
lisiert. 
o Beim tokenlosen Block mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung wird der 
Gegenfahrschutz in vielen Fällen realisiert durch die Tatsache, dass es sich um 
zweigleisige Strecken handelt, wobei jedes Gleis nur in einer Richtung regulär 
befahren werden kann. Wo dies nicht der Fall ist (Anwendung auf eingleisigen 
Strecken oder auf zweigleisigen Strecken mit Zweirichtungsbetrieb), gelten die-
selben Aussagen wie für den Block mit Austausch von Vor- und Rückblockin-
formationen. 
 Die Richtungserlaubnis darf nur dann gewechselt werden, wenn alle Zugfolgeabschnit-
te, die zum Zugmeldeabschnitt gehören, entblockt sind (platzierte Erlaubnis) bzw. ein 
Zug darf nur dann angenommen werden, wenn kein Zugfolgeabschnitt, der zum Zug-
meldeabschnitt gehört, für Fahrten der Gegenrichtung geblockt ist (neutrale Erlaubnis). 
o Beim Tokenblock wird diese Bedingung realisiert dadurch, dass der einzige 
Token nur an einem Ort gleichzeitig sein kann. bzw. nur ein Token für den Ab-
schnitt gleichzeitig ausgestellt sein kann. 
o Bei beiden Formen des tokenlosen Blocks wird, sofern nicht bei zweigleisigen 
Strecken jedes Gleis nur in einer Richtung regulär befahren wird, diese Bedin-
gung durch die logischen Abhängigkeiten im Blocksystem sichergestellt. 
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 Darüber hinaus ist der Wechsel der Richtungserlaubnis bzw. die Annahme einer Fahrt 
der Gegenrichtung auch dann wirksam zu verhindern, wenn zwar der Abschnitt noch 
nicht geblockt wurde, aber bereits eine Fahrt zugelassen wurde. Die Notwendigkeit die-
ser Bedingung ist abhängig vom Blocksystem, und zwar davon, ob die Blockung vor 
oder nach Einfahrt des Zuges stattfindet. 
o Beim Tokenblock ist diese Bedingung nicht notwendig, da der Token vor der 
Einfahrt in den Abschnitt an den Zug übergeben und somit der Abschnitt für 
diesen Zug reserviert wird. 
o Beim tokenlosen Block ist diese Bedingung dann erforderlich, wenn die Blo-
ckung erst nach Einfahrt des Zuges in den Abschnitt durchgeführt wird. Sie 
wird realisiert durch entsprechende Abhängigkeiten, die eine Erlaubnisabgabe 
bzw. die Annahme eines Zuges der Gegenrichtung verhindern, wenn bereits ei-
ne Fahrt zugelassen worden ist. 
9.6.5 Blocksysteme in Weichenbereichen und beim Wenden und 
Umstellen von Zugverbänden 
Insbesondere bei Blocksystemen mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen ist eine 
Bedingung für das ordnungsgemäße Wirken des Blocksystems das vollständige Durchfahren 
eines Blockabschnittes durch den Zug. Wendefahrten sind damit vom Grundsatz her ebenso 
ausgeschlossen wie Fahrwegverzweigungen oder das Umstellen von Zugverbänden im Block-
abschnitt, sofern nicht besondere Vorkehrungen getroffen werden, um dies zu ermöglichen. 
Daher geht die Verwendung solcher Blocksysteme meist einher mit einer klaren Trennung zwi-
schen Bahnhöfen und freier Strecke in den betrieblichen Regelwerken. Auf der freien Strecke ist 
das Wenden und Umstellen von Zügen im Normalfall nicht zulässig und befinden sich, außer an 
speziellen, mit Fahrstraßenlogik oder besonderen Vorkehrungen gesicherten Stellen, keine Fahr-
wegverzweigungen. Bei Blocksystemen mit direkter Steuerung durch die Gleisbelegung gelten 
diese Einschränkungen nicht, weshalb in den entsprechenden Ländern oft auch keine Unter-
scheidung zwischen Bahnhof und freier Strecke vorgesehen ist. Der Vollständigkeit halber sei 
erwähnt, dass beim Tokenblock Wendefahrten unproblematisch sind, das Umstellen von Zug-
verbänden im Blockabschnitt dagegen im Grundsatz nicht möglich. 
In diesem Sinne gibt es für die Führung von Blocksystemen in den Bereichen, die in Deutsch-
land als Bahnhof bezeichnet werden, zwei grundsätzliche Möglichkeiten (Abbildung 13): 
 Der Bahnhof unterbricht das Blocksystem und wirkt insgesamt wie eine Blockstelle. 
Dies korreliert mit einer strikten Unterscheidung zwischen „Bahnhof“ und „Freier Stre-
cke“ und mit der Verwendung von Blocksystemen mit Austausch von Vor- und Rück-
blockinformationen. 
 Die Blockabschnitte werden durch den Bahnhof hindurchgeführt und sind dort für die 
Abstandshaltung zuständig, während die überlagernd notwendigen Fahrstraßensiche-
rungssysteme lediglich die Sicherung beweglicher Fahrwegelemente wahrnehmen. Die-
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se Lösung ist nur möglich bei Blocksystemen mit direkter Steuerung über die Gleisbe-
legung. Sie äußert sich beispielsweise in Frankreich in der Verwendung unterschiedli-
cher Formsignale bzw. später Lichtsignalbegriffe für den Absoluthalt des ungesicherten 
Fahrweges (Signalbegriff „Carré“) und den Blockhalt (Signalbegriff „Semaphore“) an 
denselben Signalstandorten. 
 
Abbildung 13: Streckenblocksysteme in Bahnhofsbereichen 
In besonderen Fällen ist jedoch auch bei Blocksystemen mit Austausch von Vor- und Rück-
blockinformationen das Wenden oder das Umstellen von Zugverbänden erforderlich, beispiels-
weise bei: 
 Bedienung eines Anschlussgleises entlang der Strecke und Rückfahrt zum Ausgangsort. 
 Stichfahrt in das Streckengleis und Rückkehr zum Ausgangsort. Dies kann regelmäßig 
geschehen oder nur in Einzelfällen. 
 Liegenbleiben eines Zuges im Streckenabschnitt im Störungsfall und Herausziehen mit-
tels einer nachfahrenden Lokomotive. 
Zur Lösung dieser Fälle kommen insbesondere folgende Möglichkeiten in Betracht: 
 Sperrung des Blockabschnittes und Befahren mit Mitteln der Rückfallebene unter Um-
gehung des Blocksystems. 
 Einfügen einer zusätzlichen Zugmeldestelle. Dies ist nur dann sinnvoll, wenn die Züge 
immer am gleichen Ort wenden. 
 Vorsehen einer Möglichkeit zur Hilfsumkehrung der Blockrichtung einschließlich der 
entsprechenden Vorkehrungen für Vor- und Rückblock, um diese Vorgänge blockgesi-
chert durchführen zu können. 
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 78 von 139  
 Vorsehen einer speziellen Zulassung für Wendefahrten im Blocksystem. Eine Sonder-
form bildet dabei der Stichstreckenblock, bei dem auf einer Stichstrecke die einzige re-
gelmäßige Nutzungsmöglichkeit die Stichfahrt von einer Zugmeldestelle aus ist. 
Die erste Lösung bedeutet eine zeitweise Reduzierung des Sicherheitsniveaus und eine Mehrbe-
lastung des Personals, indem der Mensch Sicherheitsverantwortung übernimmt. Die zweite Va-
riante bedeutet einen erhöhten Aufwand in der Projektierung und die dritte und vierte Variante 
in der Systemgestaltung. 
9.6.6 Zentralisierung und Automatisierung von Blocksystemen 
Wichtige Entwicklungstendenzen bei Blocksystemen sind zum einen die Automatisierung der 
Blockvorgänge und zum anderen die Zentralisierung der Prozessverwaltung. 
Hinsichtlich der Zentralisierung können manuelle, halbautomatische und automatische Block-
systeme unterschieden werden (vgl. Abbildung 12). Die Abgrenzung insbesondere der Begriffe 
„manuell“ und „halbautomatisch“ ist jedoch international unterschiedlich. So gelten in einigen 
Ländern Blocksysteme allein dadurch als halbautomatisch, dass die Energie zur Übertragung 
der Blockinformation nicht mehr durch Muskelkraft aufgebracht werden muss, während den-
noch alle Blockvorgänge von Hand, zum Beispiel durch Tastenbetätigung, eingeleitet werden 
müssen. In anderen Ländern gilt ein Blocksystem nur dann als halbautomatisch, wenn zumin-
dest ein Teil der Blockvorgänge (im Allgemeinen die Vorblockung nach Einfahrt eines Zuges in 
den Blockabschnitt) ohne Mitwirkung von Personen eingeleitet wird. 
Im Laufe der Geschichte entwickelten sich die Blocksysteme hin zu zunehmender Automatisie-
rung, so dass heute bei Neuanlagen im Regelfall automatische Blocksysteme zur Anwendung 
kommen, die die Notwendigkeit menschlicher Bedienungen auf ein Minimum reduzieren. Die 
Notwendigkeit manueller und halbautomatischer Blocksysteme ergab sich in der Vergangenheit 
aus dem Fehlen einer Elektroenergieversorgung bei mechanischen Stellwerken und dem Fehlen 
einer durchgängigen technischen Gleisfreiprüfung, was die Zugschlussbeobachtung erforderlich 
machte. Dabei ist zu beachten, dass ein Blocksystem mit kontinuierlicher Rückblockung (vgl. 
9.6.2) immer automatisch ist, während ein System mit einmaliger Rückblockung manuell, halb-
automatisch oder automatisch sein kann. 
Zentralisierung bedeutet, dass die vormals entlang der Strecke verteilten streckenseitigen Aus-
werteeinrichtungen an zentralen Punkten konzentriert werden, wodurch sich Vorteile in der 
Instandhaltung, aber auch Nachteile in der Verkabelung ergeben können. Zentrale Blocksysteme 
können prinzipiell nach allen in 9.6.2 genannten logischen Prinzipien (Tokenblock und beide 
Formen des tokenlosen Blocks) oder auch nach Fahrstraßenlogik arbeiten. In letzterem Fall, der 
bei einigen, aber nicht bei allen Bahnen angewandt wird, verschwinden die Unterschiede zwi-
schen Systemen zur Sicherung von Stellwerksbereichen und der freien Strecke (9.3). 
Die historischen Ursprünge für die Entwicklung zentraler Blocksysteme waren unterschiedliche: 
 Ausdehnung von Stellwerksbereichen eines Stellwerks auf die freie Strecke und über 
mehrere Bahnhöfe hinweg unter Anwendung der Fahrstraßenlogik 
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 Konzentration der Auswerteeinheiten von Blockstellen in einem Punkt, meist unter 
Beibehaltung der Blocklogik 
 Ersetzen der physischen Token in Tokenblocksystemen durch entsprechende logische 
Informationen beim Radio Electronic Token Block 
 Verbesserung unterstützender Systeme für menschliche Sicherheitsverantwortung zu 
vollwertigen technischen Sicherungssystemen 
 Neuentwicklung von Hochgeschwindigkeitssignalsystemen mit integriertem Strecken-
block 
Dabei benötigen einige der so entstehenden Systeme eine spezielle Fahrzeugausrüstung, andere 
nicht. 
9.6.7 Bewertung der verschiedenen Blocksysteme 
Generell sind Blocksysteme nicht in der Lage, bewegliche Fahrwegelemente zu sichern. Sie 
gewährleisten nur den Folge- und den Gegenfahrschutz. Befinden sich dennoch in einem Block-
abschnitt bewegliche Fahrwegelemente, so sind überlagernd andere Sicherungssysteme erfor-
derlich. 
Der Tokenblock ist im Gegensatz zum tokenlosen Block im Allgemeinen einfacher im techni-
schen Aufwand, ist jedoch (mit Ausnahme des Radio Electronic Token Block) an mehr oder 
weniger starke Einschränkungen hinsichtlich der Zugfolge und deren spontane Änderung ge-
bunden. Außerdem ist ein Anhalten zwecks Tokenübergabe erforderlich. Beim tokenlosen 
Block gibt es diese Einschränkungen nicht. Umgekehrt ist hier die Behandlung von Fällen des 
Fahrtrichtungswechsels im Blockabschnitt schwieriger zu behandeln. 
Das Zusammenwirken mit Zugbeeinflussungssystemen zur Überwachung der Einhaltung der 
Fahrterlaubnisse ist bei tokenlosen Blocksystemen leichter und in stärkerem Umfang möglich 
als beim Tokenblock (Ausnahme: RETB), woraus ein Sicherheitsgewinn resultiert. Die Ertei-
lung der Fahrterlaubnis selbst erfolgt jedoch in beiden Fällen technisch gesichert. 
Innerhalb der tokenlosen Systeme können nur geringfügige grundsätzliche Vor- und Nachteile 
aus Sicht der Sicherheit zwischen Systemen mit Austausch von Vor- und Rückblockinformatio-
nen und Systemen mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung, sowie zwischen Systemen mit 
neutraler und platzierter Erlaubnis festgestellt werden, so dass diese Systeme aus Sicht der Si-
cherheit als gleichwertig zu betrachten sind. Ebenso gleichwertig sind Systeme mit Fahrstraßen-
logik auch auf der freien Strecke, sofern, wie bei modernen Anlagen, ohnehin durchgängige 
technische Gleisfreiprüfung vorhanden ist. 
Jedoch haben Systeme ohne durchgehende technische Gleisfreiprüfung einen leichten Sicher-
heitsnachteil darin, dass die Zugschlussbeobachtung durch Personen erforderlich ist und diese 
auf einem niedrigeren Sicherheitsniveau erfolgt als bei einer technischen Sicherung. Dieser 
Nachteil ist jedoch gering, da für das Hervorrufen einer gefährlichen Situation zwei unabhängi-
ge Fehler (nämlich die Zugtrennung und deren Nichterkennen) gleichzeitig notwendig sind. 
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Die Vorblockung ist für die Sicherheit nicht erforderlich. Aus historischen Gründen und zwecks 
blocksysteminterner Prüfung wird sie jedoch in Ländern, die traditionell mit Austausch von 
Vor- und Rückblockinformationen arbeiten, meist vorgesehen. Dies hat jedoch betriebliche 
Einschränkungen zur Folge (Unmöglichkeit von Wendefahrten und des Umstellens von Zügen). 
Der Radio Electronic Token Block hat gegenüber tokenlosen Blocksystemen Vorteile in der 
Einsparung streckenseitiger Kommunikation und Verkabelung. Dem gegenüber steht die Ein-
schränkung, dass er nur dann anwendbar ist, wenn ausnahmslos alle im betreffenden Bereich 
verkehrenden Züge entsprechend ausgerüstet sind. 
Zusammenfassend lassen sich folgende Empfehlungen ableiten: 
 Generell ist aus Sicht der Sicherheit eine möglichst weitgehende Automatisierung der 
Blockvorgänge erstrebenswert. Bei Strecken mit schwachem Verkehr können Gründe 
der Ausrüstungskosten dagegen sprechen. 
 Bei dichter Zugfolge sind automatisierte tokenlose Blocksysteme die geeignete Lösung. 
Sie sind bei Vorhandensein einer durchgängigen technischen Gleisfreiprüfung gleich-
wertig mit der Anwendung von Fahrstraßensicherungssystemen auch auf der freien 
Strecke, so dass das Vorsehen einer separaten Blocklogik in diesen Fällen bei moderner 
Technik seine Daseinsberechtigung verloren hat und unterschiedslos mit Fahrstraßenlo-
gik gearbeitet werden kann. 
 Der Radio Electronic Token Block zeichnet sich demgegenüber durch eine stärkere 
Einbeziehung der Züge in die Regelung der Zugfolge aus, bei gleichzeitiger Einsparung 
streckenseitiger Ausrüstung. Er eignet sich daher insbesondere für Netze im Inselbetrieb 
mit relativ großer Längenausdehnung, aber relativ geringem Verkehrsaufkommen. 
 Andere Formen des Tokenblocks eignen sich aufgrund der Einfachheit bei einfachen 
Verhältnissen sowie unter Umständen in der Rückfallebene bei länger andauernden Stö-
rungen des primär verwendeten Blocksystems. Dabei sind die betrieblichen Einschrän-
kungen zu beachten. 
9.7 Informationsauswertung in der Rückfallebene 
Zum Betrieb in der Rückfallebene zählen alle Verfahren, die in bestimmten Situationen eine 
Umgehung der normalerweise geltenden sicherungstechnischen Abhängigkeiten vorsehen. Dazu 
können je nach Blocksystem insbesondere folgende Situationen gehören: 
 Technische Störzustände der Sicherungstechnik 
 Seltene betriebliche Situationen, für die die normale Sicherungstechnik nicht vorgese-
hen ist (z.B. Fahrten auf dem Gegengleis bei vielen automatischen Streckenblocksyste-
men) 
 Rücksetzen eines Zuges, zum Beispiel nach einem Fahrzeugdefekt 
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 Dispositive Entscheidungen, die das Widerrufen einer bereits eingestellten Fahrt not-
wendig machen 
Anzustreben ist, dabei so viel Sicherheitsverantwortung wie möglich beim technischen System 
zu belassen und nur einen unbedingt notwendigen Teil an Personen zu übertragen. Die Sicher-
heitsverantwortung kann dabei an folgende Personengruppen übertragen werden (oder in Teilen 
an beide): 
 Das Fahrzeugpersonal. Zu diesen Verfahren gehören beispielsweise: 
o das Fahren auf Sicht 
o die zeitverzögerte Auflösung von Fahrstraßen mit der Maßgabe, dass ein Zug 
nach sehr langsamem Fahren oder Anhalten sich nicht mehr darauf verlassen 
kann, noch einen gesicherten Fahrweg vor sich zu haben 
o Prüfen der Lage beweglicher Fahrwegelemente durch das Zugpersonal 
 Das örtliche Personal. Zu diesen Verfahrensweisen gehören beispielsweise: 
o das Fahren auf Ersatzsignal oder schriftlichen Befehl 
o die registrierpflichtige Hilfsauflösung 
o die Hilfsumstellung beweglicher Fahrwegelemente 
Die Bahnen unterscheiden sich in der Tendenz, Sicherheitsverantwortung eher an die eine oder 
eher an die andere Personengruppe zu übergeben. Während Bahnen, die von deutschen Siche-
rungsprinzipien beeinflusst sind, eher dazu neigen, zusätzliche Sicherheitsverantwortung dem 
örtlichen Personal zu übertragen, neigen britisch und nordamerikanisch beeinflusste Bahnen 
eher zum Zugpersonal. 
9.8 Informationsauswertung – Zusammenfassung 
Die Informationsauswertung kann menschlich oder technisch erfolgen. Menschliche Informati-
onsauswertung findet insbesondere im Rangierbetrieb, bei einfachen Verhältnissen und in der 
Rückfallebene Anwendung. 
Zur technischen Informationsverarbeitung können drei logische Prinzipien unterschieden wer-
den: 
 Elementabhängigkeiten in Form von Koppelung, einseitiger Abhängigkeit oder beidsei-
tiger Abhängigkeit 
 Prinzip „Fahrstraße“ 
 Prinzip „Blockinformation“ 
Diese Prinzipien werden international in unterschiedlichem Maße auch überschneidend oder 
räumlich überlagernd angewandt. So kann eine Fahrstraße aus mehreren Elementabhängigkeiten 
zusammengesetzt sein, oder ein Blocksystem überlagert ein Fahrstraßensicherungssystem oder 
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Elementabhängigkeiten. Der Umfang der realisierbaren Sicherungsfunktionen unterscheidet 
sich: Während Elementabhängigkeiten nur die Sicherung von Fahrwegelementen und teilweise 
Ausschlüsse feindlicher Fahrten und Flankenschutz realisieren können, können Systeme mit 
Blockinformation nur Folge- und Gegenfahrschutz realisieren. Das Prinzip „Fahrstraße“ kann 
alle Schutzfunktionen erfüllen, ist daher universell einsetzbar und kann die anderen beiden Prin-
zipien vollwertig ersetzen. Auch können landesspezifisch mehrere logische Prinzipien überla-
gernd zur Anwendung kommen, wobei jedes eine spezifische Aufgabe übernimmt. 
Beim Fahrstraßenprinzip ist der prinzipielle Ablauf des Fahrstraßenaufbaus und der Auflösung 
mit einzelnen Variationen gleich. Beim Prinzip Block können drei verschiedene Arten mit un-
terschiedlichem Ablauf der Vorgänge unterschieden werden: 
 Tokenblock: Hier fährt die Fahrterlaubnis als (physisches oder logisches) Objekt auf 
dem Zug mit. 
 Tokenloser Block mit Austausch von Vor- und Rückblockinformationen: Hier werden 
die Fahrterlaubnisse durch Informationsaustausch zwischen den Blockstellen am An-
fang und am Ende generiert und an den Zug signalisiert. 
 Tokenloser Bock mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung: Hier wird die Fahrter-
laubnis von der Blockstelle am Anfang des Abschnittes unmittelbar aufgrund der Gleis-
belegung generiert und an den Zug signalisiert. 
In der Sicherungslogik können einige bedeutende Unterschiede identifiziert werden, wobei an 
dieser Stelle Bezug genommen wird auf die Einteilung in britisch, deutsch und nordamerika-
nisch geprägte Sicherungstechnik (Pachl in: Theeg/Vlasenko 2009). Dabei verläuft, bezogen auf 
die Sicherungstechnik, die Trennlinie zum Großteil zwischen deutsch geprägter Technik einer-
seits und britisch und nordamerikanisch geprägter Technik andererseits: 
 In britisch und nordamerikanisch geprägter Sicherungslogik wird vielfach mit sicheren 
Schalt- und Umstellvorgängen gearbeitet. In der deutsch geprägten Sicherungslogik ist 
dies nicht der Fall und es wird dieselbe Sicherheit stattdessen über komplexere Logiken, 
Verzicht auf bestimmte Funktionen und/oder betriebliche Regeln erreicht. In der Relais-
technik, die für diese Entwicklungen prägend war, stehen diese Unterschiede im engen 
Zusammenhang mit der Verwendung von Typ-C- oder Typ-N-Relais. Beispiele für der-
artige funktionale Unterschiede sind: 
o Die Fahrstraßenfestlegung vor Signalfahrtstellung bzw. erst bei Annäherung 
des Zuges, während vorher schon das Signal auf Fahrt gestanden hat. 
o Die „Swinging Overlaps“. 
o Die sichere Signalhaltstellung nach Vorbeifahrt des Zuges. Wo dies nicht gege-
ben ist, ist sowohl bei Fahrstraßensicherungs- als auch bei Blocksystemen 
durch komplexere Regeln (Maschek in: Theeg/Vlasenko 2009, Kapitel 4.5.2) 
sicherzustellen, dass ein Nachfahren eines weiteren Zuges in den rückliegen-
den, geräumten Abschnitt erst nach Signalhaltstellung erfolgen kann. Aus dem-
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selben Grund sind beim Permissivfahren, Flügeln oder anderen Vorgängen, die 
das Vorhandensein zweier Züge in demselben Zugfolgeabchnitt zur Folge ha-
ben können, bei Fehlen einer sicheren Signalhaltstellung ergänzende betriebli-
che Regeln erforderlich. Dazu gehört beispielsweise das Durchfahren weiterer 
Abschnitte auf Sicht selbst nach Vorbeifahrt am nächsten Fahrt zeigenden Sig-
nal (Maschek in: Theeg/Vlasenko 2009, Kapitel 4.5.2). 
o Verwendung von Blocksystemen mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung 
(sichere Schaltvorgänge) bzw. mit Austausch von Vor- und Rückblockinforma-
tionen (Prüfung). 
 In der britisch und nordamerikanisch geprägten Sicherungstechnik besteht die Tendenz, 
Sicherheitsverantwortung in der Rückfallebene an den Triebfahrzeugführer zu übertra-
gen, während in der deutsch geprägten Sicherungstechnik diese zusätzliche Verantwor-
tung eher an das streckenseitige Personal übertragen wird. Dies betrifft zum einen die 
überwiegende Anwendung des Permissivfahrens in britisch und nordamerikanisch be-
einflussten Ländern und dessen überwiegende Nichtanwendung in Deutschland. Außer-
dem betrifft dies bei Hilfsauflösungen einerseits die Anwendung des Zeitverzögerungs-
verfahrens, bei dem im Fall eines langsamen Fahrens der Triebfahrzeugführer die Ver-
antwortung für den nunmehr möglicherweise nicht mehr technisch gesicherten Fahrweg 
übernimmt, und andererseits die Anwendung des Registrierverfahrens mit Sicherheits-
verantwortung beim streckenseitigen Personal. 
 In Nordamerika und einigen westeuropäischen Ländern besteht eine Tendenz zur Über-
lagerung mehrerer verschiedener Sicherungssysteme (z.B. Fahrstraßensicherungssystem 
und Blocksystem überlagernd mit unterschiedlichen Aufgaben, zum Teil auch Auftei-
lung des Blocksystems in verschiedene technische und nichttechnische Systeme für 
Folge- und Gegenfahrschutz). In der deutsch geprägten Technik dagegen besteht eher 
die Tendenz, denselben räumlichen Bereich nur mit einem System, entweder einem 
Fahrstraßensicherungssystem oder einem Blocksystem, zu sichern, welches dann alle 
Sicherungsfunktionen wahrnimmt. Dies ist verbunden mit der Verwendung eines 
Blocksystems mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung bzw. mit Austausch von 
Vor- und Rückblockinformationen sowie mit dem Vorhandensein oder Nichtvorhan-
densein einer klaren Abgrenzung zwischen Bahnhof und freier Strecke. 
Hinsichtlich der Sicherheitseigenschaften können diese unterschiedlichen Ansätze als gleich-
wertig angesehen werden, jedoch bedingen sie zum Teil unterschiedliche technische und be-
triebliche Lösungen. 
Darüber hinaus existieren noch folgende weitere wesentliche Unterschiede zwischen den Bah-
nen: 
 Schutzfunktionen wie Flankenschutz (und die Anwendung bestimmter Arten des Flan-
kenschutzes), Durchrutschweg und Spitzenschutz werden international unterschiedlich 
berücksichtigt, wodurch sich Unterschiede im Sicherheitsniveau ergeben können. Die 
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 84 von 139  
Unterschiede lassen sich teilweise objektiv aus dem Gefährdungspotenzial (Art der 
Fahrt, Art des Gefahrpunktes, Geschwindigkeit, Vorhandensein und Funktionsumfang 
eines Zugbeeinflussungssystems) erklären, zum Teil ergeben sie sich aber auch subjek-
tiv aus unterschiedlichen Gewichtungen bei den jeweiligen Bahnen. 
 Die Gültigkeitslänge fahrstraßenbedingter Geschwindigkeitsbegrenzungen unterschei-
det sich zunächst nach der verwendeten Signalisierungsart. Bei ortsfester Geschwindig-
keitssignalisierung sind die Gültigkeitsgrenzen der Geschwindigkeiten praktisch an die 
Signalstandorte gebunden, so dass Geschwindigkeitsbeschränkungen länderspezifisch 
entweder über eine gesamte Fahrstraße oder sogar für die gesamte Bahnhofsdurchfahrt 
gelten. Bei Richtungssignalisierung oder Führerstandssignalisierung gilt diese Bindung 
an die Fahrstraße nicht grundsätzlich, so dass die Geschwindigkeit prinzipiell an jedes 
Fahrwegelement angepasst werden kann, was jedoch nicht von jedem System realisiert 
wird. 
 Bei tokenlosen Blocksystemen beziehen sich Variationen auf die Prüfung bestimmter 
Blockbedingungen. So ist bei Blocksystemen mit Austausch von Vor- und Rückblock-
informationen die Prüfung des Vorblockeingangs essentieller Bestandteil für die Funk-
tion des Blocksystems und dient blocksysteminternen Prüfzwecken, bei Systemen mit 
direkter Steuerung über die Gleisbelegung ist sie dies nicht. Einige Systeme arbeiten 
mit neutraler, andere mit platzierter Richtungserlaubnis. Bei einigen Systemen wird die 
Freigabeinformation kontinuierlich übertragen, bei anderen nur im Moment nach dem 
Räumen des Abschnittes. Aus Sicht der Sicherheit sind diese Varianten als nahezu 
gleichwertig einzustufen. 
10 Ausgabe von Fahrbefehlen 
10.1 Abgrenzung, Begriffsbestimmung 
10.1.1 Inhalt der Steuerwertausgabe 
Die Steuerwertausgabe bzw. Ausgabe von Fahrbefehlen von der Strecke an die Züge bezieht 
sich insbesondere auf folgende Sachverhalte: 
 Ausgabe der Fahrterlaubnis: Dies beinhaltet die Information, bis zu welchem Punkt ent-
lang des aus Sicht des Zuges linearen Fahrweges gefahren werden darf. Diese Informa-
tion lässt sich in ihrem Kern auf eine einzelne Längenangabe reduzieren. Eventuelle 
einschränkende Bedingungen, unter denen die Fahrterlaubnis gilt, sind darüber hinaus 
auch Bestandteil der Fahrterlaubnis und müssen mit übertragen werden. Solche ein-
schränkende Bedingungen können zum Beispiel sein: 
o Zuordnung zu einer Klasse von Fahrzeugbewegungen, wofür oft die landesspe-
zifische betriebliche Einteilung in Zug- und Rangierfahrten genutzt wird, siehe 
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5.1: Nur Fahrzeugbewegungen der angegebenen Art dürfen die Fahrterlaubnis 
nutzen. 
o Einschränkung, dass über die gesamte Fahrterlaubnis hinweg oder auf definier-
ten Teilabschnitten auf Sicht gefahren werden muss. 
o Definition einer Verfallszeit für die Fahrterlaubnis oder Teilabschnitte davon. 
Dies ist insbesondere bei Sicherungslogiken relevant, in denen Fahrstraßen 
zeitverzögert vom Stellwerksbediener aufgelöst werden können, ohne dass ein 
Zug gefahren ist und ohne dass der Stellwerksbediener sich vorher vergewis-
sern muss, dass sich kein Zug annähert. Die Zeitverzögerung für die Auflösung 
ist dann so gewählt, dass ein Zug, der gemäß Fahrterlaubnis mit der zu erwar-
tenden Geschwindigkeit die Fahrstraße durchfährt, diese noch im gesicherten 
Zustand durchfahren kann, bevor sie auflöst. Im Umkehrschluss geht dann im 
Fall eines ungewöhnlich langsamen Fahrens die Sicherheitsverantwortung auf 
den Triebfahrzeugführer über, da dieser nicht mehr damit rechnen kann, sich 
auf einem gesicherten Fahrweg zu befinden, und entsprechende Vorsichtsmaß-
nahmen treffen muss: Fahren auf Sicht, Beobachtung der Lagen der bewegli-
chen Fahrwegelemente und des Gleiszustandes. In diesem Sinne ist beispiels-
weise in ETCS die Übertragung von abschnittsbezogenen Time-out-Werten zu-
sammen mit der Fahrterlaubnis vorgesehen. In ortsfesten Signalsystemen sind 
diese Sachverhalte meist in landes-/bahnspezifischen betrieblichen Regeln oder 
örtlichen Richtlinien festgelegt. 
o Einschränkungen bezogen auf Fahrzeugeigenschaften: Hier können Bedingun-
gen festgelegt sein, die ein Zug erfüllen muss, um einen Abschnitt befahren zu 
dürfen. Beispielsweise kann dies die Zugart, Obergrenzen für die Achslast, die 
Zuglänge (im Fall einer Einfahrt in ein kurzes Gleis), die Ausrüstung mit be-
stimmten Zugbeeinflussungssystemen, die Traktionsart oder andere Einschrän-
kungen betreffen. 
Die Fahrterlaubnis kann in einer einzelnen Information ausgegeben werden, oder sie 
kann sich aus mehreren freigebenden Informationen zusammensetzen. So ist es mög-
lich, verschiedene Teil-Fahrterlaubnisse für den Streckenblock (Folgefahrschutz), für 
den Gegenfahrschutz und für die Fahrstraße (bewegliche Fahrwegelemente) an den Zug 
auszugeben, und nur bei Vorliegen aller Teilfahrterlaubnisse darf der Zug fahren. Diese 
Vorgehensweise wird beispielsweise in Nordamerika angewandt.  
 Die zulässige Geschwindigkeit über die Länge der Fahrterlaubnis. Diese kann unter-
schieden werden in verschiedene Längenabschnitte entlang des Fahrweges. Auch ist es 
möglich, eine Geschwindigkeit am Ende der Fahrterlaubnislänge anzugeben. In diesem 
Fall gilt am Ende der ausgegebenen Fahrterlaubnis nicht die Pflicht zum Anhalten, son-
dern es schließt sich eine weitere Fahrterlaubnis von noch nicht genau definierter Länge 
an. Außerdem kann die zulässige Geschwindigkeit nach Zugarten unterschieden sein. 
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 Fahrtrelevante Streckenmerkmale. Dies können zum Beispiel Neigungsverhältnisse 
(Gradiente) sein oder andere Merkmale, die für die Berechnung der Bremsvorgänge re-
levant sind. Auch Informationen, die zur rechtzeitigen Durchführung von Umschaltpro-
zessen, beispielsweise zwischen verschiedenen Traktionsarten oder Zugbeeinflussungs-
systemen, erforderlich sind, gehören dazu. 
 Sonstige Informationen, zum Beispiel über betriebliche Erfordernisse, besondere Situa-
tionen und Gefahren, die Einfluss auf das erforderliche Verhalten des Zugpersonals ha-
ben. 
Unter vereinfachten Verhältnissen ist auch ein Verzicht auf einen Teil dieser Informationen 
möglich. So ist beispielsweise bei Rangierfahrten eine Signalisierung der zulässigen Geschwin-
digkeiten meist entbehrlich, da im Rangierbetrieb ohnehin nur mit stark reduzierter Geschwin-
digkeit gefahren werden darf. 
Nicht Gegenstand des Kapitels „Steuerwertausgabe“ sind Zugbeeinflussungssysteme, sofern sie 
nur im Hintergrund die Fahrt überwachen und nicht mit einer Führerstandssignalisierung ver-
bunden sind. 
10.1.2 Möglichkeiten der Steuerwertausgabe 
Die Steuerwertausgabe von der Strecke zum Fahrzeug kann nach folgenden unterschiedlichen 
Prinzipien erfolgen: 
1. Signalisierung mittels ortsfester (streckenseitiger) Signale an den Triebfahrzeugführer, 
wobei dieser dann entsprechend den angezeigten Signalbegriffen zu fahren hat. 
2. Technische Übertragung auf den Zug und Anzeige an den Triebfahrzeugführer in Form 
einer Führerstandssignalisierung, wobei auch hier der Triebfahrzeugführer die Fahrt 
steuert. 
3. Technische Übertragung an den Zug und automatische Steuerung des Zuges mittels die-
ser Informationen. 
Die Varianten 1 und 2 sowie die Varianten 2 und 3 können auch in Kombination auftreten: 
 Die Kombination aus Varianten 1 und 2 bedeutet, dass ergänzend oder redundant In-
formationen auf beiden Wegen, über ortsfeste Signale und über Führerstandssignale, 
gegeben werden. Eine Signalisierung an den Triebfahrzeugführer ausschließlich über 
Führerstandssignale ist selten, da auch in hochentwickelten Führerstandssignalsystemen 
wie LZB, TVM 430 oder ETCS Level 2 zumindest einige Sachverhalte, wie beispiels-
weise die Markierung von Blockabschnittsgrenzen, weiterhin ergänzend ortsfest signa-
lisiert werden. Andere Führerstandssignalsysteme wie beispielsweise ALSN dienen da-
gegen lediglich als ergänzende Signalisierung zu einer primär ortsfesten Signalisierung, 
was darin deutlich wird, dass die Führerstandssignalisierung insbesondere im Fall redu-
zierter Geschwindigkeiten weniger detaillierte Informationen geben kann als die orts-
festen Signale (indem sie weniger Geschwindigkeitsstufen kennt) und dass im Fall einer 
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Nichtübereinstimmung der Triebfahrzeugführer gehalten ist, die ortsfesten Signale (und 
nicht die Führerstandssignale) einzuhalten. 
 Die Kombination aus Varianten 2 und 3 bedeutet, dass die an das Triebfahrzeug über-
tragenen Informationen sowohl zur Führerstandssignalisierung als auch zur automati-
schen Steuerung genutzt werden, und teilweise der Triebfahrzeugführer und teilweise 
die Automatik für die Steuerung des Fahrbetriebs verantwortlich ist. Die Varianten sind 
in Kapitel 11 erläutert. 
Der automatische Fahrbetrieb wird im Folgenden nicht näher untersucht. Vielmehr konzentrie-
ren sich die nachfolgenden Betrachtungen auf die Steuerwertausgabe an den Triebfahrzeugfüh-
rer mittels verschiedener Arten von Signalen. 
10.1.3 Definition und Arten von Signalen 
Signale im Sinne der hier verwendeten Definition umfassen alle standardisierten Informationen, 
die technische Einrichtungen an Personen (im engeren Sinne den Triebfahrzeugführer) übermit-
teln. Sie können hinsichtlich des Ortes der Signalgebung eingeteilt werden in: 
1. Streckenseitige (ortsfeste) Signale befinden sich entlang der Strecke und geben Infor-
mationen an das Triebfahrzeugpersonal vorbeifahrender oder stehender Züge. 
2. Führerstandssignale befinden sich im Führerstand eines Fahrzeuges und geben dem 
Triebfahrzeugführer Informationen. 
3. Fahrzeugsignale sind an Fahrzeugen angebracht und kennzeichnen diese Fahrzeuge für 
Personen außerhalb des Fahrzeuges. Dazu gehören Mitarbeiter des Eisenbahnbetriebs 
und der Instandhaltung genauso wie Dritte, etwa Straßenverkehrsteilnehmer an Bahn-
übergängen. 
Hinsichtlich des menschlichen Sinnes, der durch das Signal angesprochen wird, sind theoretisch 
verschiedenste Arten denkbar. Praktisch bedeutsam sind im Eisenbahnbetrieb zwei Arten: 
 optische Signale 
 akustische Signale 
Die für die Ausgabe von Fahrbefehlen bedeutsamsten Arten sind dabei die optischen strecken-
seitigen Signale und die optischen Führerstandssignale. Optische streckenseitige Signale bilden 
die Basis für die Abwicklung des Bahnbetriebes in nahezu allen Ländern, während Führer-
standssignale häufig angewandt werden, um die streckenseitigen Signale zu unterstützen, um 
detailliertere Informationen zu geben und eine ständige Anzeige der signalisierten Information 
an den Triebfahrzeugführer zu ermöglichen. Eine essentielle Bedeutung gewinnen Führer-
standssignale bei hohen Geschwindigkeiten, bei denen nicht mehr davon ausgegangen werden 
kann, dass der Triebfahrzeugführer streckenseitige Signale sicher erkennt. Hier ersetzen die 
Führerstandssignale die streckenseitigen Signale. Die festgelegte Obergrenze für die Signalisie-
rung durch streckenseitige Signale variiert zwischen den Ländern und liegt im Mittel bei ca. 
160 km/h, im Höchstfall (Frankreich) bis zu 220 km/h. Bestimmte ergänzende Informationen, 
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wie beispielsweise die Markierung von Blockabschnittsgrenzen, können aber auch bei hohen 
Streckengeschwindigkeiten mit streckenseitigen Signalen gegeben werden, da diese Signale nur 
für Züge relevant sind, die langsam auf dieses Signal zufahren. 
Optische streckenseitige Signale kommen überwiegend in zwei technischen Formen vor: Als 
Formsignale und als Lichtsignale. An dieser Stelle sollen, insofern Signalbilder betrachtet wer-
den, die Lichtsignale im Mittelpunkt stehen. 
Darüber hinaus haben akustische Signale eine gewisse Bedeutung als Warnsignale, um in po-
tenziellen Gefahrensituationen die Aufmerksamkeit des Triebfahrzeugführers oder anderer Per-
sonen auf einen Sachverhalt zu lenken. 
Die Zustände optischer streckenseitiger Signale können in folgende Merkmale unterschieden 
werden (in Anlehnung an das Signalbuch der DB AG): 
 Signalbild: Dieses bezeichnet die für das Signal festgelegten Formen, Farben und 
Merkmale, zum Beispiel „ein gelber Lichtpunkt“. 
 nominaler Signalbegriff: Dieser bezeichnet eine Kurzbezeichnung für das Signal, die in 
den Signalvorschriften der jeweiligen Bahn genormt ist und die Anzeige des Signals 
kurz und prägnant beschreibt, zum Beispiel „Ks 2“. Innerhalb einer Bahn ist jedem Sig-
nalbild ein nominaler Signalbegriff zugeordnet, aber einem nominalen Signalbegriff 
können durchaus mehrere Signalbilder zugeordnet sein. 
 Signalbedeutung: Diese beschreibt die verbale Darstellung der Bedeutung für das Han-
deln des Triebfahrzeugführers, die dem Signalbegriff zugeordnet ist, zum Beispiel 
„Vorbeifahrt am Signal ohne Einschränkung erlaubt, aber Halt am nächsten Signal er-
warten“. 
Die Signalbilder (näher beschrieben in Kapitel 10.4) sind international sehr unterschiedlich, 
wobei in gewissen Merkmalen eine Angleichung zu erkennen ist, beispielsweise in der Verwen-
dung der Farben Rot-Gelb-Grün für die Signalisierung der Zugfolge. Die Signalbedeutungen 
weisen international große Ähnlichkeiten in gewissen Grundsätzen auf, jedoch eine Vielzahl 
von Unterschieden im Detail. Sie werden in Kapitel 10.3 näher untersucht. Die nominalen Sig-
nalbegriffe dagegen sind länder- und bahnspezifisch sehr unterschiedlich geregelt und weisen 
international keine Systematik auf. Sie werden im Folgenden nicht näher untersucht. 
Wo in den betrieblichen Regelwerken Zug- und Rangierfahrten unterschieden werden, werden 
dafür meist auch unterschiedliche Signale vorgesehen, wobei die Signale für Rangierfahrten auf 
die einfacheren Verhältnisse, geringeren Geschwindigkeiten, geringere fahrzeugbedingte 
Schutzwürdigkeit und das Fahren auf Sicht zugeschnitten sind (vgl. Kapitel 5). 
10.2 Anforderungen 
Folgende grundsätzliche Anforderungen an Signale können festgehalten werden, um eine siche-
re Steuerwertausgabe zu erreichen: 
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 Erkennbarkeit: Der Triebfahrzeugführer muss in der Lage sein, sicher zu erkennen, 
dass es sich um ein für ihn geltendes Signal handelt. Um dies zu erreichen, sind im Fall 
von ortsfesten Signalen ein bestimmtes Erscheinungsbild und eine definierte Kenn-
zeichnung des Signals als solches festgelegt. Weiterhin müssen ungültige Signale, die 
dennoch an der Strecke stehen (z.B. bei Bauzuständen) eindeutig als ungültig gekenn-
zeichnet sein. 
 Verständlichkeit: Der Triebfahrzeugführer muss in der Lage sein, die Bedeutung des 
gezeigten Signalbildes zu verstehen. Das Signalbild als solches muss also aufnehmbar 
sein und die Zuordnung Signalbild – nominaler Signalbegriff – Signalbedeutung muss 
einfach und klar sein. 
 Eindeutigkeit: Es darf in der Zuordnung Signalbild  nominaler Signalbegriff  Sig-
nalbedeutung keine Mehrdeutigkeiten geben. Dies wird realisiert durch eine klare Zu-
ordnung in den Signalregelwerken für alle Arten von Signalen (streckenseitige, Führer-
stands- und Fahrzeugsignale). Weiterhin sind Ähnlichkeiten zwischen Signalbildern, 
denen unterschiedliche nominale Signalbegriffe bzw. Signalbedeutungen zugeordnet 
sind, zu vermeiden. 
 Einheitlichkeit: Um das Signalsystem einfach zu halten, sollte dieselbe Signalbedeu-
tung möglichst immer durch dasselbe Signalbild dargestellt werden. Insbesondere im 
Fall eines Zusammenwachsens mehrerer historisch gewachsener Signalsysteme sowie 
in Fällen der Neueinführung eines Signalsystems, während parallel noch ein altes Sig-
nalsystem weiter in Betrieb ist, sind dabei oft Kompromisse notwendig, da ein soforti-
ger Komplettumbau wirtschaftlich nicht sinnvoll ist. Ein Beispiel hierfür ist das derzei-
tige parallele Bestehen verschiedener Signalsysteme der ortsfesten Lichtsignale mit un-
terschiedlichen Signalbegriffen, Signalbildern und Signalbedeutungen in Deutschland. 
Ein weiteres in (Theeg/Vlasenko 2009) beschriebenes Beispiel ist das NORAC-
Signalsystem in Nordamerika, wo bei der Zusammenführung mehrerer Signalsysteme 
die nominalen Signalbegriffe und -bedeutungen vereinheitlicht wurden, diese aber je-
weils durch eine Vielzahl unterschiedlicher Signalbilder dargestellt werden können. Bei 
der Führerstandssignalisierung ist es zur Gewährleistung der Einheitlichkeit sinnvoll, 
dass die Führerstandsanzeige bei allen Zügen, die von denselben Triebfahrzeugführern 
bedient werden, in gleicher Weise aufgebaut und gestaltet ist und dieselben Informatio-
nen in gleicher Weise dargestellt werden. Die einheitliche Fahrerschnittstelle bei ETCS 
beispielsweise trägt dem Rechnung. 
 Einprägsamkeit: Insbesondere wenn die Signale sich nicht ständig im Blickfeld des 
Triebfahrzeugführers befinden (was insbesondere bei streckenseitigen Signalen der Fall 
ist) muss der Triebfahrzeugführer leicht in der Lage sein, sich die zuletzt angezeigten 
und noch relevanten Signale zu merken. Hier ist die bei den meisten Bahnen angewand-
te Codierung mittels kurzer und standardisierter nominaler Signalbegriffe hilfreich, wo-
bei der Triebfahrzeugführer die dahinter stehenden (meist wesentlich komplexeren) Sig-
nalbedeutungen aus seiner Ausbildung kennen muss. 
 Rechtzeitigkeit: Die Signale sind zum richtigen Zeitpunkt zu geben, also nicht zu spät, 
um eine Reaktion des Triebfahrzeugführers zum richtigen Zeitpunkt zu ermöglichen, 
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aber auch nicht viel zu früh, um ein Vergessen bzw. eine Fehleinschätzung des erforder-
lichen Zeitpunktes der Ausführung durch den Triebfahrzeugführer zu verhindern. Bei 
ortsfesten Signalen wird dieses Prinzip realisiert durch die Wahl des Signalstandortes, 
wobei sich hier angesichts verschiedener Zugarten Schwierigkeiten ergeben können. 
Dies gilt beispielsweise für die Wahl des Vorsignalstandortes angesichts unterschiedli-
cher Ausgangsgeschwindigkeiten und Bremseigenschaften der Züge sowie für die Sig-
nalisierung des vorgesehenen Halteplatzes von Personenzügen am Bahnsteig angesichts 
unterschiedlicher Zuglängen. Die möglichen Lösungen in Bezug auf den Vorsignal-
standort sind in 10.3.1 erläutert. 
 Fail-Safe-Eigenschaft: Die Fail-Safe-Eigenschaft bei Signalen besagt, dass bei Ausfall 
eines Teiles des Signalbildes niemals eine permissivere Handlungsanweisung für den 
Triebfahrzeugführer erkennbar sein darf, sondern stets eine restriktivere oder dieselbe. 
Dies umfasst insbesondere technische Ausfälle, idealerweise aber auch Wahrnehmungs-
fehler des Triebfahrzeugführers (Wahrnehmung nur eines Teils des Signalbildes). Die 
Lösungen, mit denen diese Fail-Safe-Eigenschaften realisiert werden, sind für ortsfeste 
Signale im Kapitel 10.6 dargestellt. Für Führerstandssignale dienen diesem Zweck die 
Signalcodierungsverfahren in der Übertragung Strecke-Zug, bei denen die Abwesenheit 
eines Codes stets dem restriktivsten Zustand (also Halt) entspricht. 
10.3 Ortsfeste Signale – Signalbedeutungen 
10.3.1 Signalisierung der Fahrterlaubnisse 
Signalbegriffe zur Signalisierung der Fahrterlaubnis (vgl. 10.1.1) können zunächst eingeteilt 
werden in Haltbegriffe und Fahrtbegriffe. Haltbegriffe sind alle Signalbegriffe, die einen Halt 
gebieten, während Fahrtbegriffe alle anderen sind. Für die Einteilung der Bedeutungen der 
Haltbegriffe wurden folgende Kategorien entwickelt: 
 Absoluthalt: Dieses Haltsignal darf niemals ohne besondere Aufforderung überfahren 
werden. Bei technischen Störungen ist somit zur Weiterführung des Betriebs die Mit-
wirkung des streckenseitigen Personals (Fahrdienstleiter oder vergleichbare Person) 
zwingend erforderlich. 
 Permissivhalt: Dieses Haltsignal darf der Triebfahrzeugführer, nachdem er davor an-
gehalten hat, in eigener Verantwortung auf Sicht überfahren. Somit ist die Vorbeifahrt 
am Halt zeigenden Signal im Regelbetrieb jederzeit möglich und nicht an das Vorliegen 
einer technischen Störung gebunden. Die genauen Regeln für das Permissivfahren un-
terscheiden sich jedoch in den einzelnen Ländern. Beim Permissivhalt handelt es sich 
somit eigentlich um eine Fahrterlaubnis mit der Auflage, vor der Weiterfahrt anzuhal-
ten. 
 Restriktiver Permissivhalt: Dies ist eine Zwischenstufe zwischen Absolut- und Permis-
sivhalt, wie sie bei einigen Bahnen (z.B. DB) vorkommt. Die Erlaubnis zur Vorbeifahrt 
nach dem Anhalten in Verantwortung des Triebfahrzeugführers ist an weitere Voraus-
setzungen gebunden, die darauf abzielen, es nur dann zu erlauben, wenn mit hoher 
Wahrscheinlichkeit eine technische Störung anzunehmen ist. 
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Die Fahrtbegriffe für Züge sind sehr vielfältig, lassen sich jedoch unter Einbeziehung der in 
Kapitel 10.3.2 näher beschriebenen Geschwindigkeitssignalisierung in folgende Gruppen eintei-
len: 
 Freie Fahrt: Das Signal teilt dem Triebfahrzeugführer keine Einschränkungen mit. 
 Halt-Ankündigung: Das Signal bereitet den Triebfahrzeugführer auf einen voraus lie-
genden Halt vor und verpflichtet ihn, entsprechend zu bremsen. 
 Geschwindigkeits-Ankündigung: Das Signal bereitet den Triebfahrzeugführer auf eine 
voraus liegende Geschwindigkeitsbeschränkung vor und verpflichtet ihn, entsprechend 
zu bremsen (siehe 10.3.2). 
 Geschwindigkeits-Ausführung: Das Signal verpflichtet den Triebfahrzeugführer, ab ei-
nem bestimmten Punkt (meist dem Standort des Signals) eine definierte Geschwindig-
keit einzuhalten (siehe 10.3.2). 
Die einschränkenden Begriffe können auch in Kombination gezeigt werden. 
Aus der Besonderheit der ortsfesten Signale, immer nur am gleichen Standort eine Information 
geben zu können, ergibt sich die Frage nach dem Umgang mit unterschiedlichen Bremswegen. 
Unterschiedlich lange Bremswege können sich als Folge unterschiedlicher Bremseigenschaften 
der Züge, aufgrund unterschiedlicher Ausgangsgeschwindigkeiten und aufgrund unterschiedli-
cher Streckenwiderstände (z.B. Streckenneigungen) ergeben. Folgende grundsätzliche Varianten 
des Umgangs mit diesem Problem können unterschieden werden, die in der Praxis meist in auf-
geweichter und/oder gemischter Form auftreten. Diese Lösungen sind im Folgenden für den 
Beispielfall eines Halt ankündigenden Vorsignals beschrieben (Abbildung 14): 
a) Der Abstand vom Vorsignal (Ankündigungspunkt) zum Hauptsignal (Bremszielpunkt) 
ist genormt. Dabei sind die Geschwindigkeit des Zuges und seine Bremseigenschaften 
entsprechend aufeinander abzustimmen, so dass der Zug innerhalb dieser Distanz zum 
Stehen kommen kann. Der Triebfahrzeugführer muss in Kenntnis der Bremseigenschaf-
ten des Zuges, der Anfangsgeschwindigkeit und der Neigungsverhältnisse die Brems-
kraft entsprechend anpassen, um am Bremszielpunkt zum Stehen zu kommen. Diese 
Variante ist bei Vorkommen unterschiedlicher Zugarten mit unterschiedlichen Bremsei-
genschaften von Vorteil und wird insbesondere in Bestandsnetzen mit ortsfester Signa-
lisierung angewandt. 
b) Die anzusetzende Bremsverzögerung ist genormt. Der Vorsignalabstand wird in Ab-
hängigkeit von der Örtlichkeit (örtlich zugelassene Geschwindigkeit, Neigungsverhält-
nisse) so angepasst, dass unter Annahme eines definierten Wertes für die Bremsverzö-
gerung der Zug am Bremszielpunkt zum Stehen kommt. Diese Variante ist fahrzeitop-
timal, aber bei Vorkommen unterschiedlicher Zugarten mit unterschiedlichen Bremsei-
genschaften in dieser reinen Form schwierig zu handhaben. 
c) Ab dem Ankündigungspunkt muss der Triebfahrzeugführer zunächst mit einer für den 
jeweiligen Zug definierten Mindestbremsverzögerung auf eine definierte niedrigere Ge-
schwindigkeit bremsen (z.B. 40 km/h), von der aus er dann innerhalb der Sichtweite des 
Halt zeigenden Hauptsignals ohne weitere Ankündigung bis auf Halt bremsen kann. 
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Dabei muss der Vorsignalabstand mindestens so lang sein, dass er für jeden vorkom-
menden Zug zum Bremsen ausreicht, kann aber auch deutlich länger sein. Diese Varian-
te reduziert die Gefahr des Verbremsens auf ein Minimum, ist aber aus Sicht der Fahr-
zeit ungünstig, indem mitunter längere Abschnitte unnötig langsam durchfahren wer-
den. 
 
Abbildung 14: Umgang mit unterschiedlich langen Bremswegen in der ortsfesten Signa-
lisierung 
Normalerweise wird bei ortsfester Signalisierung ein folgender Halt innerhalb der Strecke zwi-
schen zwei aufeinander folgenden Signalstandorten angekündigt, wobei entweder je ein Haupt-
signal von einem separaten Vorsignal angekündigt wird (Einabschnitts- oder zweibegriffige 
Signale) oder (bei geeigneter Positionierung der Hauptsignale) jedes Hauptsignal die Ankündi-
gungsfunktion für das voraus liegende Hauptsignal übernimmt (Zweiabschnitts- oder dreibegrif-
fige Signale). Aus diesem Vorsignalabstand und einer Regelgeschwindigkeit von ca. 160 km/h 
ergibt sich ein Standard-Vorsignalabstand von ca. 1000 bis 1500 m (je nach Land etwas unter-
schiedlich). Mitunter stehen jedoch die Hauptsignale in kürzerem Abstand oder ist in einigen 
Ländern die mit ortsfesten Signalen signalisierte Geschwindigkeit größer als ca. 160 km/h, so 
dass der Abstand zwischen zwei aufeinander folgenden Hauptsignalen nicht ausreicht, um den 
Bremsweg des Zuges aufzunehmen. In diesem Fall sind folgende Lösungen möglich (und wer-
den landestypisch unterschiedlich angewandt): 
1. Die zulässige Geschwindigkeit wird in Annäherung auf den Bremszielpunkt in mehre-
ren Stufen reduziert, so dass an jedem Signal eine definierte Geschwindigkeit einzuhal-
ten ist. Diese Variante ermöglicht bei gleichen Bremseigenschaften aller Züge eine op-
timale Anpassung der Zwischenstufe an die örtlichen Gegebenheiten, und somit eine 
Optimierung der Fahrzeit, bereitet jedoch erhebliche Schwierigkeiten, sobald Züge mit 
unterschiedlichen Bremseigenschaften auftreten. 
2. Der normale Begriff für „Halt erwarten“ bzw. „Warnung“ wird durch einen zusätzli-
chen Begriff „Vorwarnung“ angekündigt, damit der Triebfahrzeugführer rechtzeitig den 
Bremsvorgang einleiten kann. Diese Variante ist besonders geeignet für Situationen mit 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten und Bremseigenschaften der Züge, indem einige 
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Züge (z.B. Hochgeschwindigkeitszüge oder bremsschwache Züge) bereits am „Vorwar-
nung“ zeigenden Signal, andere erst später mit dem Bremsen beginnen können. 
3. Der normale Warnbegriff wird nicht an dem Signal gezeigt, das sich unmittelbar rück-
liegend vom Bremszielpunkt befindet, sondern bereits in einer Entfernung von mehre-
ren (in der Praxis meist zwei) Signalabständen früher, so dass zwischen dem entstehen-
den Ankündigungspunkt und dem Bremszielpunkt ein Bremsen auf Halt möglich ist. 
Die dazwischen liegenden Signale wiederholen entweder den Warnbegriff (3a) oder 
werden dunkel geschaltet (3b). Diese Variante eignet sich insbesondere für Situationen 
mit ortsbedingt verkürzten Vorsignalabständen. 
 
Abbildung 15: Ankündigung eines Haltes im Fall eines Signalabstandes kürzer als der 
Bremsweg 
10.3.2 Signalisierung reduzierter Geschwindigkeiten 
Grundsätzlich kann nach Richtungs- und Geschwindigkeitssignalisierung unterschieden werden. 
 Die Richtungssignalisierung ist die historisch ältere Form. Der Triebfahrzeugführer be-
kommt den voraus liegenden Fahrweg signalisiert und muss daraus anhand seiner Stre-
ckenkenntnis, schriftlicher Unterlagen auf dem Triebfahrzeug oder zusätzlicher stre-
ckenseitiger Tafeln die zulässige Geschwindigkeit schlussfolgern. 
 Die Geschwindigkeitssignalisierung ist die modernere Form und hat sich in Europa bis 
heute bei den meisten Bahnen durchgesetzt. Hier wird dem Triebfahrzeugführer die Ge-
schwindigkeit als direkte Handlungsanweisung mitgeteilt. Im Folgenden wird vorrangig 
die Geschwindigkeitssignalisierung untersucht. 
Beide Verfahren signalisieren somit prinzipiell dieselbe Information, was auch darin deutlich 
wird, dass beispielsweise in den 1930er Jahren in Deutschland von der Richtungs- auf die Ge-
schwindigkeitssignalisierung gewechselt werden konnte durch einfache Neuinterpretation der 
vorhandenen Signalbilder: Bedeuteten zwei schräge Signalflügel vorher „Abzweig“, so bedeute-
ten sie nachher „reduzierte Geschwindigkeit“. 
Prinzipiell gilt für eine Strecke eine Streckengeschwindigkeit, die jedoch abschnittsweise einge-
schränkt werden kann. 
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 94 von 139  
Das grundsätzliche Schema der Signalisierung einzelner Abschnitte mit reduzierter Geschwin-
digkeit in der Geschwindigkeitssignalisierung ähnelt sich, unabhängig davon, ob es sich um 
fahrstraßenbedingte Geschwindigkeitsreduzierungen (zum Beispiel infolge Weichenbögen) oder 
um feste Geschwindigkeitsreduzierungen (zum Beispiel an Langsamfahrstellen) handelt. Im 
Regelfall folgen drei Signale aufeinander: 
 Geschwindigkeits-Ankündigung: Die reduzierte Geschwindigkeit wird dem Triebfahr-
zeugführer angekündigt und er wird zum Bremsen veranlasst. Ist die Geschwindigkeits-
reduzierung so gering, dass sie innerhalb der Sichtweite des Geschwindigkeitsausfüh-
rungssignals erfolgen kann, so ist unter Umständen eine gesonderte Ankündigung ent-
behrlich. 
 Geschwindigkeits-Ausführung: Diese markiert den Punkt, ab dem die reduzierte Ge-
schwindigkeit einzuhalten ist. Sie kann auch im Ankündigungsbegriff implizit mit ent-
halten sein, wenn dieser besagt, dass der Triebfahrzeugführer nach Erreichen der ge-
nannten Geschwindigkeit mit dieser weiter zu fahren hat. 
 Geschwindigkeits-Aufhebung: Diese markiert den Punkt, ab dem die reduzierte Ge-
schwindigkeit nicht mehr gilt. Meist ist dabei das Freifahren des entsprechenden Stre-
ckenpunktes maßgebend, unter Umständen kann es aber stattdessen auch das Erreichen 
des Streckenpunktes sein (7.2). Der Aufhebungsbegriff wird nur selten durch ein ge-
sondertes schaltbares streckenseitiges Signal markiert, sondern ist häufig durch entspre-
chende Regeln im Ankündigungs- und/oder Ausführungsbegriff enthalten, insbesondere 
bei fahrstraßenabhängigen Geschwindigkeitsreduzierungen (Weichenbereichsregeln). 
Wo er gesondert markiert ist, geschieht dies meist entweder durch ein erneutes 
Geschwindigkeits-Ausführungssignal oder durch eine nicht schaltbare Signaltafel. 
Bei Aneinanderreihung von Geschwindigkeitsbeschränkungen mit unterschiedlicher Geschwin-
digkeit oder von unterschiedlichen Streckengeschwindigkeiten erfordert der Übergang zu einer 
geringeren Geschwindigkeit (bis auf die oben beschriebenen Ausnahmen) eine Ankündigung, 
der Übergang zu einer höheren Geschwindigkeit nicht. 
Für den Fall, dass bei kombinierten Haupt- und Vorsignalen an demselben Standort sowohl ein 
Geschwindigkeitsankündigungs- als auch ein Geschwindigkeitsausführungsbegriff zutreffend 
sind, können drei Varianten unterschieden werden: 
a) In jedem Fall werden sowohl der Ankündigungs- als auch der Ausführungsbegriff ge-
zeigt. Dies gilt dann, wenn die angekündigte Geschwindigkeit kleiner ist als die am 
Standort auszuführende, und ebenso auch dann, wenn sie größer ist. 
b) Die Geschwindigkeitsausführung wird immer signalisiert, die Geschwindigkeitsankün-
digung jedoch nur dann, wenn sie mit einer Geschwindigkeitsverringerung verbunden 
ist, der Zug also bis zum nächsten Signalstandort bremsen muss. Dies folgt dem Gedan-
ken, dass der Triebfahrzeugführer die Ankündigung einer höheren Geschwindigkeit oh-
nehin nicht nutzen könnte, da er bis zum nächsten Signal weiterhin mit der geringeren 
Geschwindigkeit fahren muss und erst dort beginnen kann zu beschleunigen. 
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c) Nur die niedrigere der beiden Geschwindigkeiten wird angezeigt, um nur einen Ge-
schwindigkeitsanzeiger zu benötigen. Dies hat zur Folge, dass nicht in jedem Fall die 
auszuführende Geschwindigkeit am Ort der Ausführung wiederholt wird, und somit der 



















Abbildung 16: Umfang der Signalisierung der Geschwindigkeitsankündigung und 
-ausführung an einem Signalstandort 
Insgesamt können vier verschiedene streckenbedingte Sachverhalte identifiziert werden, die die 
zulässige Geschwindigkeit auf einem Abschnitt bestimmen: 
 Die Streckengeschwindigkeit, für die die Strecke insgesamt dimensioniert ist. 
 Fahrwegabhängige Geschwindigkeiten im Bereich beweglicher Fahrwegelemente. 
 Dauerhafte Langsamfahrstellen aufgrund örtlicher Besonderheiten. 
 Temporäre Langsamfahrstellen (zum Beispiel an Baustellen). 
In den meisten Signalsystemen werden diese vier Sachverhalte getrennt durch unterschiedliche 
Signale signalisiert: Durch streckenseitige Signale oder auch durch schriftliche Unterlagen auf 
dem Fahrzeug und Streckenkenntnis. Der Triebfahrzeugführer muss dann jeweils aus allen vier 
Geschwindigkeiten das Minimum bilden, was gewisse Schwierigkeiten bedeuten kann. Einige 
Signalsysteme versuchen daher, diese vier verschiedenen Geschwindigkeitssachverhalte zu 
reduzieren, indem mehrere zu einer gemeinsamen Signalisierung zusammengefasst werden. 
Dabei eignen sich jedoch die temporären Langsamfahrstellen aufgrund ihres temporären Cha-
rakters nur bedingt für eine Zusammenfassung mit anderen Geschwindigkeitssachverhalten in 
der Signalisierung. Die anderen drei Sachverhalte können jedoch prinzipiell in einer gemeinsa-
men Signalisierung zusammengefasst werden. Ein Beispiel aus Deutschland, wo dies versucht 
wurde, ist das Sk-Signalsystem, aber auch in einigen westeuropäischen Ländern wird dieses 
Prinzip angewandt. 
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10.4 Ortsfeste Signale – Signalbilder 
10.4.1 Einteilung 
Hinsichtlich der Darstellungsformen der Signalbilder werden Lichtsignale häufig eingeteilt in: 
 Farblichtsignale: Hier ist das Unterschiedsmerkmal der Signalbilder die Farbe einer 
oder mehrerer Lichtpunkte. 
 Positionslichtsignale: Hier ist das Unterschiedsmerkmal die räumliche Anordnung meh-
rerer gleichfarbiger Lichtpunkte, Linien oder anderer geometrischer Figuren. 
 Farb-Positionslichtsignale: Hier dienen sowohl die Farben als auch die geometrische 
Anordnung der Lichtpunkte oder anderer Objekte als Unterschiedsmerkmal. 
Je nach den Merkmalen der Fahrt (Kapitel 5) können unterschiedliche Arten von Signalbildern 
verwendet werden. Viele Bahnen verwenden in diesem Sinne unterschiedliche Signale für Zug- 
und Rangierfahrten, aber auch Unterschiede nach der Geschwindigkeit von Zugfahrten können 
sinnvoll sein. Für Rangierfahrten (bzw. unter Umständen auch für langsame Zugfahrten) sind 
dabei aufgrund der niedrigeren Geschwindigkeit einfachere und in den Abmessungen kleinere 
Signale ausreichend. Außerdem eignen sich Positionslichtsignale besser für langsame Fahrten 
als für schnelle, weil sie nur aus geringerer Entfernung erkennbar sind, bzw. die Signale sehr 
groß sein müssten, um eine Erkennbarkeit aus größerer Entfernung bei höheren Geschwindig-
keiten zu gewährleisten. 
Im Folgenden sind die geeigneten und üblichen Anwendungsbereiche der oben genannten Dar-
stellungsformen benannt. 
10.4.2 Farblichtsignale 
Farblichtsignale finden insbesondere für folgende Zwecke Anwendung: 
 Signalisierung der Zugfolge: Für diesen Zweck werden heute bei den meisten Bahnen 
Farblichtsignale angewandt. Nachdem historisch verschiedene Farbzuordnungen ange-
wandt wurden, haben sich heute gemäß UIC-Kodex 732 folgende Farbverwendungen 
international weitgehend durchgesetzt: 
o Rot für Halt 
o Gelb für Halt-Ankündigung 
o Grün für Freie Fahrt 
 Signalisierung von Rangierfahrten: Bei vielen Bahnen werden Farblichtsignale auch zur 
Signalisierung von Rangierfahrten angewandt. Die häufigsten Farbverwendungen sind: 
o Violett, blau oder rot für Halt 
o Weiß für Fahrt 
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10.4.3 Positionslichtsignale 
Positionslichtsignale finden insbesondere für folgende Verwendungszwecke Anwendung: 
 Signalisierung von Rangierfahrten: Hier wird Halt signalisiert durch horizontale Anord-
nung der Objekte, während die Fahrtzulassung signalisiert wird durch die vertikale oder 
schräge Anordnung. 
 Zugfolgesignalisierung für Zugfahrten: Insbesondere in Nordamerika werden Positions-
lichtsignale auch für die Zugfolgesignalisierung angewandt: Halt durch horizontale, 
Halt-Ankündigung durch schräge und Freie Fahrt durch vertikale Anordnung der Licht-
punkte. Die Verwendung von Positionslichtsignalen für Zugfahrten erfordert entspre-
chend große Signalschirme, um die Unterscheidung der Lichtpunkte durch den Trieb-
fahrzeugführer aus hinreichend großer Entfernung zu ermöglichen. 
 Geschwindigkeits- und Richtungssignalisierung: Auch die Geschwindigkeits- und Rich-
tungssignalisierung für Zugfahrten wird häufig durch eine Art von Positionslichtsigna-
len – als Zusatzsignale zu den überwiegenden Farblichtsignalen der Zugfolgesignalisie-
rung – realisiert. Dies kann in Form von Ziffern, Buchstaben, Lichtstreifen, Reihen von 
Punkten zur Anzeige einer Richtung und andere Objekte geschehen. 
10.4.4 Farb-Positionslichtsignale 
Farb-Positionslichtsignale umfassen alle Signale, in denen sowohl die Farben als auch ihre 
räumlichen Anordnungen als Unterscheidungsmerkmal dienen. Sie können verschiedene For-
men annehmen, Beispiele sind: 
 Signale zur Signalisierung der Zugfolge wie unter 10.4.3 beschrieben, wenn zusätzlich 
zur Anordnung (waagerecht/schräg/senkrecht) die Lichtpunkte auch in unterschiedli-
chen Farben gestaltet sind (meist rot/gelb/grün), vorkommend insbesondere in Nord-
amerika. 
 Signale zur Geschwindigkeitssignalisierung, bei denen unterschiedliche Geschwindig-
keiten durch mehrere Lichtpunkte, die verschiedene Farben annehmen können, codiert 
werden. Dieser Fall kommt in mehreren europäischen und nordamerikanischen Signal-
systemen vor. 
10.4.5 Kombination von Haupt- und Vorsignalen 
Häufig befindet sich das Hauptsignal am gleichen Standort wie das Vorsignal für ein 
nachfolgendes Hauptsignal. Betreffs der Frage, wie die Signalbilder beider Signale am gleichen 
Standort kombiniert werden, können die Signalsysteme in drei Gruppen eingeteilt werden 
(Abbildung 17): 
 Signalsysteme mit getrennten Haupt- und Vorsignalen: Die Signalbilder des Haupt- und 
des Vorsignals werden einfach über- oder nebeneinander angezeigt. Davon unberührt 
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bleibt die Tatsache, dass in den meisten Signalsystemen ein Haltbegriff am Hauptsignal 
zur Folge hat, dass das Vorsignal am gleichen Standort kein Signalbild zeigt. 
 Kombinationssignalsysteme 1. Grades: Ist der Hauptsignalbegriff „Freie Fahrt“, so wird 
das zusammengesetzte Signalbild vereinfacht, meist indem nur das Signalbild des Vor-
signals am gleichen Standort angezeigt wird, nicht das des „Freie Fahrt“ zeigenden 
Hauptsignals. Zeigt das Hauptsignal dagegen eine Geschwindigkeitsbeschränkung, so 
besteht das kombinierte Signalbild wie bei H/V-Signalsystemen aus einer Addition bei-
der Einzelsignalbilder. 
 Kombinationssignalsysteme 2. Grades: In beiden Fällen, bei „Freie Fahrt“ und bei 
„Geschwindigkeits-Ausführung“ am Hauptsignal, wird das zusammengesetzte Signal-
bild vereinfacht. 
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Abbildung 17: Kombination von Haupt- und Vorsignalen 
10.5 Rückfallebenen bei ortsfester Signalisierung 
Die Regelwerke der Bahnen haben für Fälle, in denen eine Fahrtstellung des normalen Signals 
nicht möglich ist, verschiedene Rückfallebenen entwickelt, um den Betrieb aufrecht zu erhalten. 
Diese lassen sich in drei Klassen einteilen: 
 Handsignale oder verbale Erlaubnis durch streckenseitiges Personal. 
 Schriftliche Befehle, mit denen Anweisungen zur Vorbeifahrt an Halt zeigenden Signa-
len formalisiert und dokumentiert übergeben werden. 
 Ersatzsignale als Ersatz für den schriftlichen Befehl, die durch gesonderte Signaloptiken 
vereinfachte Signalbegriffe für die Rückfallebene geben können. Diese können unter-
schieden werden in solche, mit denen das streckenseitige Personal die Verantwortung 
für das Freisein der Strecke übernimmt, und solche, in denen das nicht der Fall ist, dem-
zufolge auf Sicht gefahren werden muss. 
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Schriftliche Befehle und Ersatzsignale sind als sicherer anzusehen als Handsignale und verbale 
Erlaubnis, welche sich nur für einfache Verhältnisse, etwa im Rangierbetrieb eignen. Der Vor-
teil schriftlicher Befehle gegenüber Ersatzsignalen besteht darin, dass detaillierte Handlungsan-
weisungen übermittelt werden können, jedoch ist ihre Ausstellung auch zeitaufwendiger. 
10.6 Fail-Safe-Eigenschaft der Signalbilder 
Bei ortsfesten Signalen können zwei unterschiedliche Strategien zum Erreichen der Fail-Safe-
Eigenschaft unterschieden werden, die einzeln oder in Kombination angewandt werden: 
 Überwachung der Signaloptiken und aktive Anschaltung eines restriktiveren Signal-
begriffs bei Ausfall. Dies erfordert entsprechenden technischen Aufwand für die sichere 
Überwachung. Diese Strategie ist unter den ortsfesten Signalsystemen weit verbreitet, 
insbesondere für die Signalisierung der Zugfolge: Bei Ausfall des grünen Lichtes wird 
gelb angeschaltet, bei Ausfall des gelben Lichtes rot. Das rote Licht ist häufig 
verdoppelt und beim Ausfall des primären Rot wird das Ersatzrot angeschaltet. 
 Gestaltung der Signalbilder in der Form, dass bei Teilausfall des Signalbildes der 
verbleibende Teil des Signalbildes stets einem restriktiveren Signalbegriff oder erkenn-
bar keinem definierten Signalbegriff entspricht. Signalsysteme, die dieses Prinzip 
durchweg anwenden, sind in der Minderzahl. Beispiele sind das Signalsystem der Nie-
derlande und mehrere nordamerikanische Signalsysteme. Zu kleineren Teilen kommt 
dieses Prinzip jedoch in den meisten Signalsystemen vor, und zwar mindestens in Form 
der Regel, dass bei erloschenem Signal oder zweifelhaftem Signalbild anzuhalten ist. 
Dies ist wiederum eng verbunden mit der Notwendigkeit, dass die Kennzeichnung des 
Signals als solches unerlöschbar sein muss. Weiterhin findet dieses Prinzip häufig An-
wendung bei Geschwindigkeitsanzeigen, und zwar immer dann, wenn ein Geschwin-
digkeitsanzeiger ein Signalbild aufwertet. In diesem Fall ist eine Überwachung der Op-
tiken des Geschwindigkeitsanzeigers nicht erforderlich. 
10.7 Führerstandssignale 
Die in verschiedenen Systemen vorkommenden Arten der Führerstandssignalisierung können 
grob eingeteilt werden in: 
 Nichtselektive Warnsignale: Unabhängig von streckenseitigen Eingangsinformationen 
wird an Punkten, an denen vom Triebfahrzeugführer potenziell sicherheitsbedeutsame 
Handlungen gefordert werden (zum Beispiel am Standort eines Vorsignals), ein Warn-
signal übermittelt, um die Aufmerksamkeit des Triebfahrzeugführers auf das strecken-
seitige Signal zu richten. 
 Selektive Warnsignale: Das Warnsignal wird nur dann an den Triebfahrzeugführer ge-
geben, wenn die sicherheitsbedeutsame Handlung situationsbedingt tatsächlich erforder-
lich ist (z.B. das Vorsignal kündigt tatsächlich einen Halt an). 
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 Wiederholung streckenseitiger Signalbegriffe: Der Signalbegriff eines bezogenen stre-
ckenseitigen Signals wird dem Triebfahrzeugführer auf einem definierten Streckenab-
schnitt oder über einen definierten Zeitraum im Führerstand wiederholt. Die Darstel-
lungsform des Signals kann sich dabei vom streckenseitigen Signal unterscheiden. 
 Kontinuierliche statische Geschwindigkeitsinformation: Es wird ständig angezeigt, wie 
schnell momentan maximal gefahren werden darf. Dies kann situationsabhängig auch 
eine Vorausschau auf folgende Geschwindigkeitsbeschränkungen und Halte beinhalten. 
 Dynamische Geschwindigkeitsinformation: Aufbauend auf der kontinuierlichen stati-
schen Geschwindigkeitsinformation und auf einer Bremskurvenberechnung beinhaltet 
diese die maximale Geschwindigkeit unter Berücksichtigung von Bremsvorgängen auf 
voraus liegende Geschwindigkeitsbeschränkungen oder erforderliche Halte. 
Systeme zur Führerstandssignalisierung sind technisch zumeist eng mit Zugbeeinflussungssys-
temen verbunden, da beide Funktionen auf dieselben an den Zug übertragene Informationen 
zugreifen. Daher werden die Systeme im Kapitel 12 gemeinsam mit den Zugbeeinflussungssys-
temen genauer betrachtet. 
Voraussetzungen dafür, dass sich der Triebfahrzeugführer auf die Führerstandssignale verlassen 
kann und somit die entsprechenden streckenseitigen Signale nicht mehr erforderlich sind, sind: 
 Das Führerstandssignalsystem muss mindestens über die Funktion „Wiederholung stre-
ckenseitiger Signalbegriffe“ verfügen. 
 Die Übertragung zum Triebfahrzeug und die Anzeige dort müssen sicher nach dem 
Fail-Safe-Prinzip erfolgen. 
10.8 Steuerwertausgabe – Zusammenfassung 
Die Kerninhalte der Steuerwertausgabe sind über alle ortsfesten und Führerstandssignalsysteme 
weitgehend einheitlich, jedoch mit Unterschieden im Detail: 
 Fahrterlaubnis über eine definierte Länge. Eventuell kommen dabei Einschränkungen 
hinzu, die sich auf Zeitablauf oder fahrzeugbezogene Restriktionen beziehen. Die we-
sentlichen Signalbegriffe bei ortsfesten Signalen sind hier Halt, Halt-Ankündigung und 
Fahrt, wobei die Halt-Ankündigung im Bremswegabstand vor dem Halt steht. Hinsicht-
lich der Überfahrbarkeit des Halt auf Sicht (Permissivfahren) bestehen Unterschiede 
zwischen den Bahnen. Betreffs der Signalbilder haben sich international bis auf einige 
Ausnahmen weitgehend die Farblichtsignale mit den Farben Rot-Gelb-Grün durchge-
setzt. Wird die Fahrterlaubnis mit Führerstandssignalen signalisiert, so bestehen diese 
entweder in einer Wiederholung der voraus- oder rückliegenden Signalbegriffe (ggf. 
virtueller) ortsfester Signale in verschiedener Codierung auf der Führerstandsanzeige 
oder in einer Längenangabe. 
 Geschwindigkeit: Dieselbe Information kann nach zwei verschiedenen Prinzipien dar-
gestellt werden: dem Geschwindigkeits- und dem Richtungsprinzip. Eine Gemeinsam-
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keit zwischen allen Signalsystemen ist hier die Einteilung in die Signalbegriffe 
Geschwindigkeits-Ankündigung, Geschwindigkeits-Ausführung und Geschwindigkeits-
Aufhebung, wobei die detaillierten Regeln insbesondere für die Geschwindigkeits-
Ankündigung variieren können. Während bei der Geschwindigkeitssignalisierung mit 
ortsfesten Signalen die Ausdehnung des Abschnittes, auf dem eine Geschwindigkeitsre-
duzierung gilt, an die Standorte der entsprechenden Geschwindigkeitssignale gebunden 
ist (die für fahrstraßenabhängige Geschwindigkeiten aus praktischen Gründen i. d. R. 
mit den Hauptsignalstandorten identisch sind), können bei der Richtungssignalisierung 
wie auch bei der Führerstandssignalisierung die Geschwindigkeiten individuell an jedes 
Fahrwegelement angepasst werden. Die Gestaltung der Signalbilder für die Signalisie-
rung der Geschwindigkeit ist international sehr uneinheitlich. 
 Fahrtrelevante Streckenmerkmale, wie beispielsweise Neigungsinformationen 
 Sonstige Informationen 
Diese ausgegebenen Informationsinhalte sind im Grundsatz bei allen Bahnen gleich, mit Unter-
schieden im Detail, welche aus Besonderheiten in der Sicherungslogik und den betrieblichen 
Regeln der jeweiligen Bahnen resultieren. Die Darstellungsformen (Signalbilder) dagegen un-
terscheiden sich sehr stark zwischen den Bahnen, wobei in einzelnen Aspekten (z.B. Verwen-
dung der Farben Rot-Gelb-Grün für die Signalisierung der Fahrterlaubnis an ortsfesten Signa-
len) eine weitgehende internationale Vereinheitlichung vorhanden ist. 
Eine wichtige Voraussetzung für die Ausgabe sicherheitsrelevanter Informationen ist die Fail-
Safe-Eigenschaft der Informationsausgabe. Hierzu konnten zwei Strategien identifiziert werden, 
die sowohl für ortsfeste Signale als auch für die technische Informationsübertragung an den Zug 
anwendbar sind: 
 Überwachung der Informationsübertragung und aktive Anschaltung einer restriktiveren 
Information im Störungsfall. 
 Fail-Safe-Gestaltung der Informationscodierung selbst, indem bei (Teil-)Ausfällen ohne 
aktives Eingreifen eine restriktivere oder eine nicht definierte Information beim Emp-
fänger ankommt. 
11 Regelung der Fahrt 
Die Fahr- und Bremssteuerung umfasst die Geschwindigkeitsregelung des Zuges einschließlich 
folgender Kriterien: 
 Anhalten, wenn dies sicherungstechnisch gefordert ist (z.B. an Halt zeigenden Signa-
len). 
 Anhalten zu verkehrlichen Zwecken (z.B. Halt von Personenzügen für Fahrgastwech-
sel). 
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 Einhaltung zulässiger Geschwindigkeiten. 
 Steuerung des Bremsvorgangs in der Zufahrt auf einen Halt oder eine Geschwindig-
keitsreduzierung unter Berücksichtigung der fahrzeugseitigen Bremsverzögerung, der 
Haftreibung und der Streckenwiderstände. 
 Beschleunigung, wenn eine höhere Geschwindigkeit als die momentane gefahren wer-
den darf. 
 Beobachtung der Strecke hinsichtlich neuer Handlungsanweisungen, aber auch unvor-
hergesehener Hindernisse. 
Diese Fahrvorgänge können in unterschiedlichem Maße vom Menschen oder automatisch 
durchgeführt werden: 
 Personelle Steuerung: Hier ist der Mensch in Form des Triebfahrzeugführers allein für 
die Steuerung zuständig. Dies ist die historisch älteste Form und sie ist nach wie vor 
weit verbreitet. Es handelt sich um die unsicherste Variante, die, außer im Rangierbe-
trieb und bei einfachen Verhältnissen, möglichst vermieden werden sollte. 
 Personelle Steuerung mit technischer Überwachung: Hier steuert primär der Mensch die 
Fahrzeugbewegungen und trägt in erster Linie die Sicherheitsverantwortung, jedoch 
wird er von einem technischen System überwacht, das in bestimmten Fällen menschli-
cher Fehler sichernd eingreift. Die entsprechenden technischen Systeme, genannt Zug-
beeinflussungssysteme, sind in Kapitel 12 näher beschrieben. 
 Halbautomatische Steuerung: Hier werden einige Fahrvorgänge vom Menschen und an-
dere automatisch gesteuert. Ein Beispiel sind die älteren japanischen Hochgeschwindig-
keitssignalsysteme, in denen die sicherheitsrelevanten Bremsvorgänge automatisch 
durchgeführt werden, während das Bremsen auf einen Bahnsteighalt hin und das Be-
schleunigen vom Menschen durchgeführt werden. 
 Automatische Steuerung mit personeller Überwachung: Hier werden die Fahrvorgänge 
primär automatisch durchgeführt, jedoch ist eine Person anwesend und überwacht den 
Ablauf, um im Sinne einer Rückfallebene bei technischen Störungen oder beim Auftre-
ten technisch nicht vorgesehener Ereignisse einzugreifen und die Steuerung zu über-
nehmen. Ein Beispiel ist die LZB bei eingeschalteter Automatischer Fahr- und Brems-
steuerung (AFB). 
 Vollautomatische Steuerung: Hier werden die Fahrvorgänge allein von der Technik aus-
geführt, ohne dass die Anwesenheit einer Person erforderlich ist. 
Die vollautomatische Steuerung eignet sich nur dort, wo auch die Aufgabe der Strecken-
beobachtung vollständig entfallen kann, also wo insbesondere das Eindringen externer Objekte 
durch geeignete Barrieren völlig ausgeschlossen ist, vgl. 7.5.4. Dies ist insbesondere auf einigen 
Stadtschnellbahnen der Fall. 
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Eine automatische Steuerung mit personeller Überwachung ist prinzipiell bei vielen modernen 
Führerstandssignalsystemen möglich. Sie ist jedoch aus psychologischer Sicht ungünstig (Be-
obachtung im Normalfall als einzige Aufgabe des Triebfahrzeugführers), so dass stattdessen 
meist auf eine halbautomatische Steuerung verschiedener Art zurückgegriffen wird. 
Die personelle Steuerung mit Überwachung ist der häufigste Fall bei Eisenbahnen mit Zugbe-
einflussungssystem. Eine personelle Steuerung (ohne Überwachung) ist dagegen die einfachste 
Variante, ist aber stets mit einem geringeren Sicherheitsniveau verbunden und daher nur bei 
einfachen Verhältnissen anzustreben. 
12 Überwachung der Fahrt 
12.1 Abgrenzung, Begriffsbestimmung 
Die Aufgabe der Überwachung der Handlungen des Triebfahrzeugführers ist eine optionale 
Aufgabe, die für die Durchführung des Eisenbahnbetriebs nicht zwingend erforderlich ist, aber 
angesichts der relativ hohen menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeit die Sicherheit deutlich 
erhöht (vgl. Kapitel 11). 
Die Überwachungsaufgabe liegt bei den Zugbeeinflussungssystemen. Neben der reinen Über-
wachungsfunktion, verbunden mit dem Eingreifen im Fall eines erkannten nicht korrekten Fahr-
verhaltens, können diese Systeme noch folgende weitere Aufgaben wahrnehmen: 
 Führerstandssignalisierung: Diese Aufgabe, die eigentlich der Ausgabe von Fahrbefeh-
len (Kapitel 10.7) zuzuordnen ist, ist in ihrer technischen Realisierung meist eng ver-
bunden mit der Zugbeeinflussung, da für beide Aufgaben ähnliche Informationen von 
der Strecke an das Fahrzeug zu übertragen sind. 
 Automatisierung des Fahrbetriebs: In hoch entwickelten Systemen können die übertra-
genen Informationen dazu genutzt werden, den Fahrbetrieb ganz oder teilweise zu au-
tomatisieren, wie in Kapitel 11 näher erläutert. 
Die Systeme zur Zugbeeinflussung, zur Führerstandssignalisierung und eventuell zur Automati-
sierung des Fahrbetriebes sind eng miteinander verbunden und meist in denselben technischen 
Systemen integriert. Im deutschen Sprachraum stand in der Historie am Anfang die Beeinflus-
sungsfunktion im Vordergrund, erst später kamen mit der LZB und später auch ETCS Führer-
standssignalfunktionen hinzu. Daher wird hier der Begriff „Zugbeeinflussung“ für diese Syste-
me verwendet. In einigen anderen Ländern, beispielsweise Russland, stand anfangs die Wieder-
holung der Signalbegriffe ortsfester Signale im Führerstand im Vordergrund, deshalb wird dort 
heute noch von „ “ („Triebfahrzeugsignalisierung“) gesprochen, 
womit Systeme gemeint sind, die beide Funktionen erfüllen, die Führerstandssignalisierung und 
die Beeinflussung. 
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12.2 Anforderungen 
Aufgrund der hohen Fehlerwahrscheinlichkeit menschlicher Handlungen ist es sinnvoll und 
unter heutigen Randbedingungen auf Hauptbahnen mit hohen Geschwindigkeiten nahezu erfor-
derlich, die menschlichen Handlungen zu überwachen und im Fehlerfall sichernd einzugreifen. 
Die Sicherheitsverantwortung des Triebfahrzeugführers im Bahnbetrieb liegt insbesondere in 
der Einhaltung von Haltbegriffen und in der Nichtüberschreitung der zulässigen Geschwindig-
keit. Diese Handlungen sind für die Überwachung durch Zugbeeinflussungssysteme von beson-
derer Bedeutung. Darüber hinaus liegt eine Sicherheitsverantwortung des Triebfahrzeugführers 
im Beobachten technisch nicht vorhergesehener Ereignisse und der Reaktion darauf, wobei die 
Überwachungsmöglichkeiten durch ein Zugbeeinflussungssystem gering sind. 
Der erforderliche Funktionsumfang in der Überwachung ergibt sich auch als eine Folge aus der 
Art der Fahrt (vgl. 5.2 und 5.3): Je höher die Geschwindigkeiten und je höher die fahrzeug- und 
umgebungsbedingte Schutzwürdigkeit, desto wichtiger ist die Zugbeeinflussung, um die Ge-
fährdungsrate unter einen akzeptablen Wert zu bringen. Dies führt zu örtlich und fahrzeugspezi-
fisch unterschiedlicher Anwendung der Systeme und zur überwiegenden Nichtanwendung im 
Rangierbetrieb. 
Ein signaltechnisch sicheres Arbeiten ist bei Zugbeeinflussungssystemen im Gegensatz zu den 
meisten anderen Anlagen der Bahnsicherungstechnik nicht zwingend erforderlich. Auch ist eine 
vollständige Überwachung der Handlungen des Triebfahrzeugführers nicht zwingend erforder-
lich: Auch ein Zugbeeinflussungssystem, das nur einen Teil der sicherheitsrelevanten Handlun-
gen des Triebfahrzeugführers überwacht, erhöht bereits deutlich die Sicherheit im Vergleich 
zum Nichtvorhandensein eines solchen Systems. Eine Betriebsgefährdung durch einen Fehler 
des Zugbeeinflussungssystems kann nur hervorgerufen werden, wenn zwei Fehler gleichzeitig 
eintreten, nämlich ein Fehlverhalten des Triebfahrzeugführers einerseits und ein Nichteingreifen 
des Zugbeeinflussungssystems andererseits. Jedoch ist dabei die Unabhängigkeit der Fehlerer-
eignisse erforderlich, es dürfen also bei nicht signaltechnisch sicherem Wirken des Systems dem 
Triebfahrzeugführer keine Informationen gegeben werden, die diesen dazu verleiten könnten, 
sich auf das Zugbeeinflussungssystem statt auf die Signale an der Strecke zu verlassen. 
Bei sicherem Wirken des Zugbeeinflussungssystems im Sinne des Fail-Safe-Prinzips gilt diese 
Einschränkung nicht mehr. Nur ein sicher arbeitendes Zugbeeinflussungssystem kann zur Füh-
rerstandssignalisierung oder automatischen Steuerung genutzt werden. Eine hohe Verfügbarkeit 
ist dabei nicht zwingend erforderlich, solange streckenseitige Signale als Rückfallebene in Be-
tracht kommen. 
12.3 Überwachungsfunktionen 
Bei der Analyse der verschiedenen Zugbeeinflussungssysteme konnten folgende wesentlichen 
Überwachungsfunktionen identifiziert werden: 
 Überwachung der Fahrtüchtigkeit: Durch periodische Betätigung von Bedienelementen 
(so genannte „Totmanntaste“) wird geprüft, ob der Triebfahrzeugführer noch fahrtüch-
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 105 von 139  
tig ist. Hierbei wird davon ausgegangen, dass, sollte der Triebfahrzeugführer nicht mehr 
in der Lage sein, den Zug zu führen, er auch nicht mehr das entsprechende Bedienele-
ment bedienen kann und sich die Fahruntüchtigkeit auf diese Weise offenbart. Die ge-
naue Gestaltung des Bedienelements und die Regeln zu dessen Betätigung können sich 
unterscheiden. Die Bedienung kann ständig in einem festen Zeitintervall erforderlich 
sein, oder nur wenn über eine bestimmte Zeit keine andere Bedienhandlung durchge-
führt wurde, oder das Zeitintervall kann je nach betrieblicher Situation variieren (z.B. 
kürzeres Zeitintervall bei Annäherung an ein Halt zeigendes Signal, wobei hier der Ü-
bergang zur Wachsamkeitsprüfung fließend ist). 
 Wachsamkeitsprüfung: In bestimmten Situationen, in denen eine Reaktion durch den 
Triebfahrzeugführer erforderlich ist, muss dieser durch Betätigung eines dafür vorgese-
henen Bedienelements quittieren, dass er die Situation erfasst hat. Die Gestaltung des 
Bedienelements sowie die Situationen, in denen es zu bedienen ist, können sich dabei 
unterscheiden. Typischerweise ist dies in Situationen vorgesehen, in denen eine Fehl-
wahrnehmung durch den Triebfahrzeugführer eine Gefährdung hervorrufen kann. Der 
häufigste Fall ist die Vorbeifahrt an einen Signal, das einen Halt ankündigt (Gefahr 
durch unterlassene oder zu späte Bremsung). Eine andere Situation, in der die Wach-
samkeitsprüfung in Frage kommt, ist die Ankündigung einer reduzierten Geschwindig-
keit. Die Wachsamkeitsprüfung bietet eine gewisse Sicherheit gegen Nichtwahrneh-
mung von Signalbegriffen durch den Triebfahrzeugführer, überwacht aber nicht, ob die-
ser nach der Quittierung auch tatsächlich bremst. Es verbleibt eine erhebliche Unfallge-
fahr in Situationen, in denen der Triebfahrzeugführer zwar die Wachsamkeitstaste betä-
tigt, aber anschließend dennoch nicht bremst. Deshalb ist die Wachsamkeitsprüfung al-
lein nach heutigen Maßstäben als nicht mehr ausreichend sicher anzusehen. 
 Halt am Ende der Fahrterlaubnis (Fahrsperrenfunktion): Beim Passieren eines Halt zei-
genden Signals wird der Zug sofort zwangsgebremst. Bei eisenbahntypischen Durch-
rutschweglängen reicht dies jedoch meist nicht aus, um einen Zug, der ungebremst am 
Halt zeigenden Signal vorbeifährt, vor dem Gefahrpunkt zum Stehen zu bringen. Aus-
reichend zur Gewährleistung der Sicherheit ist diese Funktion nur, wenn die Durch-
rutschwege sehr lang sind oder die Geschwindigkeit, mit der maximal auf das Ende der 
Fahrterlaubnis zugefahren werden kann, sehr niedrig ist. Die langen Durchrutschwege 
wirken sich ungünstig auf die Leistungsfähigkeit und auf den Flächenverbrauch der 
Bahnanlage aus. Daher wird die Fahrsperrenfunktion in modernen Systemen meist in 
Kombination mit einer vorherigen Bremskurvenüberwachung angewandt. Bei Stadt-
schnellbahnen, die im Allgemeinen zweigleisig sind, wo es (außer in Knotenpunkten) 
nur auf den Folgefahrschutz ankommt und wo mitunter sogar ein kompletter (kurzer) 
Blockabschnitt als Durchrutschweg zum Einsatz kommt (Schutzblock, siehe 9.6.1), 
kann jedoch auch durch die Fahrsperrenfunktion allein schon ein erheblicher Sicher-
heitsgewinn erzielt werden, weswegen diese Systeme im Stadtschnellbahnbereich heute 
noch weit verbreitet sind. 
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 Bremskurvenüberwachung: Diese Funktion ermöglicht bei beschränkter Durchrutsch-
weglänge eine höhere Sicherheit des Anhaltens vor dem Gefahrpunkt. Die Wahrschein-
lichkeit für ein tatsächliches Anhalten vor dem Gefahrpunkt ist von verschiedenen Pa-
rametern abhängig: Den Überwachungsfunktionen des Systems, deren Zuverlässigkeit, 
den örtlichen Gegebenheiten und den fahrdynamischen Eigenschaften des Zuges. Viele 
heute angewandte Zugbeeinflussungssysteme verfügen in irgendeiner Form über eine 
Bremskurvenüberwachung. Die Bremskurvenüberwachung kann, wie in Abbildung 18 
dargestellt, auf verschiedene Arten erfolgen: 
o Individuell für den jeweiligen Zug und den Lageplanfall berechnete Bremskur-
ve. Dies erfordert hohe Datenverarbeitungskapazitäten, weswegen diese Vari-
ante erst in den letzten Jahrzehnten mit moderner Rechentechnik möglich wur-
de. Vorteil ist die betrieblich und sicherheitlich optimale Berechnung der 
Bremskurve. 
o Standardisierte Bremskurvenfragmente: Dies stellt eine Vereinfachung des obi-
gen Falls dar und kommt bei älteren Systemen mit geringen Datenübertra-
gungskapazitäten (z.B. PZB 90) zur Anwendung, wo dennoch eine annähernd 
dem realen Bremsverlauf entsprechende Überwachungskurve verwendet wer-
den soll. 
o Stufen-/Kaskadenförmige Überwachung: Diese wird überwiegend in Systemen 
mit linienförmiger Informationsübertragung (meist über codierte Gleisstrom-
kreise), in denen in einem bestimmten Längenabschnitt ein konstanter Informa-
tionsinhalt übertragen wird, verwendet. In der Zufahrt auf ein Bremsziel wird 
die Geschwindigkeit in Stufen reduziert. Bevorzugt angewandt wird dieses 
Prinzip bei älteren Hochgeschwindigkeitssignalsystemen, wobei in der letzten 
Stufe von 150 oder 160 km/h auf 0 zu bremsen ist. Die resultierenden langen 
Durchrutschwege bedeuten aufgrund der hohen Geschwindigkeiten nur einen 
geringen betrieblichen Nachteil. 
o Punktförmige Überwachung: Dieser Fall hat Ähnlichkeiten mit der Überwa-
chung durch standardisierte Bremskurvenfragmente, jedoch wird die Brems-
kurve nur an einzelnen Punkten abgebildet. Dieses Prinzip wird bei älteren Sys-
temen mit einfachen Möglichkeiten zur Datenübertragung und -verarbeitung 
genutzt. 
o Statt einer Überprüfung der Geschwindigkeit wird geprüft, dass die Bremsen 
betätigt werden. Diese Variante kommt bei wenigen einfachen Systemen zur 
Anwendung. 
 Überwachung von Geschwindigkeiten: Zusätzlich zu den obigen Funktionen können die 
zulässigen Geschwindigkeiten überwacht werden, um Gefährdungen durch zu hohe Ge-
schwindigkeit auszuschließen. Eine Überwachung fahrzeugseitiger Geschwindigkeits-
beschränkungen (z.B. Zughöchstgeschwindigkeit) kann ohne streckenseitige Informati-
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onszufuhr erfolgen. Zur Überwachung streckenseitiger Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen (Höchstgeschwindigkeit der Strecke, Zweiggleisgeschwindigkeiten, dauerhafte und 















































Abbildung 18: Arten der Bremskurvenüberwachung in Zugbeeinflussungssystemen 
12.4 Eingriffsfunktionen 
Im Fall einer festgestellten sicherheitskritischen Abweichung sind verschiedene Möglichkeiten 
des Eingreifens vorgesehen, die im Wesentlichen in zwei Gruppen eingeteilt werden können: 
 Warnung: Der Triebfahrzeugführer wird auf den Fehler hingewiesen und aufgefordert, 
ihn zu korrigieren. 
 Zwangsbremsung: Die Bremsung wird automatisch und ohne Einflussmöglichkeit des 
Triebfahrzeugführers ausgelöst. Hierbei können wiederum verschiedene Arten der 
Zwangsbremsung unterschieden werden: 
o Betriebs-Zwangsbremsung 
o Notbremsung 
Weiterhin können Zwangsbremsungen unterschieden werden nach: 
o Zwangsbremsung bis zum Stillstand (in ETCS „Train Trip“ genannt) 
o Zwangsbremsung bis zum Erreichen einer ungefährlichen Geschwindigkeit 
Die Anwendung dieser Eingriffsmöglichkeiten ist system- und einsatzfallspezifisch. Nicht für 
jede Art von Fehler ist jede Art von Eingriff sinnvoll. So ist beispielsweise beim Überfahren 
eines Halt zeigenden Signals die einzige sinnvolle Eingriffsmöglichkeit die sofortige Zwangs-
bremsung mit allen verfügbaren Mitteln bis zum Stillstand. Beim Überschreiten zulässiger Ge-
schwindigkeiten ist jedoch auch ein abgestufter Eingriff sinnvoll, beispielsweise in der Abstu-
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fung Warnung, Betriebs-Zwangsbremsung und Not-Zwangsbremsung, wie bei ETCS ange-
wandt. Zunächst wird der schwächste Eingriff gewählt, wenn die Wirkung ausbleibt, dann der 
nächststärkere usw. 
12.5 Führerstandssignalfunktionen 
Die Funktionen zur Führerstandssignalisierung sind, da es sich um Signalisierungsfunktionen 
handelt, in Kapitel 10.7 beschrieben. 
12.6 Einteilung der Zugbeeinflussungssysteme 
Es wurde eine Einteilung der Zugbeeinflussungssysteme nach zwei Kriterien entwickelt: Der 
Art der Informationsübertragung und der Art der Überwachung. Dabei bezeichnet der Begriff 
„Zugbeeinflussungssystem“ sowohl Systeme zur eigentlichen Beeinflussung als auch zur Füh-
rerstandssignalisierung und Systeme, die beide Funktionen wahrnehmen. Er beinhaltet darüber 
hinaus auch Systeme mit automatischer Fahrsteuerung. 
Nach der Art der Informationsübertragung können die Systeme (in Präzisierung der bekannten 
Einteilung in „punktförmig“ und „linienförmig“) eingeteilt werden in: 
 Diskontinuierliche Übertragung, die weiter eingeteilt werden kann in: 
o Punktförmige Übertragung 
o Unterbrochen linienförmige Übertragung 
 Kontinuierliche Übertragung 
Nach der Art der Überwachung werden die Systeme eingeteilt in: 
 Systeme, die nur einfache Überwachungsfunktionen realisieren, insbesondere Wach-
samkeitsprüfung und/oder Halt am Halt zeigenden Signal. 
 Systeme, die darüber hinaus auch Bremskurven in irgendeiner Form überwachen, je-
doch keine kontinuierliche dynamische Geschwindigkeitsüberwachung ermöglichen. 
 Systeme mit kontinuierlicher dynamischer Geschwindigkeitssignalisierung und 
-überwachung. Diese Systeme bestimmen für jeden Streckenpunkt eine zulässige Ge-
schwindigkeit unter Berücksichtigung des dynamischen Bremsverhalten des Zuges auf 
einen voraus liegenden Bremszielpunkt hin. Die Berechnung eines kontinuierlichen dy-
namischen Geschwindigkeitsprofils ist auch Voraussetzung für die Automatisierung des 
Fahrbetriebs. 
Aufbauend auf diesen beiden Kriterien werden die bestehenden Zugbeeinflussungssysteme im 
Folgenden in 5 Gruppen eingeteilt (Abbildung 19). Dabei sind die Gruppen 3a und 3b zu einer 
Gruppe zusammengefasst, weil in der Praxis die Grenze zwischen beiden Gruppen fließend ist. 
Im Folgenden sind diese Gruppen näher beschrieben: 
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 Bei Gruppe 1 handelt es sich um einfache, meist ältere Systeme, die nur punktförmig an 
ausgewählten Orten (meist Standorte von Signalen) Informationen übertragen. Die 
Überwachungsfunktionen beschränken sich auf eine Wachsamkeitsprüfung und/oder 
eine Zwangsbremsung beim Überfahren eines Halt zeigenden Signals. Beispiele sind 
die schweizerische Signum, das französische Crokodile und das britische AWS. Sofern 
nicht der Durchrutschweg so lang ist, dass er den kompletten Bremsweg aufnehmen 
kann, sind diese Systeme aus heutiger Sicht nicht mehr als ausreichend für die 
Sicherheit zu betrachten, weil die Gefahr besteht, dass der Triebfahrzeugführer nach 
ordnungsgemäßer Betätigung der Wachsamkeitstaste dennoch mit unverminderter 
Geschwindigkeit weiterfährt. 
 Die Systeme der Gruppe 2 gewährleisten darüber hinaus eine abschnittsweise Überwa-
chung des Bremsvorgangs. Dies kann in verschiedener Form geschehen, wie in Kapitel 
12.3 und Abbildung 18 beschrieben. Beispiele sind die deutsche PZB 90, das spanische 
ASFA und das japanische ATS-P. Diese Systeme sind in der Lage, den Bremsvorgang 
so zu überwachen, dass in den meisten Fällen ein Anhalten bis zum Gefahrpunkt ge-
währleistet ist. Ein Sicherheitsdefizit verbleibt bei den meisten dieser Systeme hinsicht-
lich der Fail-safe-Eigenschaften der Informationsübertragung von der Strecke zum 
Fahrzeug, indem immer nur einschränkende Informationen übertragen werden und der 
Ausfall eines Datenpunktes zur Information „keine Einschränkung“ auf dem Zug führt. 
Ein weiteres Sicherheitsdefizit kann hinsichtlich der systemspezifischen Gestalt der 
Bremskurvenüberwachung bestehen, mit der unter Umständen nicht in allen möglichen 
Konstellationen ein sicheres Anhalten vor dem Gefahrpunkt garantiert ist. 
 Systeme der Gruppe 3 sind diejenigen Systeme, die über codierte Gleisstromkreise vor-
aus- oder zurückliegende Signalbegriffe ortsfester Signale an den Zug übertragen. Die 
historisch ältesten Formen wurden in Nordamerika angewandt, von wo aus sich das 
Prinzip in verschiedene europäische Länder verbreitete und heute weltweit sehr verbrei-
tet ist. Auch verschiedene Hochgeschwindigkeitssignalsysteme (japanisches ATC, fran-
zösisches TVM 300, italienisches BACC) arbeiten mit diesem Prinzip, wobei die orts-
festen Signale durch virtuelle Signalstandorte ersetzt wurden. Typisch für diese Syste-
me ist, dass über eine komplette Blockabschnittslänge dieselbe Information an den Zug 
übertragen wird und der Informationsinhalt sich im Wesentlichen auf den Informations-
inhalt der entsprechenden ortsfesten Signale beschränkt: Informationen über Anzahl der 
voraus liegenden freien Blockabschnitte sowie ggf. fahrstraßenabhängige Geschwindig-
keiten. Diese Systeme sind meist eng mit den entsprechenden Streckenblocksystemen 
verbunden und ermöglichen meist eine Führerstandssignalisierung im Sinne einer Wie-
derholung der Signalbegriffe ortsfester Signale und eine stufenförmige Geschwindig-
keitsüberwachung. Hinsichtlich der Sicherheitseigenschaften dieser Anzeige und daraus 
abgeleiteten betrieblichen Regeln für den Triebfahrzeugführer unterscheiden sich die 
Systeme. Inwiefern auch eine Bremskurvenüberwachung möglich ist, hängt von den Ei-
genschaften des konkreten Systems ab. Erforderlich ist dafür entweder eine standardi-
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sierte Blockabschnittslänge oder eine zusätzliche Übertragung von Entfernungsinforma-
tionen, um den Bremszielpunkt exakt berechnen zu können. Die Hochgeschwindig-
keitssignalsysteme dieser Gruppe arbeiten mit einer Bremsüberwachung in Form einer 
kaskadenförmigen Geschwindigkeitsüberwachung, wobei sich der Bremsweg auf meh-
rere Gleisabschnitte verteilt und in jedem Abschnitt eine konstante, in der Zufahrt auf 
einen Bremszielpunkt immer niedriger werdende Geschwindigkeit überwacht wird. 
 Systeme der Gruppe 4, auch Balisensysteme genannt, übertragen an punktförmigen Da-
tenpunkten detaillierte Informationen an den Zug, mit denen dieser ein kontinuierliches 
statisches und daraus ein dynamisches Geschwindigkeitsprofil berechnen kann. Die Si-
cherheit der Informationsübertragung basiert meist auf einer Verknüpfungsinformation, 
in der die Datenpunkte jeweils von voraus liegenden Datenpunkten angekündigt wurden 
und bei Nichtauffinden eines Datenpunktes der Zug Sicherheitsreaktionen (z.B. 
Zwangsbremsung) einleiten kann. Mittels dieser sicheren Informationsübertragung ist 
eine kontinuierliche Führung der Züge durch detaillierte Führerstandssignalisierung 
möglich und die ortsfesten Signale können prinzipiell ersetzt werden. Damit ist diese 
Gruppe von Systemen prinzipiell auch für den Hochgeschwindigkeitsverkehr geeignet. 
In der Praxis werden diese Systeme aber meist unter Beibehaltung der ortsfesten Signa-
le für konventionellen Verkehr verwendet. Das international bedeutsamste Beispiel für 
Gruppe 4 ist ETCS Level 1. 
 Systeme der Gruppe 5 ähneln in der eisenbahnbetrieblichen Funktionalität denjenigen 
der Gruppe 4, jedoch besteht hier statt der punktförmigen Übertragung eine kontinuier-
liche Datenverbindung zwischen Strecke und Fahrzeug. Diese kann wahlweise über 
Gleisstromkreise, Kabellinienleiter oder Funk realisiert werden. Diese Systeme kom-
men überwiegend im Hochgeschwindigkeitsverkehr, aber auch auf Stadtschnellbahnen 
mit hohen Leistungsanforderungen zur Anwendung. Beispiele sind LZB, das japanische 

























Abbildung 19: Einteilung der Zugbeeinflussungssysteme 
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In (Theeg/Vlasenko 2009) werden zu den einzelnen Gruppen jeweils mehrere Beispiele be-
schrieben. 
Diese Arten von Systemen können aus Sicht der Sicherheit folgendermaßen bewertet werden: 
 Die Tendenz geht heute zu den Systemen der Gruppen 4 und 5, die mit modernen Da-
tenverarbeitungs- und -übertragungstechniken möglich wurden und mit denen eine ma-
ximale Sicherheit verbunden mit einer kontinuierlichen Führung der Züge erreicht wer-
den kann. Der grundsätzliche Leistungsunterschied zwischen Systemen mit diskontinu-
ierlicher und mit kontinuierlicher Informationsübertragung besteht dabei im Wesentli-
chen darin, dass bei kontinuierlicher Informationsübertragung (Gruppe 5) Zustandsän-
derungen sofort zu jedem Zeitpunkt übertragen werden können, während dies bei Sys-
temen mit diskontinuierlicher Informationsübertragung (Gruppe 4) erst am nächsten 
Datenpunkt bzw. am Beginn des nächsten linienförmigen Übertragungselements mög-
lich ist. Damit geht ein leichter Vorteil der Systeme der Gruppe 5 sowohl in der Sicher-
heit als auch aus eisenbahnbetrieblicher Sicht einher. Dieser Vorteil ist jedoch gering, 
wenn bei den Systemen der Gruppe 4 die Übertragungspunkte in nicht zu großen Ab-
ständen aufeinander folgen. Die in Systemen der Gruppe 5 meist zentrale Datenverar-
beitung ermöglicht weiterhin eine effiziente Verwaltung temporärer Streckenänderun-
gen (z.B. Sperrungen, Langsamfahrstellen). Ansonsten sind hinsichtlich der realisierba-
ren Funktionen diese beiden Gruppen ähnlich, wie der Vergleich von ETCS Level 1 und 
2 zeigt. 
 Beide Gruppen 4 und 5 sind aufgrund der ähnlichen realisierbaren Funktionen prinzi-
piell sowohl für den konventionellen Verkehr als auch für den Hochgeschwindigkeits-
verkehr geeignet. Mit Ebicab kommt in Schweden auch ein System der Gruppe 4 mit 
diskontinuierlicher Übertragung im Hochgeschwindigkeitsverkehr zur Anwendung. In 
Deutschland ist gemäß EBO die Bedingung für den Einsatz eines Systems im Hochge-
schwindigkeitsverkehr die kontinuierliche Führung. Kontinuierliche Führung bedeutet 
nach Wittenberg/Heinrichs/Mittmann/Mallikat 2006 (Kommentar zur EBO), dass über 
die selbsttätige Bremsung im Gefahrenfall hinaus „der gesamte Fahrtverlauf angezeigt, 
überwacht und ggf. die Geschwindigkeit ermäßigt“ wird. Weiterhin bedeutet demnach 
Führen, dass „die Ist-Geschwindigkeit des Zuges kontinuierlich mit der Soll-
Geschwindigkeit verglichen wird und beim Überschreiten der Soll-Geschwindigkeit au-
tomatisch eine Bremsung erfolgt.“ Demnach lässt sich der Begriff der kontinuierlichen 
Führung definieren als die kontinuierliche Anzeige einer Geschwindigkeit, die auf dem 
dynamischen Geschwindigkeitsprofil (vgl. Kapitel 10.7) basiert, sowie die kontinuierli-
che Überwachung der Ist-Geschwindigkeit und Zwangsbremsung im Fall eines Über-
schreitens. Diese Definition erfüllen auch Systeme der Gruppe 4, wie beispielsweise 
ETCS Level 1. In der Praxis werden jedoch Systeme der Gruppe 4 überwiegend im 
konventionellen Verkehr im Bestandsnetz und Systeme der Gruppe 5 überwiegend im 
Hochgeschwindigkeitsverkehr auf Neubaustrecken angewandt. Als Ursache hierfür 
kommt in Betracht, dass die Systeme der Gruppe 4 die Informationen meist von vor-
Theeg, Gregor 
Ein Beitrag zur Systematisierung der Bahnsicherungstechnik auf internationaler Ebene 
 
 Seite 112 von 139  
handenen streckenseitigen Signalen abgreifen, die auf bestehenden Strecken für über-
wiegend konventionellen Verkehr vorhanden sind, auf Neubau-Hochgeschwindigkeits-
strecken dagegen nicht oder nur in deutlich reduziertem Umfang. 
 Bei den Systemen der Gruppen 1, 2 und 3 handelt es sich um ältere Systeme, die in den 
Bestandsnetzen noch in größerem Ausmaß vorhanden sind, aber nicht mehr neu entwi-
ckelt werden. Aus Gründen der Vermeidung von Umbaukosten wurden diese Systeme 
auch in den letzten Jahren und Jahrzehnten noch weiterentwickelt. Ein Beispiel hierfür 
ist die Weiterentwicklung der Indusi (ursprünglich ein System der Gruppe 1) über meh-
rere Zwischenstufen zur PZB 90 (Gruppe 2), die seit den 1990er Jahren in Deutschland 
angewandt wird und sich im Vergleich der Systeme durch die Verbindung aus sehr 
komplexen Überwachungsfunktionen und sehr einfachen Übertragungsmitteln aus-
zeichnet. 
 In diesem Sinne sind Systeme der Gruppe 2 (z.B. PZB 90, ASFA, ATS-P, Beschreibun-
gen siehe Theeg/Vlasenko 2009), sofern sie im Bestandsnetz vorhanden sind, auch für 
heutige Anforderungen im konventionellen Verkehr geeignet, da sie in der Lage sind, 
einen Zug im Fehlerfall mit hoher Wahrscheinlichkeit vor dem Gefahrpunkt zum Ste-
hen zu bringen. Ein Nachteil der meisten dieser Systeme ist die Nicht-Fail-Safe-
Eigenschaft, da nur einschränkende Informationen von der Strecke an das Fahrzeug ü-
bertragen werden können und somit ein Ausfall eines Datenpunktes als „keine Ein-
schränkung“ ausgewertet würde. Aus diesem Grund und wegen der geringen Möglich-
keiten zur Übertragung differenzierter Informationen eignen sich Systeme der Gruppe 2 
nicht für eine Führerstandssignalisierung, die über Warnsignale hinausgeht. Systeme 
dieser Gruppe sind stets in Verbindung mit ortsfesten Signalen zu verwenden, können 
aber hier die Sicherheit gegen Überfahren eines Halt zeigenden Signals und gegen zu 
hohe Geschwindigkeiten deutlich erhöhen. 
 Systeme der Gruppe 1 sind nach heutigen Gesichtspunkten nur bedingt zur Sicherung 
des Eisenbahnbetriebs geeignet, da sie nur dann das Anhalten vor dem Gefahrpunkt mit 
hoher Sicherheit gewährleisten, wenn der Durchrutschweg so lang ist, dass er den ge-
samten Bremsweg aufnehmen kann. Daraus ergibt sich eine gewisse Eignung im Stadt-
schnellbahnbereich mit relativ niedrigen Geschwindigkeiten. Diese Systeme werden 
zunehmend durch modernere Systeme ersetzt. 
 Systeme der Gruppe 3 sind unter heutigen Gesichtspunkten in unterschiedlichem Maße 
geeignet. Systeme der Gruppe 3 arbeiten überwiegend nach dem Fail-Safe-Prinzip, wo-
bei die im Führerstand angezeigten Informationen meist eine Spiegelung des vorauslie-
genden oder rückliegenden streckenseitigen Signals (oder auf Hochgeschwindigkeits-
strecken: virtuellen Signals) darstellen. Die Schwierigkeit dieser Systeme besteht darin, 
dass innerhalb eines Abschnittes immer nur eine einheitliche Information übertragen 
werden kann und somit die Möglichkeit zur Berechnung einer Bremskurve nur unter 
Nutzung von Zusatzinformationen gegeben ist. Diese können sein: 
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o Konstante oder weitgehend konstante Abschnittslängen, womit über diese be-
kannte Abschnittslänge eine Bremskurve ermittelt werden kann. Konstante Ab-
schnittslängen sind aufgrund der örtlichen Gegebenheiten nicht immer möglich. 
o Ergänzung durch weitere punktförmige Übertragungsmittel, die bestimmte 
Punkte entlang der Bremskurve markieren oder Längeninformationen zu den 
Abschnitten übertragen, so dass daraus eine Bremskurve ermittelt werden kann. 
Ein Beispiel ist das russische System SAUT als Ergänzung zu ALSN. 
o Alternativ oder ergänzend dazu können sehr lange Durchrutschwege (in unge-
fähr der Länge eines Gleisstromkreisabschnittes) festgelegt werden, was insbe-
sondere auf reinen Hochgeschwindigkeitsstrecken sinnvoll ist, da hier der 
Durchrutschweg sehr schnell durchfahren wird und somit die Streckenleistungs-
fähigkeit kaum reduziert. 
12.7 Überwachung der Fahrt – Zusammenfassung 
Die Aufgabe der Überwachung des korrekten Fahrverhaltens liegt bei den Zugbeeinflussungs-
systemen. Diese können prinzipiell mehrere Aufgaben übernehmen: 
 Überwachung und sicherndes Eingreifen 
 Führerstandssignalisierung 
 ggf. automatischer Fahrbetrieb 
Die Überwachungsfunktionen können vielfältig sein und auch ihr signaltechnisch sicheres Wir-
ken ist nicht zwingend erforderlich, sofern das System im Hintergrund arbeitet und der Trieb-
fahrzeugführer sich für sein Fahrverhalten primär an den streckenseitigen Signalen orientiert. 
Unter heutigen Maßstäben ist in den meisten Fällen eine Bremskurvenüberwachung erforder-
lich, die in verschiedener Form erfolgen kann. 
Die Systeme wurden aufgrund ihrer Überwachungsfunktionen und der Informationsübertragung 
in fünf Gruppen eingeteilt, die in Abbildung 19 wiedergegeben sind. Die modernen Systeme mit 
Berechnung kontinuierlicher statischer und dynamischer Geschwindigkeitsinformationen, die 
für Neuanlagen insbesondere geeignet sind, sind dabei den Gruppen 4 (mit diskontinuierlicher 
Informationsübertragung) und 5 (mit kontinuierlicher Informationsübertragung) zugeordnet. Mit 
ihnen kann sowohl eine kontinuierliche Führerstandssignalisierung als Ersatz oder Ergänzung 
für die steckenseitigen Signale als auch eine sehr sichere Überwachung realisiert werden. Prin-
zipiell können auch Systeme der Gruppe 4 mit nur punktförmiger Übertragung für den Hochge-
schwindigkeitsverkehr geeignet sein. Daneben kommt im Bestandsnetz noch eine Vielzahl älte-
rer Systeme insbesondere der Gruppen 2 und 3 vor, die mit gewissen Abstrichen auch noch den 
heutigen Anforderungen im konventionellen Verkehr gerecht werden. 
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13 Betriebsleittechnik 
13.1 Abgrenzung, Begriffsdefinitionen 
Die Betriebsleittechnik übernimmt, aufsetzend auf der Sicherungstechnik, Funktionen der Be-
dienung und Betriebssteuerung (vgl. Abbildung 1). Waren in der Vergangenheit bei mechani-
schen Stellwerken die Bedienelemente integraler Bestandteil des Stellwerkes, so werden diese 
heute in zunehmendem Maße als eigene technische Einrichtungen betrachtet, die automatisierte 
und flexible Bedienfunktionen beinhalten. Diese Entwicklung begann bei Relaisstellwerken mit 
dem vom eigentlichen Stellwerk (Relaisraum) abgesetzten Bedientisch, der aber meist noch 
einem bestimmten Stellwerksbereich fest zugeordnet war. In modernen elektronischen Stellwer-
ken wird dagegen eine zunehmende Zentralisierung und weitestgehende Automatisierung der 
Bedienung möglich, bei gleichzeitiger flexibler Zuordnung der Bedienbereiche zu den einzelnen 
Bedienern und der Anpassung der Bedienbereiche an das Arbeitsaufkommen. 
Wegen ihrer großen Komplexität und der Zielstellung dieser Arbeit kann die Betriebsleittechnik 
an dieser Stelle nicht komplett behandelt werden. Vielmehr werden einzelne Aspekte herausge-
griffen, die für die Sicherungstechnik von besonderer Bedeutung sind. 
13.2 Anforderungen 
Die Anforderungen an die Bediensysteme sind insbesondere eisenbahnbetrieblicher Art, wie 
beispielsweise: 
 Automatisierung von Routinehandlungen, um den Personalbedarf zu reduzieren 
 flexible Zuordnung der Aufgaben zu den einzelnen Mitarbeitern, um das Personal opti-
mal auszulasten, weder zu über- noch zu unterfordern 
 Vorsehen eines möglichst behinderungsarmen und sicheren Betriebs in der Rückfall-
ebene im Fall von technischen Störungen 
Prinzipiell sind die Vorgänge der Betriebsleittechnik nicht sicherheitsrelevant. Sichere Schalt-
vorgänge, Anzeigen und Bedieneingaben sind also prinzipiell nicht erforderlich. Sollen jedoch 
sicherheitsrelevante Bedienhandlungen in der Rückfallebene ausgeführt werden, so sind dazu 
sichere Bedien- und Anzeigeelemente erforderlich. Daher unterscheiden sich die Bediensysteme 
hinsichtlich der Sicherheitsanforderung. 
13.3 Wesentliche Entwicklungen in der Betriebsleittechnik 
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 Flexibilisierung 
Diese drei Entwicklungstendenzen werden im Folgenden näher erläutert. 
13.4 Automatisierung 
Die historische Entwicklung der Sicherungstechnik seit dem 20. Jahrhundert zeichnet sich durch 
fortschreitende Automatisierung der Betriebssteuerung aus. Wichtige Entwicklungsschritte da-
bei waren: 
 Die Möglichkeit, eine Fahrstraße durch eine einzelne Start-Ziel-Bedienung statt durch 
Einzelumstellung aller beweglichen Fahrwegelemente einzustellen. 
 Die automatische Auflösung von Fahrstraßen und Teilfahrstraßen hinter dem Zug. 
 Automatisierung der Blockvorgänge. Die Einführung der ersten direkt über Gleisstrom-
kreise gesteuerten Streckenblocksysteme (9.6.2) zunächst in Nordamerika war wegwei-
send für die Automatisierung der Blockvorgänge. Später kam es auch in Systemen mit 
Austausch von Vor- und Rückblockinformationen zu einer Automatisierung zunächst 
der Vorblockung und später (mit Einführung durchgehender technischer Gleisfreiprü-
fung bei den betreffenden Bahnen) auch der Rückblockung. 
 Weitere fahrstraßenbezogene Automatisierungsschritte wie die Fahrstraßenfestlegung 
erst bei Annäherung eines Zuges, die Einspeicherung von vorher ausgewählten Fahr-
straßen und der Selbststellbetrieb für Durchfahrten durch einen temporär unbesetzten 
Bahnhof. 
 Schließlich Verfahren der Zuglenkung, in denen aufgrund eingespeicherter Fahrplanin-
formationen für jeden Zug automatisch die richtige Fahrstraße zum richtigen Zeitpunkt 
angesteuert wird. 
Dabei fällt auf, dass in Mitteleuropa der Schwerpunkt der Automatisierung zunächst auf den 
fahrstraßenbezogenen Vorgängen in den Stationen lag, während er in Nordamerika zunächst den 
Blockvorgängen auf der freien Strecke galt: 
 In Mitteleuropa verlaufen die Eisenbahnen überwiegend in dicht besiedeltem Gebiet mit 
kurzen Stationsabständen und relativ hohem Verkehrsaufkommen. Hier war die Ziel-
richtung zunächst die, durch Entlastung von Routinearbeiten die Anzahl der erforderli-
chen Stellwerksbediener je Station auf eins zu reduzieren. Erst später kamen die Block-
verdichtung auf Hauptstrecken und die Fernsteuerung von Stationen als weitere Ziele 
hinzu. 
 In Nordamerika (und später auch in anderen Ländern wie der damaligen Sowjetunion) 
entstand dagegen zunächst auf einigen relativ dicht befahrenen Hauptstrecken der Be-
darf, die Blockvorgänge zu automatisieren und damit die Blockstellen unbesetzt zu las-
sen. Demgegenüber werden in Nordamerika abzweigende Fahrwege in Stationsberei-
chen bis heute überwiegend manuell vom Fahrzeugpersonal eingestellt. 
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Der wesentliche Nachteil der Automatisierung und damit verbundenen Personalreduzierung 
besteht darin, dass im Fall von Störungen das Arbeitsaufkommen unerwartet anwachsen kann 
durch Aufhebung von Automatisierungsfunktionen, Hilfshandlungen in der Rückfallebene und 
notwendige dispositive Entscheidungen. Somit sind Konzepte zur Bewältigung dieses erhöhten 
Arbeitsaufkommens notwendig. Die Flexibilisierung in der Aufgabenzuordnung an verschiede-
ne Mitarbeiter spielt dabei eine wichtige Rolle (siehe Kapitel 13.6), ggf. auch unter Einbezie-
hung der Fahrzeugpersonale. 
13.5 Zentralisierung 
Während in Europa die Betriebsführung traditionell dezentral organisiert war, war sie in Nord-
amerika schon sehr frühzeitig zentral organisiert, jedoch mittels Betriebsverfahren, die auf nied-
rigem technischen Niveau und mit viel Sicherheitsverantwortung beim Personal arbeiten. Die 
wichtigste Voraussetzung für die Zentralisierung der Betriebsführung ist dabei der Verzicht auf 
visuelle Gleisfreiprüfung, der entweder durch technische streckenseitige Gleisfreimeldeanlagen 
oder durch Räumungsmeldungen durch den Zug erreicht werden kann (siehe Kapitel 7.5.1). 
Die ersten Schritte der Zentralisierung in Europa setzen bereits am Ende des 19. Jahrhunderts 
ein mit der zentralen Anordnung der Weichen- und Signalhebel, die sich vormals verteilt in der 
Nähe der jeweiligen Elemente befanden. Der nächste Entwicklungsschritt wurde ausgelöst 
durch die Entwicklung der Relaistechnik, wo die Stellentfernungen nicht mehr durch die Län-
gen der mechanischen Drahtzug- und Gestängeleitungen begrenzt waren. Heute ist es mit elekt-
ronischer Technik möglich, lange Streckenabschnitte und ganze Netze aus einer Zentrale zu 
steuern. 
Die Zentralisierung der Betriebsführung hat folgende Vorteile: 
 Ein Mitarbeiter kann einen großen Bereich steuern, was den Personalbedarf reduziert. 
 Eine flexible Zuordnung der Bedienbereiche zu den Mitarbeitern wird möglich (siehe 
13.6). 
 Die Unterbringung vieler Mitarbeiter in einem Gebäude spart Kosten für die Einrich-
tung und Unterhaltung der Arbeitsplätze und ermöglicht einen direkteren Austausch der 
Mitarbeiter untereinander. 
Demgegenüber stehen folgende Nachteile: 
 Durch die große Entfernung des Fahrdienstleiters von seinem Verantwortungsbereich 
nimmt dessen Ortskenntnis ab. 
 Die Möglichkeiten, im Fall von technischen Störungen Hilfshandlungen vor Ort vor-
nehmen zu können (z.B. Handumstellung einer Weiche, visuelle Freiprüfung eines Ab-
schnittes), sinken. Viele Bahnen begegnen dem, indem sie Sicherheitsverantwortung an 
den Triebfahrzeugführer übertragen, zum Beispiel in Form des Fahrens auf Sicht. 
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 Die Anfälligkeit für Störungen in der Datenfernübertragung. Diese Anfälligkeit kann 
durch hochverfügbare, redundante Datenleitungen reduziert werden. 
13.6 Flexibilisierung 
Flexibilisierung bedeutet die Möglichkeit, denselben Bereich wahlweise von verschiedenen 
Orten bzw. Bedienplätzen aus steuern zu können und die Größe des einem Bedienplatz zuge-
ordneten Bereiches zu variieren. Somit sind Anpassungen an den betrieblichen Bedarf möglich 
hinsichtlich: 
 des aktuellen Verkehrsaufkommens: In Zeiten mit starkem Verkehrsaufkommen wird 
mit kleineren Verantwortungsbereichen eines Bedieners gearbeitet, in Zeiten mit 
schwachem Verkehrsaufkommen mit größeren Bereichen. 
 betrieblicher Unregelmäßigkeiten: Beim gehäuften Auftreten von Fahrplanabweichun-
gen und technischen Störungen, die ein erhöhtes Arbeitsaufkommen in einem bestimm-
ten Bereich zur Folge haben, kann der betroffene Mitarbeiter entlastet werden, indem 
sein räumlicher Verantwortungsbereich verkleinert wird. 
 wahlweiser Ausgliederung von Rangierbereichen: Eine wahlweise Bedienung aus dem 
Stellwerk oder vor Ort ist insbesondere für Rangierbereiche sinnvoll, um einerseits 
Fahrten in den Rangierbereich hinein oder aus diesem hinaus in der Verantwortung des 
Fahrdienstleiters zu belassen, aber andererseits Fahrten innerhalb des Rangierbereichs 
örtlich abwickeln zu können und somit den Fahrdienstleiter und die Kommunikations-
leitungen zu entlasten und die Rangiervorgänge schneller durchführen zu können. Zwei 
Varianten dieser wahlweisen Zuordnung können unterschieden werden: 
o Umschaltung von Bereichen zwischen zentraler und örtlicher Bedienung, wie in 
Mitteleuropa bei so genannten Nahbedienbereichen angewandt. 
o gleichzeitige Möglichkeit der zentralen und der örtlichen Bedienung, wobei die 
jeweilige Zulässigkeit betrieblich geregelt ist, angewandt insbesondere in Nord-
amerika. 
13.7 Sicherheit der Bedienoberfläche 
Hinsichtlich der Sicherheitsanforderungen an die Bedienoberfläche unterscheiden sich die Bah-
nen und die Techniken. Teilweise wird mit sicheren Bedienoberflächen gearbeitet, teilweise mit 
nichtsicheren. Da die sicherungstechnischen Abhängigkeiten in den Stellwerken und nicht in 
den Bedienplatzsystemen realisiert werden, kann auch mit einer nichtsicheren Bedienoberfläche 
ein sicherer Betrieb gewährleistet werden. Relevant wird der Unterschied zwischen sicheren und 
nichtsicheren Bedienoberflächen nur dort, wo der Mensch Sicherheitsverantwortung übernimmt. 
Dies gilt insbesondere in der Rückfallebene, aber auch in einzelnen regelmäßigen Situationen, 
beispielsweise wenn der Bediener die visuelle Freiprüfung eines Bahnübergangs durchführt.  
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Von einem nichtsicheren Bedienplatz aus sind sicherheitsrelevante Bedienhandlungen grund-
sätzlich nicht möglich, von einem sicheren Bedienplatz aus sind sie dagegen möglich. Es be-
steht ein Zusammenhang zwischen dem sicheren/nichtsicheren Arbeiten des Bedienplatzes und 
der Mitarbeitergruppe, an die bevorzugt Sicherheitsverantwortung in der Rückfallebene übertra-
gen wird (vgl. 9.7): 
 Bei einem sicheren Bedienplatz wird die Sicherheitsverantwortung bevorzugt an das 
streckenseitige Personal (Fahrdienstleiter) übertragen. Der Fahrdienstleiter wertet die 
sicheren Anzeigen auf dem Bedienplatz aus und holt ggf. zusätzliche, aufgrund der Stö-
rung am Bedienplatz nicht verfügbare Informationen von anderen streckenseitigen und 
fahrzeugseitigen Personalen ein, bevor er eine sicherheitsrelevante Kommandoeingabe 
am Bedienplatz durchführt oder dem Triebfahrzeugführer einen schriftlichen Befehl 
übergibt/diktiert. Dies ist möglich, da dem Fahrdienstleiter am Bedienplatz sichere In-
formationen über den Anlagenzustand vorliegen und da er sichere Kommandoeingaben 
tätigen kann. Daher neigen Systeme mit sicherer Bedienoberfläche zur Verwendung der 
registrierpflichtigen Hilfsauflösung und zur Verwendung von Ersatzsignalen. 
 Bei einem nichtsicheren Bedienplatz kann der Fahrdienstleiter sich weder in sicherheits-
relevanten Fällen auf die Anzeigen am Bedienplatz verlassen, noch kann er sicherheits-
relevante Kommandos eingeben. Daher wurden Verfahren entwickelt, die die zusätzli-
che Sicherheitsverantwortung in der Rückfallebene an den Triebfahrzeugführer übertra-
gen. Zu diesen Verfahren gehören die zeitverzögerte Auflösung von Fahrstraßen, das 
Permissivfahren, die Prüfung von Anlagenzuständen und deren Quittierung vor Ort 
durch den Triebfahrzeugführer sowie die Autorisierung an den Triebfahrzeugführer, ei-
nen Abschnitt auf Sicht zu durchfahren. 
13.8 Betriebsleittechnik – Zusammenfassung 
Die wichtigsten Tendenzen in der Betriebsführung im Laufe der Eisenbahngeschichte sind die 
Automatisierung, die Zentralisierung und die Flexibilisierung. Diese Aussage gilt im Wesentli-
chen für alle Bahnen weltweit, wobei die einzelnen Bahnen dies mit unterschiedlicher Intensität 
und verschiedenen Prioritäten betreiben, unterschiedlich weit fortgeschritten sind und die dazu 
verwendeten technischen Systeme sich unterscheiden. Schwierigkeiten ergeben sich dabei ins-
besondere in Fällen technischer Störungen, da dann ein erhöhtes Arbeitsaufkommen zu bewälti-
gen ist und in zentralisierten Systemen Hilfshandlungen vor Ort nur bedingt möglich sind. 
Ein wesentlicher Unterschied ist die Verwendung sicherer bzw. nichtsicherer Bedienoberflä-
chen, was insbesondere beim Betrieb in der Rückfallebene relevant ist. Eine sichere Bedien-
oberfläche ermöglicht die Übernahme von Sicherheitsverantwortung durch das streckenseitige 
Personal, während Systeme mit nichtsicherer Bedienoberfläche dazu überwiegend auf das Fahr-
zeugpersonal zurückgreifen. 
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14 Bahnübergänge 
Dieses Kapitel wurde in Absprache mit Eric Schöne von der Professur für Verkehrssicherungs-
technik der TU Dresden verfasst und dabei wesentliche Gedanken von ihm mit integriert. 
14.1 Abgrenzung, Begriffsbestimmung 
Bahnübergänge stellen besondere Einrichtungen der Bahnsicherungstechnik dar, die höhenglei-
che Kreuzungspunkte zwischen Eisenbahnverkehr und Straßenverkehr sichern. Im Regelkreis 
der Bahnsicherungstechnik (Abbildung 1) lassen sie sich aus Sicht des Schienenverkehrs in 
ähnlicher Weise behandeln wie bewegliche Fahrwegelemente, mit folgenden Analogien: 
 Die Ausgabe der Stellkommandos entspricht der Kommandoausgabe zum Öffnen und 
Schließen des Bahnübergangs. 
 Die Einlesung der Lagemeldung entspricht der Rückmeldung über den gesicherten Zu-
stand. 
 Die Informationsverarbeitung findet in einer Steuerungseinheit für den Bahnübergang 
statt, die entweder separat für den einzelnen Bahnübergang bestehen oder in Stellwerke 
integriert sein kann. Hier erfolgt die Verknüpfung mit dem Teilregelkreis der Fahrzeug-
bewegungen: Einerseits ist das Öffnen und Schließen eines Bahnübergangs abhängig 
von der Ortung der Schienenfahrzeuge. Andererseits ist bei vielen Systemen die positi-
ve Rückmeldung über den gesicherten Zustand eine Voraussetzung für die Ausgabe von 
Fahrbefehlen an den Schienenverkehr. 
14.2 Anforderungen 
An Bahnübergängen treffen die spezifischen Charakteristika zweier Verkehrssysteme zusam-
men: die langen Bremswege, die Spurführung und die hohe kinetische Energie der Eisenbahn 
und das individuelle Verhalten mit relativ geringem Sicherheitsbewusstsein im Straßenverkehr. 
Dies macht Bahnübergänge zu einem sicherheitskritischen Punkt, weswegen viele Eisenbahnen 
ihre Verwendung vermeiden bzw. bei Neuanlagen nicht zulassen. 
Die Grundanforderung an Bahnübergänge besteht darin, die Freigabe für beide Verkehrsarten so 
zu regeln, dass niemals beide Verkehrsarten gleichzeitig den Bahnübergang benutzen können. 
Die entsprechenden Steuerungsvorgänge einschließlich Erkennung von Schienenfahrzeugen, 
Informationsauswertung und Signalisierung müssen mit hoher Sicherheit erfolgen. 
Weiterhin gilt meist die Anforderung des Vorrangs des Schienenverkehrs vor dem Straßenver-
kehr, die sich aus den Systemeigenschaften (Bremsweglängen, Fahren im Raumabstand bzw. 
auf Sicht, Spurführung) ergibt. Ausnahmen davon können insbesondere dort gelten, wo der 
Schienenverkehr stets auf Sicht fährt. Ansonsten ist im Regelbetrieb der Schienenverkehr am 
Bahnübergang nicht zu behindern, so dass der Straßenverkehr sicher über das Herannahen eines 
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Schienenfahrzeuges zu warnen ist. Die Warnung der Straßenverkehrsteilnehmer kann in zwei 
Aufgaben unterschieden werden: 
 auffällige Kennzeichnung des Vorhandenseins eines Bahnübergangs. 
 Information des Straßenverkehrs darüber, ob sich am Bahnübergang ein Schienenfahr-
zeug nähert oder nicht. 
Diese Warnung muss entweder hochverfügbar erfolgen, oder dem Eisenbahnverkehr ist Rück-
meldung über die erfolgte Sperrung für den Straßenverkehr zu geben, um im Störungsfall ent-
sprechende Maßnahmen treffen zu können. 
14.3 Kennzeichnung des Vorhandenseins eines BÜ für den 
Straßenverkehr 
Zur Kennzeichnung eines Bahnübergangs hat sich als auffälliges Zeichen das Andreaskreuz in 
fast allen Ländern durchgesetzt, wenngleich es in der konkreten Gestaltung sehr unterschiedlich 
aussehen kann. 
Darüber hinaus gibt es länderspezifisch verschiedene weitere Möglichkeiten der Vorankündi-
gung von Bahnübergängen sowie der Unterscheidung verschiedener BÜ-Arten durch Verkehrs-
zeichen und Fahrbahnmarkierungen. 
14.4 Information des Straßenverkehrs über nahende 
Schienenfahrzeuge 
Bezüglich der Information des Straßenverkehrs über das Annähern eines Schienenfahrzeuges 
am BÜ hat sich die Einteilung der Bahnübergänge in zwei Gruppen durchgesetzt: 
 Passive Bahnübergänge: Hier erfolgt die Warnung durch direkte Wahrnehmung des na-
henden Schienenfahrzeugs durch den Straßenverkehrsteilnehmer, was das Freihalten 
der entsprechenden Sichtdreiecke und/oder akustische Warnsignale notwendig macht. 
 Aktive Bahnübergänge: Hier erfolgt eine Signalisierung entweder durch technische Ein-
richtungen (technisch gesicherte Bahnübergänge), oder aber durch dem Bahnübergang 
zugeordnete Personen (Postensicherung). Da technisch gesicherte Bahnübergänge die 
komplexere Form sind, sollen sich die folgenden Ausführungen auf diese konzentrieren. 
Die Signalisierung an den Straßenverkehrsteilnehmer bzw. mechanische Sperrung des technisch 
gesicherten Bahnübergangs kann auf verschiedenen Arten (Lichtsignale, akustische Signale, 
Schranken und andere, auch in Kombination) erfolgen. Unterstützend können akustische oder 
optische Signale vom annähernden Zug zur Anwendung kommen. Dabei können grundsätzlich 
drei Zustände („Signalbegriffe“) unterschieden werden, von denen aber nicht alle drei überall 
angewandt werden: 
 Sperrung: Der Bahnübergang darf vom Straßenverkehrsteilnehmer nicht befahren wer-
den, weil sich ein Schienenfahrzeug nähert, oder auch im Fall bestimmter erkannter Stö-
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rungen. Dieser Zustand wird meist positiv und in auffälliger Weise signalisiert (z.B. 
Rotlicht und/oder geschlossene Schranken), wobei auch eine negative Signalisierung 
(z.B. Andreaskreuz ohne Aufleuchten eines freigebenden Signals) denkbar wäre, aller-
dings kaum angewandt wird. 
 Freigabe: Der Bahnübergang kann gefahrlos befahren werden, ohne dass der Straßen-
verkehrsteilnehmer selbst auf Schienenfahrzeuge achten muss. Die Freigabe erfolgt 
häufig negativ (durch Abwesenheit eines sperrenden Signalbildes), kann aber auch 
durch positive Freizeichen erfolgen. Das Geben dieses Signalbildes ist nur zulässig, 
wenn das Annähern eines Schienenfahrzeuges mit hoher Sicherheit ausgeschlossen wer-
den kann. Dies stellt hohe Anforderungen an die Erkennung der Schienenfahrzeuge so-
wie, insbesondere bei negativem Freizeichen, an die Signalisierung der Sperrung (siche-
res Schließen des BÜ). 
 Vorsicht: Eine sichere Aussage über das Nahen eines Schienenfahrzeuges kann nicht 
getroffen werden. Der Bahnübergang ist also wie ein passiver Bahnübergang zu behan-
deln, indem der Straßenverkehrsteilnehmer selbst für die Zugbeobachtung zuständig ist. 
Wenn die Anlage ein positives Freizeichen zeigen kann, entspricht der Signalbegriff 
„Vorsicht“ dem negativen Signalbild (Nichtleuchten irgendeines Lichtes). Auch die 
aufgrund damals relativ unsicher schließender Bahnübergänge historisch weit verbreite-
te Regelung (die auch heute noch in einigen Ländern vorkommt), nach der bei offener 
Schranke der Straßenverkehrsteilnehmer stets nach nahenden Schienenfahrzeugen Aus-
schau zu halten hat, entspricht dem Signalbegriff „Vorsicht“. 
Von diesen Signalbegriffen kommen bei aktiven Bahnübergängen immer mindestens zwei vor: 
 Einige Bahnübergangssysteme unterscheiden zwischen einem Sperrbegriff (BÜ einge-
schaltet) und einem Freigabebegriff (BÜ ausgeschaltet). 
 Bei anderen (vornehmlich älteren) Bahnübergängen in einigen Ländern ist der Straßen-
verkehrsteilnehmer bei ausgeschaltetem Bahnübergang stets verpflichtet, zur Erhöhung 
der Sicherheit noch einmal selbst nach Schienenfahrzeugen zu schauen. Ein solcher 
Bahnübergang hat also nur die straßenseitigen Signalbegriffe „Sperrung“ und „Vor-
sicht“. 
 In einigen Ländern, insbesondere in Nordamerika, werden auch Bahnübergänge ange-
wandt, die nur einen Vorsichts- und einen Freigabebegriff kennen. Hier ist beim ausge-
schalteten Bahnübergang nach dem Anhalten die vorsichtige Weiterfahrt erlaubt. 
 Bei einigen Anlagen kommt ein aktives Freizeichen vor (Signalbegriff „Freigabe“), bei 
dessen Abwesenheit der Straßenverkehrsteilnehmer selbst das Nahen von Schienenfahr-
zeugen zu prüfen hat (Signalbegriff „Vorsicht“). Ein solcher Bahnübergang hat also alle 
drei Signalbegriffe: Die Begriffe „Freigabe“ und „Sperrung“ für die beiden Endlagen 
und den Begriff „Vorsicht“ für die Zwischenlage und den Störungsfall. 
Zusätzlich können weitere Signalisierungen vorgesehen werden, beispielsweise: 
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 Ankündigungssignalisierung, ähnlich den Vorsignalen bei der Eisenbahn. Diese zeigen 
dem Straßenverkehr insbesondere bei örtlichen Sichtbeschränkungen bereits in der An-
näherung an den Bahnübergang dessen Zustand an. 
 Besondere Warnsignale, beispielsweise bei Annäherung eines zweiten Zuges an einer 
zweigleisigen Strecke, um ein gefährliches regelwidriges Überqueren nach Räumung 
des BÜ durch den ersten Zug, aber noch vor Durchfahrt des zweiten Zuges bzw. Frei-
gabe zu vermeiden. 
 Zusätzliche Straßensignale, die eine Räumung des Bahnübergangs ermöglichen, wenn 
er sich z.B. in der Nähe eines Straßenknotens befindet. 
14.5 Ein- und Ausschaltung technisch gesicherter 
Bahnübergänge 
Jeder Bahnübergang hat eine definierte Grundstellung. Diese kann sein: 
 Die ausgeschaltete Stellung (für Straßenverkehr freigegeben, wird bei Annäherung ei-
nes Zuges gesperrt): Dies betrifft die meisten Bahnübergänge. 
 Die eingeschaltete Stellung (für Straßenverkehr gesperrt, wird nur auf Anforderung frei-
gegeben, sofern sich kein Zug nähert): Dies ist dann sinnvoll, wenn die Zahl der Stra-
ßenverkehrsteilnehmer, die den BÜ überqueren, kleiner ist als die Zahl der Züge. 
Das Schließen des BÜ (bei ausgeschalteter Grundstellung) bzw. die Unterdrückung des Öffnens 
(bei eingeschalteter Grundstellung) erfolgt bei Annäherung eines Schienenfahrzeuges, unter 
Umständen auch in Abhängigkeit von einem zwischen dem Annäherungspunkt und dem BÜ 
befindlichen Hauptsignal. Technisch gesicherte Bahnübergänge können personalbedient oder 
automatisch öffnen und schließen. Für ein sicheres Schließen und das sichere Verhindern des 
Öffnens zur Unzeit wird bei automatischen Bahnübergängen meist mit redundanten Detektoren 
für Schienenfahrzeuge gearbeitet, wobei für das Schließen die Information „Erreichen eines 
Streckenpunktes“ und für das Öffnen die Information „Räumen eines Streckenpunktes“ relevant 
ist (vgl. Kapitel 7.2). Personenbediente Bahnübergänge verfügen häufig über ein geringeres 
Sicherheitsniveau, insbesondere dann, wenn keine Rückmeldung über den gesicherten Zustand 
vorgesehen ist. 
Besondere Situationen ergeben sich in Fällen planmäßiger Zughalte im Annäherungsabschnitt. 
Um lange Schließzeiten für den Straßenverkehr zu vermeiden, eignet sich hier eine Lösung, bei 
der der Zug bei Abfahrtbereitschaft das Schließen des BÜ selbst aktiv auslöst. 
Weitere Schwierigkeiten ergeben sich, wenn im Annäherungsabschnitt einige Züge halten und 
andere nicht, oder wenn die Züge sich mit stark unterschiedlichen Geschwindigkeiten nähern. 
Hier kann eine Unterscheidung des Einschaltortes nach Zugkategorie oder eine Erfassung der 
Geschwindigkeit in Verbindung mit einer zeitverzögerten Einschaltung erfolgen. Wird dies 
durchgeführt, so muss die Erfassung und Übermittlung der Zugkategorie sicher erfolgen. 
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14.6 Überwachung technisch gesicherter Bahnübergänge 
In Analogie zu den beweglichen Fahrwegelementen können Bahnübergänge folgende Lagen 
annehmen: 
 zwei Endlagen: 
o die ausgeschaltete (für Straßenverkehr freigegeben) 
o die eingeschaltete (für Straßenverkehr gesperrt) 
 Zwischenlage: 
o während des Vorgangs des Öffnens/Schließens 
o Störzustand 
Die beiden Endlagen und die Zwischenlage können aus Sicht des Straßenverkehrs in verschie-
dener Weise durch die Signalbegriffe „Sperrung“, „Vorsicht“ und „Freigabe“ wiedergegeben 
werden, wie in 14.4 beschrieben. 
Bezüglich der Frage, wann ein BÜ als gesichert gilt, können folgende Kriterien definiert wer-
den, die international in unterschiedlicher Weise angewandt werden. Die Unterschiede sind zum 
einen länderspezifisch, zum anderen systemspezifisch: 
1. Der BÜ gilt erst dann als gesichert, wenn alle zur straßenseitigen Sicherung vorgesehe-
nen Einrichtungen wirksam sind (Straßenlichtsignal leuchtet, Schranken sind geschlos-
sen etc.), der Bahnübergang also die eingeschaltete Endlage erreicht hat. 
2. Der BÜ gilt bereits dann als gesichert, wenn ein Teil der zur Sicherung vorgesehenen 
Einrichtungen wirksam ist (z.B. Straßenlichtsignal leuchtet, aber Schranken sind noch 
nicht geschlossen). Ein Vorteil ist die Verkürzung der Sperrzeiten, jedoch gilt der 
Bahnübergang bereits dann als gesichert, wenn er seine Endlage noch nicht vollständig 
erreicht hat und sich noch in der Zwischenlage befindet. Daraus ergeben sich hohe An-
forderungen an die Verfügbarkeit der Einschaltung. 
3. Der BÜ gilt bereits dann als gesichert, wenn er sich in der Bereitschaft befindet zu 
schließen. Vorteil ist die weitere Verkürzung der Sperrzeit, jedoch entsteht die Anforde-
rung extrem zuverlässiger Einschaltung. 
4. Zusätzlich zu (1) kann noch eine Überwachung vorgesehen werden, ob der Bahnüber-
gang tatsächlich frei von Straßenverkehrsteilnehmern ist. Die Anwendung dieses zu-
sätzlichen Kriteriums erhöht die Sicherheit weiter, erfordert aber auch einen zusätzli-
chen Aufwand. Sie kann geschehen durch visuelle Prüfung (bei Vorhandensein örtli-
chen Personals), durch fernvisuelle Prüfung (Kamera und Monitor) oder durch techni-
sche Einrichtungen. Bei den ersten beiden Varianten ist die Mitwirkung des Menschen 
zwingend erforderlich, entweder in Form einer aktiven Bestätigung des freien Status als 
Vorbedingung für die Signalisierung des gesicherten Status an den Triebfahrzeugführer, 
oder durch die Möglichkeit eines Eingreifens im Gefahrfall. Die Kriterien, ob und wann 
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eine Freimeldung des Gefahrraums als notwendig erachtet wird, unterscheiden sich in-
ternational stark. 
Daraus können folgende Strategien zur Überwachung der Einschaltung abgeleitet werden 
(Abbildung 20): 
 Überwachung der Einschaltung: Hier wird in verschiedener Form eine positive Informa-
tion an den Zug gegeben, die den (zumindest teilweise) gesicherten Zustand des Bahn-
überganges anzeigt. Bei Fehlen dieser Information ist der Zug zu entsprechenden Vor-
sichtsmaßnahmen (z. B. Anhalten und ersatzweise Sicherung) verpflichtet. In personen-
bedienten Anlagen entspricht dies der Vorgehensweise, dass der Wärter nach Schließen 
eine Rückmeldung abzugeben hat, woraufhin ein rückliegendes Signal auf Fahrt gestellt 
werden darf (in Deutschland „Leipziger Verfahren“ genannt).  
 Überwachung des Anlagenzustandes: Eine Überwachung der (teilweisen) Einschaltung 
wird als nicht notwendig erachtet, sondern es wird davon ausgegangen, dass der Bahn-
übergang bei funktionstüchtigem Zustand sicher einschaltet. Bei personenbedienten An-
lagen war dies eine in der Vergangenheit häufig angewandte Strategie (in Deutschland 
„Frankfurter Verfahren“ genannt), allerdings mit geringem Sicherheitsniveau, daher be-
stand und besteht in einigen Ländern die in 14.4 beschriebene Verpflichtung an den 
Straßenverkehr, selbst noch einmal auf Schienenfahrzeuge zu achten). Heute arbeiten 
mehrere automatische Anlagen mit dieser Strategie, wobei durch redundante, hochver-
fügbare Einschaltung ein sehr hohes Sicherheitsniveau erreicht wird. 
Automatisch ein- und ausschaltende Bahnübergänge mit Überwachung der Einschaltung können 
hinsichtlich der Art der Überwachung folgendermaßen eingeteilt werden (Abbildung 20): 
 Eingebundene Bahnübergänge: Hier wird der Bahnübergang als Teil einer Fahrstraße 
überwacht oder als zusätzliche Bedingung in ein Streckenblocksystem eingebunden. 
Solche Bahnübergänge werden (bei ortsfester Signalisierung) stets durch ein Hauptsig-
nal gedeckt. Diese Form eignet sich insbesondere in Bereichen, wo sich in der Annähe-
rungsstrecke ohnehin Hauptsignale befinden (zum Beispiel Bahnübergänge in Bahn-
hofsbereichen oder unmittelbar hinter einem Blocksignal), wird aber nicht in allen Län-
dern angewandt. 
 Nicht eingebundene Bahnübergänge: Hier wird der Bahnübergang unabhängig von 
Fahrstraßen überwacht. Eine häufig angewandte Lösung sind spezielle Überwachungs-
signale zur Anzeige des Zustandes des BÜ an den Triebfahrzeugführer. 
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Abbildung 20: Einteilung der Bahnübergänge nach Überwachungsart mit Zuordnung der 
Überwachungsarten der DB 
14.7 Fehlererkennung und Rückfallebene 
Ein Fehler in der Sicherung des Bahnübergangs erfordert zunächst sicherheitsgerichtete Reakti-
onen (Anhalten des Straßenverkehrs und/oder des Schienenverkehrs). Die erste Offenbarung 
von Fehlern kann in folgender Weise erfolgen: 
 An den Triebfahrzeugführer (zum Beispiel über Überwachungssignal), der dann zu-
nächst anhalten muss und anschließend weitere Maßnahmen zu ergreifen hat. 
 An das streckenseitige Bahnpersonal: Die zuständigen Mitarbeiter müssen in der Folge 
Maßnahmen ergreifen, um den Straßen- und/oder Schienenverkehr anzuhalten. 
 An den Straßenverkehr, beispielsweise durch permanente Sperrung des BÜ oder durch 
ein gesondertes Störzeichen.  
Als weiterführende Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Betriebs kommt Folgendes in Be-
tracht: 
 Regelung des Verkehrs durch streckenseitiges Bahnpersonal. 
 Sicherung durch Zugpersonal. Dazu gehört die Sicherung durch den Triebfahrzeugfüh-
rer durch sehr langsames Befahren unter Geben von Warnsignalen ebenso wie die Pos-
tensicherung durch Zugpersonal. 
 Sicherung durch den Straßenverkehrsteilnehmer, indem dieser den BÜ wie einen nicht-
technisch gesicherten zu behandeln hat. 
 Aufrechterhalten des gesperrten Zustandes bis zur erfolgten Entstörung (nur bei BÜ mit 
geringer verkehrlicher Bedeutung bzw. Umleitungsmöglichkeiten sinnvoll). 
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14.8 Bahnübergänge – Zusammenfassung 
Grundprinzip an Bahnübergängen ist in den allermeisten Fällen der Vorrang des Schienenver-
kehrs vor dem Straßenverkehr. Somit ist der Straßenverkehr zum einen auf das Vorhandensein 
eines Bahnübergangs und zum anderen auf das Annähern eines Schienenfahrzeuges sicher hin-
zuweisen. 
Eine grundsätzliche Einteilung der Bahnübergänge ist international üblich in passive und aktive 
Bahnübergänge, wobei die technisch gesicherten Bahnübergänge eine Untermenge der aktiven 
Bahnübergänge sind. Die Signalbegriffe zur Signalisierung an den Straßenverkehr können zu-
sammengefasst werden in „Sperrung“, „Freigabe“ und „Vorsicht“, von denen auf jeder Anlage 
mindestens zwei vorgesehen sind, welche die geöffnete und die geschlossene Lage sowie even-
tuell zusätzlich eine Zwischenlage (Störzustand) abbilden. 
Die Überwachung des gesicherten Zustandes kann nach zwei verschiedenen Ansätzen erfolgen: 
 Überwachung der Einschaltung: Hierbei ist unter Einschaltung nicht immer exakt die 
Endlage zu verstehen, da der Bahnübergang bei einigen Anlagen oft auch bereits dann 
als gesichert gilt, wenn er noch nicht vollständig eingeschaltet ist. Auch eine Licht-
raumüberwachung kann einbezogen werden. 
 Überwachung des Anlagenzustandes: Hier wird der Zustand der Anlage in irgendeiner 
Form überwacht und dann von einer sicheren Einschaltung ausgegangen. Vorausset-
zung ist, dass die Anlage hochverfügbar ist. Mit dieser Variante können die Sperrzeiten 
für den Straßenverkehr minimiert werden. 
Weiterhin können Bahnübergänge entweder in die Fahrstraßensicherung eingebunden sein oder 
autonom, also nicht eingebunden arbeiten. 
Die Fehleroffenbarung und ersatzweise Sicherung im Fehlerfall kann unter Einbeziehung ver-
schiedener Personen erfolgen. In Betracht kommen dabei Zugpersonal, streckenseitiges Bahn-
personal und Straßenverkehrsteilnehmer. 
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Abschnitt III: Ergebnisse 
An der Professur für Verkehrssicherungstechnik der TU Dresden wird seit vielen Jahren die 
Sicherungstechnik in den drei Kategorien Anforderungen, Technologien und Techniken be-
trachtet. Diese bewährte wissenschaftliche Betrachtungsweise soll auch im Folgenden als 
Grundlage für die Zusammenfassung und Bewertung der wichtigsten Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede dienen, die aus dieser Arbeit heraus deutlich werden. 
15 Anforderungen 
Die Grundanforderungen der Sicherheit im Bahnbetrieb sind international gleich: 
 Sicherung von Fahrwegelementen: Fahrten mit Schienenfahrzeugen dürfen nur auf in 
geeigneter Weise gesicherten Fahrwegen verkehren. Dazu gehört einerseits die Fahrtzu-
lassung nur dann, wenn sich alle Fahrwegelemente in der entsprechenden Lage befin-
den, und andererseits die Festhaltung der Fahrwegelemente, bis ein eingefahrener Zug 
den Abschnitt geräumt hat. 
 Abstandshaltung: Es ist sicherzustellen, dass ein Schienenfahrzeug nur in einen Raum 
einfährt, der von anderen Schienenfahrzeugen und externen Objekten frei ist und frei-
gehalten wird. Die genauen Abmessungen des so genannten Lichtraums können sich 
dabei unterscheiden und stehen im Zusammenhang mit den Fahrzeugabmessungen und 
den Geschwindigkeiten. Aus den Lichtraumabmessungen ergeben sich auch viele Pa-
rameter der Gleistopographie (z.B. Standorte von Grenzzeichen). 
Gemeinsam sind den Eisenbahnen die sehr hohen Sicherheitsanforderungen hinsichtlich der 
Verhinderung von Unfällen, die sich aus den Systemeigenschaften der Eisenbahnen wie Spur-
führung und lange Bremswege sowie aus dem hohen möglichen Schadensausmaß ergeben. Ab-
stufungen im Sicherheitsniveau sind möglich: Wo nur mit niedrigen Geschwindigkeiten und 
weder mit besetzten Personenwagen noch mit Gefahrgütern gefahren wird, kann unter Umstän-
den ein etwas niedrigeres Sicherheitsniveau ausreichend sein. Dies äußert sich insbesondere im 
unterschiedlichen Umfang von Schutzfunktionen. 
Die oben genannten Sicherheitsanforderungen gelten für alle Funktionen, deren Versagen zu 
einem Unfall führen könnte, also die Funktionen der eigentlichen Sicherungstechnik. Sie gelten 
nicht in diesem Maße für Funktionen, deren Versagen lediglich zu betrieblichen Einschränkun-
gen führen kann, also im Wesentlichen die Funktionen der Leittechnik. 
Aus den oben genannten Sicherheitsanforderungen und aus der hohen Fehlerwahrscheinlichkeit 
menschlicher Handlungen ergibt sich, dass eine Sicherung, die allein auf der korrekten Durch-
führung von Handlungen durch den Menschen beruht, im Allgemeinen nicht ausreichend ist. 
Dies gilt sowohl für das streckenseitige Personal (wodurch Stellwerke mit Verschlussfunktionen 
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notwendig wurden) als auch für das Fahrzeugpersonal (wodurch Zugbeeinflussungssysteme 
notwendig wurden). 
Eine absolute Sicherheit ist jedoch in keinem System möglich. Ziel muss vielmehr die Minimie-
rung des Restrisikos auf ein gesellschaftlich akzeptiertes, sehr geringes Maß sein. Für einige 
Gefährdungen sind jedoch bisher keine unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten allgemein an-
wendbaren Systemlösungen verfügbar, so dass hier über betriebliche Regeln die entsprechenden 
Gefahren zu minimieren sind, was meist auf einem niedrigeren Sicherheitsniveau geschieht. 
Dies gilt beispielsweise meist für die Erkennung externer Objekte im Lichtraumprofil. 
16 Technologien 
In den Technologien finden sich sowohl Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede. Die Gemein-
samkeiten finden sich dabei in den international weitgehend gleichen Grundprinzipien der Si-
cherungstechnik, während die Unterschiede überwiegend in länderspezifisch unterschiedlichen 
Detailausführungen liegen. Im Folgenden sind die wichtigsten Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede zusammengefasst. 
16.1 Gemeinsamkeiten 
Die Bahnen der Welt weisen eine Vielzahl von Gemeinsamkeiten hinsichtlich der prinzipiellen 
technologischen Abläufe in der Sicherungstechnik auf. Diese Gemeinsamkeiten umfassen ins-
besondere: 
 Die Grundfunktionen an beweglichen Fahrwegelementen: Umstellen, Verschluss, 
Überwachung. An Weichen sind diese Grundfunktionen einheitlich realisiert, an 
einragenden Elementen in Rangierbereichen (z.B. Tore, Wasserkräne) wird unter 
Umständen auf Verschluss und/oder Überwachung verzichtet. 
 Die definierten Lagen der beweglichen Fahrwegelemente, die an den Schnittstellen der 
Weichenantriebe nach außen abzubilden sind. Diese können eingeteilt werden in Endla-
gen (meist zwei, aber je nach Art des Elements auch abweichende Anzahl möglich) und 
Zwischenlage. Die Zwischenlage kann weiterhin unterteilt werden in unbestimmte Zwi-
schenlage (z.B. Ausfallzustand), Zwischenlage während des Umstellvorgangs und opti-
onal besondere Störzustände (z.B. Auffahrzustand). 
 Die Prinzipien bei der Ortung von Schienenfahrzeugen zur Gleisfreiprüfung und zur 
Auslösung von Schaltvorgängen, die wiederum eingeteilt werden können in fahrzeug- 
und streckenbasierte und in direkte und indirekte. 
 Das Prinzip einer Geschwindigkeitsobergrenze für die Anwendung ortsfester Signale, 
die sich aus deren Wahrnehmbarkeit ergibt. Es hat sich eine Grenze von ca. 160 km/h 
(maximal 220 km/h in Einzelfällen) international weitgehend durchgesetzt. Bei höheren 
Geschwindigkeiten ist eine sichere und vollständige Führerstandssignalisierung zwin-
gend erforderlich. 
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 Die wichtigsten bei streckenseitiger Signalisierung an den Triebfahrzeugführer signali-
sierten Inhalte und daraus resultierenden grundsätzlichen Signalbegriffe. 
 Bei Anwendung streckenseitiger Signale deren grundsätzliche Positionierung im Lage-
plan: Diese weist international große Ähnlichkeiten auf. 
 Die Grundprinzipien der Sicherung von Fahrstraßen und der prinzipielle zeitliche Ab-
lauf des Herstellens und Auflösens (mit einigen Variationen insbesondere in der Rei-
henfolge von Fahrstraßenfestlegung und Signalfahrtstellung, siehe 16.4). 
 Die betriebliche Unterscheidung nach Zug- und Rangierfahrten als weitgehende Ge-
meinsamkeit bei den meisten Bahnen außerhalb Nordamerikas (jedoch mit Unterschie-
den in der Detailabgrenzung). 
 Die wesentlichen, meist nicht explizit aufgeschriebenen Kriterien, aus denen sich die si-
cherungstechnischen Anforderungen in Bezug auf eine Fahrt ergeben (Abstandshalte-
verfahren, Geschwindigkeit, fahrzeug- und umgebungsbedingte Schutzwürdigkeit). 
16.2 Unterschiede – Ausprägung von Schutzfunktionen 
Schutzfunktionen sind solche Funktionen, die nicht primär für die sichere Durchführung des 
Bahnbetriebs erforderlich sind, sondern die im Fall von menschlichen oder technischen Fehlern 
einen zusätzlichen Schutz bieten sollen. Unter der Voraussetzung, dass die beteiligten Personen 
sich stets korrekt verhalten und die primär für die Sicherung verantwortlichen Techniken nicht 
versagen, werden diese Schutzfunktionen nicht benötigt. Dennoch ist insbesondere aufgrund der 
hohen menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeit und der hohen Sicherheitsanforderungen an vie-
len Stellen ein Schutz erforderlich. Das Maß dieser Notwendigkeit kann jedoch im Einzelfall 
bahn- und fallspezifisch unterschiedlich beurteilt werden, und so kommt es häufig vor, dass 
einige Bahnen eine bestimmte Schutzfunktion anwenden und andere nicht. Typische Beispiele 
für Schutzfunktionen, die unterschiedlich angewandt werden, sind: 
 das Vorhandensein und die Länge des Durchrutschweges 
 das Vorhandensein und die Art von Flankenschutzeinrichtungen 
 das Vorhandensein eines Spitzenschutzes 
 die Art und der Funktionsumfang des Zugbeeinflussungssystems 
 das Vorhandensein einer Gefahrraumfreiprüfung an Bahnübergängen 
 das Vorhandensein einer Lichtraumüberwachung zur Freiprüfung von Hindernissen 
 die Anwendung von Gefahrenmeldeanlagen überhaupt, sowie deren Art und Häufigkeit 
der Messpunkte 
Die Anwendung und das Ausmaß verschiedener Schutzfunktionen ergeben sich insbesondere 
nach folgenden Kriterien: 
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 Das Gefährdungspotenzial, welches sich aus der Art des Gefahrpunktes (z.B. Folge- 
oder Gegenfahrt), den Möglichkeiten zur Gefährdungserkennung und -abwendung 
durch beteiligte Personen, dem angewandten Abstandshalteverfahren, der Geschwin-
digkeit und der fahrzeug- und umgebungsbedingten Schutzwürdigkeit ergeben kann. 
Eine häufig angewandte Lösung, die Schutzfunktionen zu differenzieren, ist der Ver-
zicht auf bestimmte Schutzfunktionen bei Rangierfahrten, weil hier mit niedrigen Ge-
schwindigkeiten, auf Sicht und meist ohne besetzte Personenwagen gefahren wird. Aber 
auch bei Zugfahrten werden die angewandten Schutzfunktionen oft nach Parametern, 
insbesondere der Geschwindigkeit, differenziert. Ein weiteres Beispiel ist die im Ver-
gleich zu anderen Orten höhere Wichtigkeit einer technischen Erkennung von externen 
Objekten auf Bahnübergängen oder in Bahnsteigbereichen, da hier die Wahrscheinlich-
keit für deren Auftreten größer ist. Weiterhin wird ein Durchrutschweg bei Strecken-
blocksystemen häufig als weniger dringlich angesehen als bei Fahrstraßensicherungs-
systemen mit Weichen hinter dem Zielsignal, weil bei Streckenblocksystemen im All-
gemeinen nur Folgefahrten mit niedrigerem Gefährdungspotenzial zu schützen sind. 
 Die Substitution durch andere Schutzfunktionen: Schutzfunktionen können sich unter 
Umständen ganz oder teilweise gegenseitig ersetzen. Ein Beispiel sind die Schutzfunk-
tionen Durchrutschweg und Zugbeeinflussung: Je effektiver die Funktionen des Zugbe-
einflussungssystems hinsichtlich der Vermeidung und der Längenbegrenzung eines 
möglichen Durchrutschens, desto geringer wird die Notwendigkeit eines (langen) 
Durchrutschweges. 
 Der gesamte betrieblich-sicherungstechnische Kontext: Die Notwendigkeit bestimmter 
Schutzfunktionen ergibt sich häufig aus den örtlichen betrieblichen und sicherungstech-
nischen Randbedingungen. So ist beispielsweise in Bereichen, wo nur auf technisch ge-
sicherten Rangierfahrstraßen rangiert wird und keine Fahrzeuge abgestellt werden, ein 
Flankenschutz weniger dringlich als in Bereichen, wo frei rangiert wird und regelmäßig 
Fahrzeuge abgestellt werden. Als weiteres Beispiel sind technische Gefahrenmeldean-
lagen dort weniger dringlich, wo ohnehin viel streckenseitiges Personal vorhanden ist, 
das die Aufgabe der Zugbeobachtung mit übernehmen kann. 
 Die „Philosophie“ der jeweiligen Bahn bzw. des jeweiligen Landes. Hierbei handelt es 
sich um subjektive Kriterien, die trotz gleicher objektiver Randbedingungen zu einer 
unterschiedlichen Bewertung einzelner Gefährdungen oder einzelner Schutzfunktionen 
führen können. Diese unterschiedlichen Bewertungen sind meist historisch gewachsen 
und können verschiedene Ursachen haben. Häufig kommt es vor, dass ein einzelnes 
größeres Unfallereignis dazu führte, dass fortan im jeweiligen Land eine bestimmte Ge-
fährdung besonders stark gewichtet wurde. 
Auf Grundlage dieser objektiven und subjektiven Kriterien legte in der Vergangenheit jede 
Bahn die für erforderlich gehaltenen Schutzfunktionen im eigenen Ermessen fest, woraus zum 
Teil Unterschiede im Sicherheitsniveau zwischen den Bahnen resultieren. Im Zuge der europäi-
schen Normung und der darin vorgesehenen Anwendung von Erkenntnissen der Sicherheitswis-
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senschaft ist heute eine Dimensionierung der Schutzfunktionen auf Grundlage quantitativer 
Sicherheitsnachweise gefordert, was bei Neu- und Umbauten zur Reduzierung der subjektiven 
Faktoren und der daraus resultierenden Sicherheitsunterschiede führt. 
16.3 Unterschiede – Strecken- vs. fahrzeugseitige Realisierung 
von Sicherungsfunktionen 
Die Systeme unterscheiden sich international in der Frage, ob sich die Funktion der Fahrzeuge 
im sicherungstechnischen Regelkreis auf das Befolgen der Fahrterlaubnis- und Geschwindig-
keitsanweisungen einschließlich deren Überwachung beschränkt, oder ob die Fahrzeuge auch an 
anderen Stellen im Regelkreis aktiv mitwirken. Basierend auf der Einteilung der betrieblichen 
und sicherungstechnischen Prinzipien in britisch, deutsch und nordamerikanisch geprägte (Pachl 
in: Theeg/Vlasenko 2009) lässt sich allgemein sagen, dass die britisch und die nordamerikanisch 
geprägten Systeme eher dazu neigen, weitergehende Verantwortung an das Fahrzeug zu über-
tragen, während dies bei den deutsch geprägten Systemen nicht der Fall ist. Eine strikte Trennli-
nie ist hier allerdings nicht erkennbar. Beispiele für Sicherungsfunktionen, die alternativ stre-
cken- oder fahrzeugseitig realisiert werden können, sind: 
 Die Gewinnung der Gleisfreimeldeinformation kann streckenseitig (durch Gleisstrom-
kreis/Achszähler/Zugbeobachtung) oder fahrzeugseitig (durch Räuminformation des 
Zuges selbst) erfolgen. Die weiter verbreitete Variante ist die streckenseitige, aber auch 
die fahrzeugseitige wird insbesondere in nordamerikanischen Betriebsverfahren und in 
Nebenbahnverfahren britischen und nordamerikanischen Ursprungs angewandt. 
 Damit im Zusammenhang stehend kann in Abwesenheit einer durchgängigen techni-
schen Gleisfreiprüfung die Zugintegritätsprüfung streckenseitig (durch Zugschluss-
beobachtung oder streckenbasierte Zugschlussmeldeanlagen) bzw. fahrzeugseitig 
(durch das Zugpersonal oder durch fahrzeugbasierte Zugschlussmelder) erfolgen. In 
deutsch beeinflusster Sicherungstechnik dominieren die streckenseitigen und in nord-
amerikanisch beeinflusster Sicherungstechnik die fahrzeugseitigen Lösungen. 
 In der Rückfallebene kann die Sicherheitsverantwortung für die Sicherung beweglicher 
Fahrwegelemente und die Abstandshaltung fast ausschließlich beim streckenseitigen 
Personal liegen (deutsch geprägte Prinzipien), oder aber zu einem Großteil auch beim 
Fahrzeugpersonal (britisch und nordamerikanisch geprägte Prinzipien). Bereiche, in de-
nen dabei das Fahrzeugpersonal Sicherheitsverantwortung übernimmt, sind beispiels-
weise das Permissivfahren und die zeitverzögerte Hilfsauflösung (mit der Folge, dass 
nach Zeitablauf der Triebfahrzeugführer sich nicht mehr auf einen gesicherten Fahrweg 
verlassen kann). Hier besteht auch ein Zusammenhang zur Verwendung sicherer bzw. 
nichtsicherer Bediensysteme: Das streckenseitige Personal kann nur dann Sicherheits-
verantwortung in der Rückfallebene übernehmen, wenn es über die entsprechenden si-
cheren Informationen verfügt und die erforderlichen Eingabekommandos sicher ausfüh-
ren kann. Weiterhin besteht ein Zusammenhang zur Zentralisierung der Betriebsfüh-
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rung: Eine sehr starke Zentralisierung, wie schon frühzeitig in Nordamerika angewandt, 
behindert die Übertragung von sicherheitsrelevanten Handlungen in der Rückfallebene 
an das streckenseitige Personal, weswegen dann eine Tendenz zum Fahrzeugpersonal 
besteht. 
Mit beiden Varianten, der strecken- und der fahrzeugseitigen Realisierung der Sicherungsfunk-
tionen, kann ein ähnlich hohes Sicherheitsniveau erreicht werden. Sicherheitsrelevante Unter-
schiede können in bestimmten Fehlerfällen auftreten, von denen einige die strecken- und andere 
die fahrzeugseitige Realisierung vorteilhafter erscheinen lassen. Außerdem sind die Techniken 
und betrieblichen Regeln entsprechend auf das jeweilige Prinzip anzupassen. Insgesamt sind 
aber beide Prinzipien als gleichwertig anzusehen. 
16.4 Unterschiede – Sicheres Auslösen von Schaltvorgängen 
Ein weiterer grundsätzlicher Unterschied besteht in der Annahme der sicheren Auslösung be-
stimmter sicherungstechnischer Schaltvorgänge: Die britisch und nordamerikanisch beeinflusste 
Sicherungslogik basiert traditionell auf dem sicheren Auslösen von Schaltvorgängen, während 
die deutsch beeinflusste Sicherungslogik das Überwachen der Schaltvorgänge zur Grundlage 
hat. Dieser Unterschied ist eng verknüpft mit den angewandten sicherungstechnischen Bauele-
menten und geht bereits auf die Entwicklung des Gleisstromkreises in Nordamerika um das Jahr 
1870 und das Vertrauen auf das sichere Abfallen des Gleisrelais zurück. Später manifestierte 
sich dieser Unterschied insbesondere in der Relaistechnik in der Verwendung von Typ-C- bzw. 
Typ-N-Relais. Funktionale Beispiele in der Sicherungslogik, an denen dieser Unterschied deut-
lich wird, sind: 
 Nicht rücknehmbare Festlegung einer Fahrstraße nach Signalfahrtstellung bei Annähe-
rung des Zuges in Großbritannien bzw. vor Signalfahrtstellung in Deutschland. 
 Sichere Haltstellung des Signals nach Vorbeifahrt des Zuges in Großbritannien bzw. 
Prüfung der Haltstellung vor der nächsten Fahrtstellung des rückliegenden Signals in 
Deutschland. 
 „Swinging Overlaps“ in Großbritannien, die es ermöglichen, während eine Fahrstraße 
aktiv ist, den Durchrutschweg zu ändern im Vertrauen darauf, dass die Weiche vor ei-
nem eventuellen Durchrutschen des Zuges die neue Endlage erreicht. 
 Anwendung von Blocksystemen mit direkter Steuerung über die Gleisbelegung (nord-
amerikanischer Ursprung, sichere Schaltvorgänge) vs. Austausch von Vor- und Rück-
blockinformationen (deutscher Ursprung, Überwachung). 
Die sichere Auslösung von Schaltvorgängen kann die Sicherungslogik an den betreffenden Stel-
len wesentlich vereinfachen, indem sie die Notwendigkeit der Prüfung von Bedingungen redu-
ziert. Andererseits ist ein erhöhter technischer Aufwand erforderlich, um die sichere Auslösung 
zu bewirken. Aus betrieblicher Sicht hat die sichere Auslösung von Schaltvorgängen an einigen 
Stellen Vorteile, ein Sicherheitsgewinn ist damit jedoch in der Regel nicht verbunden, da bei 
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nichtsicherer Auslösung der Schaltvorgänge die gleiche Sicherheit durch entsprechende kom-
plexere Überwachungslogiken erreicht wird. 
In modernen elektronischen Systemen kommt es zu einer Relativierung dieses Unterschiedes, 
indem sichere Vorgänge nur durch Redundanzen und interne Prüfung und Vergleich erreicht 
werden können, die Kommandoausgabe nach außen dann aber mit hoher Sicherheit erfolgt, die 
ebenfalls auf Redundanz basiert. So werden redundante Anlagen, die im Ergebnis sichere 
Schaltvorgänge liefern, weltweit angewandt. Ein Beispiel ist die hochsichere redundante Ein-
schaltung von Bahnübergängen, bei denen lediglich die Einschaltbereitschaft überwacht wird. 
Umgekehrt haben sich aber viele der Unterschiede in der sicherungstechnischen Logik, die auf 
der sicheren bzw. nichtsicheren Auslösung von Schaltvorgängen in älterer Technik basieren, bis 
heute erhalten. 
16.5 Schnittstellen zwischen Strecke und Fahrzeug 
Genormte sicherungstechnische Schnittstellen zwischen Strecke und Fahrzeug sind ein wesent-
licher Aspekt in der Einsetzbarkeit von Fahrzeugen. Die wesentlichen Schnittstellen zwischen 
Strecke und Fahrzeug im Regelkreis (Abbildung 1) sind: 
 Ortung (Schnittstelle auf der sensorischen Seite des Regelkreises): Diese Schnittstelle 
ist in den meisten Netzen durch international genormte Eigenschaften der Räder und 
Achsen realisiert (insbesondere elektrische Leitfähigkeit zur Erkennung durch Gleis-
stromkreise und ferromagnetische Räder zur Erkennung durch induktive Radsensoren 
einschließlich Achszähler). Damit ist eine internationale Einsetzbarkeit von Fahrzeugen 
nach diesem Kriterium gegeben. In einigen Systemen erfolgt jedoch die Ortung zum 
Zweck der Gleisfreiprüfung und/oder zur Initiierung der Einstellung von Fahrwegen 
durch aktive Positionsmeldungen von Fahrzeugen. Diese Lösungen erfordern spezielle, 
komplexere Schnittstellenlösungen und eine Ausrüstung aller im Netz vorkommender 
Fahrzeuge und sind somit nur für abgeschlossene Netze geeignet. 
 Steuerwertausgabe an das Fahrzeug: Diese Schnittstelle umfasst die Signalisierung mit-
tels streckenseitiger Signale an den Triebfahrzeugführer sowie die technische Informa-
tionsübertragung auf das Fahrzeug für Zwecke der Zugbeeinflussung und Führerstands-
signalisierung. Die Schnittstelle ist international sehr vielfältig gelöst, was die Informa-
tionsinhalte und insbesondere die Codierung der Informationen betrifft. Daraus folgt, 
dass die Triebfahrzeuge und die Triebfahrzeugführer, im Gegensatz zu den im Zug mit-
laufenden Wagen ohne Steuerfunktion, in der Regel nicht grenzüberschreitend einsetz-
bar sind. 
Aufgrund der größeren Komplexität bezieht sich die folgende Zusammenfassung auf die 
Schnittstellen der Steuerwertausgabe. An der Schnittstelle „ortsfestes Signal“ lassen sich, neben 
einer Reihe von weiteren Signalisierungsinhalten, als wichtigste Signalisierungsinhalte die 
Fahrterlaubnis und die zulässigen Geschwindigkeiten identifizieren. Die darauf bezogenen 
grundlegenden Signalbegriffe lassen sich international einheitlich zusammenfassen: 
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 Absoluthalt 
 Permissivhalt bzw. restriktiver Permissivhalt 




Auch sonstige zu signalisierende Informationsinhalte (z.B. Signale für elektrische Zugförde-
rung, vorgesehene Halteplätze, Streckenkilometrierung etc.) ähneln sich in den prinzipiellen 
Informationsinhalten. Stark unterschiedlich sind jedoch die genauen betrieblichen Regeln, die 
sich hinter den einzelnen Signalbegriffen verbergen, die Signalisierungslösungen in Sonderfäl-
len (z.B. verkürzter Vorsignalabstand) sowie die Signalbilder, was insbesondere den internatio-
nalen Einsatz von Triebfahrzeugführern behindert. 
Bei der Übertragung von Informationen auf das Fahrzeug zwecks Zugbeeinflussung und Füh-
rerstandssignalisierung sind bereits die prinzipiellen Informationsinhalte zwischen den Syste-
men sehr unterschiedlich. Ebenso unterschiedlich sind die technischen Übertragungsmittel und 
die Codierungen der Informationen. Diese Unterschiede behindern den internationalen Einsatz 
der Triebfahrzeuge erheblich. 
Während hinsichtlich der ortsfesten Signalisierung Vereinheitlichungsbestrebungen in den 
1950er Jahren in Europa aufgrund der großen Verschiedenartigkeit weitgehend scheiterten und 
seitdem keine nennenswerten neuen Versuche unternommen wurden, wird heute versucht, mit 
ETCS ein einheitliches System für die Führerstandssignalisierung und Zugbeeinflussung mit 
einheitlicher Schnittstelle Strecke-Fahrzeug zu schaffen. Um alle nationalen Besonderheiten 
berücksichtigen zu können, weist dieses System eine sehr hohe Komplexität auf. 
16.6 Örtlicher Bezug in der sicherungstechnischen Logik 
Hinsichtlich des örtlichen Bezugs in der sicherungstechnischen Logik lassen sich viele Gemein-
samkeiten, aber auch einige prinzipielle Unterschiede feststellen. Wesentliche Unterschiede 
sind: 
 Bei Führerstandssignalisierung sowie bei ortsfester Signalisierung nach dem Richtungs-
prinzip ist prinzipiell eine Anpassung der zulässigen fahrwegabhängigen Geschwindig-
keit an jedes einzelne Fahrwegelement möglich, wenngleich dies nicht bei jedem Sys-
tem angewandt wird. Bei ortsfester Signalisierung nach dem Geschwindigkeitsprinzip 
ist dies praktisch nicht möglich, sondern eine Geschwindigkeit gilt mindestens für die 
gesamte Fahrstraße, in einigen Fällen auch für die komplette Bahnhofsdurchfahrt. 
 Für Fälle, in denen der Abstand zwischen zwei aufeinander folgenden Hauptsignalen 
kürzer ist als der sich aus dem Bremsweg ergebende reguläre Vorsignalabstand, gibt es 
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verschiedene Möglichkeiten der Vorsignalisierung über mehrere Signalisierungsab-
schnitte: 
o Abgestufte Geschwindigkeitssignalisierung 
o Einführung eines Vorwarnbegriffes 
o Vorverlegung des Warnbegriffs auf Bremswegabstand und Wiederholung bzw. 
Dunkelschaltung an den dazwischen liegenden Signalen 
Diese Varianten sind jeweils in unterschiedlichem Maße für verschiedene Situationen 
(verkehrende Züge, Geschwindigkeiten, örtliche Situationen) geeignet, unterscheiden 
sich aber in ihrer Anwendung auch länderspezifisch. 
17 Techniken 
Die technischen Lösungen unterscheiden sich international sehr stark und es ist eine große Pro-
duktvielfalt vorhanden. Dabei eröffnet bereits die Verwendung der Relaistechnik, in noch viel 
stärkerem Maße jedoch die elektronische Technik, Möglichkeiten bis hin zur Modularisierung 
sicherungstechnischer Hardware und zur universellen Verwendung standardisierter Komponen-
ten anstelle von Spezialbauteilen. Im Zuge der Verwendung von Massenbauteilen kommt es 
jedoch zu Konflikten zwischen den Lebenszyklen dieser Bauteile einerseits und der Gesamtan-
lage andererseits. Daher ist es wichtig, die Austauschbarkeit und die Wiederbeschaffbarkeit der 
Bauteile über die gesamte Lebensdauer einer Anlage hinweg sicherzustellen. Austauschbarkeit 
bedeutet aber auch, dass künftige Generationen von Bauelementen in geeigneter Weise ab-
wärtskompatibel sein müssen, um die Funktionalität früherer Systementwicklungen sicherzu-
stellen. 
Zu berücksichtigen ist auch, dass die Normengrundlage für Massenbauteile und sichere System-
lösungen bei Bahnanwendungen durchaus unterschiedlich sein kann und in einem fachlichen 
Diskussionsprozess künftig harmonisiert werden muss. 
Einen weiteren wichtigen Aspekt stellen standardisierte Schnittstellen dar, die jedoch bisher nur 
in Einzelfällen vorhanden sind. Seitens der Systembetreiber besteht wachsendes Interesse an 
möglichst einheitlichen Schnittstellen auch innerhalb der Systeme, um einen Anbieterwettbe-
werb und die Austauschbarkeit von Komponenten zu ermöglichen. Das erfordert aktuell ein 
Umdenken der Systemhersteller, bei dem nicht nur technische Probleme, sondern auch Fragen 
der Produkthaftung geklärt werden müssen. Dabei ist die Schnittstellen-Idee nicht völlig neu, 
denn dort, wo Systeme verschiedener Hersteller oder aus verschiedenen Technikgenerationen 
miteinander verbunden sind, sind auch aus Herstellersicht Schnittstellenlösungen erforderlich. 
Ein besonders schönes Beispiel für eine gelungene Kompatibilität ist der Weichenantrieb im 
deutschen Eisenbahnnetz, der – unabhängig vom Hersteller – sowohl auf der mechanischen als 
auch auf der elektrischen Seite nahezu problemlos austauschbar ist [Kunze 2009]. 
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18 Zusammenfassung 
Der Themenkomplex der Modularisierung sicherungstechnischer Anlagen, der Austauschbarkeit 
von Komponenten und der einheitlichen Schnittstellen in den verschiedenen Bereichen der Si-
cherungstechnik bietet ein weites Feld für wissenschaftliche Untersuchungen in der Zukunft. 
Indem in der vorliegenden Arbeit versucht wurde, die Systemlösungen auf einem hohen Grad 
der Abstraktion darzustellen, sollte zur Wissensbasis für künftige erfolgreiche Entwicklungen 
beigetragen werden. 
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Anhang A: Auswertung beispielhafter 
Weichenschaltungen 
(Quellen: Theeg/Vlasenko 2009; Kunze 2009) 
Deutsche Vierdrahtweichenschaltung 
Die deutsche Vierdrahtweichenschaltung verwendet vier Kabeladern und folgende Ströme: 
 Dreiphasen-Drehstrom 380 V, 50 Hz als Stellstrom 
 Gleichstrom 60 V als Überwachungsstrom 
Die oben beschriebenen Zustände werden folgendermaßen abgebildet, wobei die Endlagen als 
Rechtslage (Endlage 1) und Linkslage (Endlage 2) bezeichnet werden: 
1. Stellstrom mit Phase 1 an Kabelader 1, Phase 2 an Kabelader 3, Phase 3 an Kabelader 4 
und Neutralpunkt an Kabelader 2 
2. kein Strom 
3. Überwachungsstrom durchfließt die vier Adern in der Reihenfolge (von Plus nach Mi-
nus): 4 – 3 – 2 – 1 
4. Überwachungsstrom durchfließt zwei Adern in der Reihenfolge (von Plus nach Minus): 
4 – 1 
5. Stellstrom mit Phase 1 an Kabelader 3, Phase 2 an Kabelader 1, Phase 3 an Kabelader 4 
und Neutralpunkt an Kabelader 2 (vertauschte Aderbelegung im Vergleich zu Zu-
stand 1) 
6. kein Strom 
7. Überwachungsstrom durchfließt die vier Adern in der Reihenfolge (von Plus nach Mi-
nus): 4 – 1 – 2 – 3 (vertauschte Aderbelegung im Vergleich zu Zustand 1) 
8. Überwachungsstrom durchfließt zwei Adern in der Reihenfolge (von Plus nach Minus): 
4 – 3 
Russische Fünfdrahtweichenschaltung 
Die russische Fünfdrahtweichenschaltung verwendet fünf Kabeladern und folgende Ströme: 
 Dreiphasen-Drehstrom 380 V, 50 Hz als Stellstrom 
 polarisierter Wechselstrom 80 V, 50 Hz als Überwachungsstrom 
Die oben beschriebenen Zustände werden folgendermaßen abgebildet, wobei hier die Endlagen 
als Pluslage (Endlage 1) und Minuslage (Endlage 2) bezeichnet werden: 
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1. Stellstrom mit Phase 1 an Kabelader 1, Phase 2 an Kabelader 3 und Phase 3 an Kabel-
ader 5 
2. kein Strom 
3. Überwachungsstrom durchfließt die Kabeladern 1 und 3. 
4. kein Strom 
5. Stellstrom mit Phase 1 an Kabelader 2, Phase 2 an Kabelader 4 und Phase 3 an Kabel-
ader 5 
6. kein Strom 
7. Überwachungsstrom durchfließt die Kabeladern 2 und 4. 
8. kein Strom 
Italienische Weichenschaltung S. De 6/2 
Die italienische Standardweichenschaltung für Relaisstellwerke verwendet sieben Kabeladern 
und folgende Ströme: 
 Gleisstrom 144 V als Stellstrom 
 Gleichstrom 48 V als Überwachungsstrom 
Die oben beschriebenen Zustände werden folgendermaßen abgebildet, wobei hier die Endlagen 
als Pluslage (Endlage 1) und Minuslage (Endlage 2) bezeichnet werden (den Sonderfall der 
temporär auffahrbaren Weiche nicht betrachtend): 
1. Stellstrom über Kabeladern 7 und 6 
2. kein Strom 
3. Überwachungsstrom durchfließt die vier Überwachungskabeladern in der Reihenfolge 
1 – 3 – 4 – 2. 
4. kein Strom 
5. Stellstrom über Kabeladern 5 und 6 
6. kein Strom 
7. Überwachungsstrom durchfließt die vier Überwachungskabeladern in der Reihenfolge 
1 – 4 – 3 – 2. 
8. kein Strom 
 
